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Von Horst Peter 

,,Wer nur von Maschinenbau etwas versteht, versteht nie zu gewinnen.Paradigmatisch ist für diesen Vorgang 
auch von Maschinenbau nichts." Mit diesem Spruch die Okkupation des Reformbegriffs unter Mithilfe der 
klaoten kritische Maschinenbauer die oesellschaftliche Sozialwissenschaften. Die Bewusstseinsherrschaft wirkt - 
Verantwortlichkeit und Verantwortung des Ingenieur- nicht so sehr durch Einsichten,sondern durchTheinen- 
berufs ein. Der Spruch Iässt sich übertragen auf ande- Stellungen und begrifflicheFormeln. Ihr Erfolg hängtvon 
re Wissenschaftsbereiche. So möchte man den Gen- der DefinitionsmachtüberStichworteabunddersimul- 
technikern zurufen:.Wer nur etwas von Biologie ver- tanenVerknüpfungdieserStichwortemit Heilsbotschaf- 
steht, verstehtauch von Biologie nichts."Oderden Öko- ten (Michael Buckmiller) bei gleichzeitiger Verschleie- 
nomen:,,Wer nur etwas von Ökonomie versteht, der rungvon Herrschaft.AusVersatzstücken wirdeinevirtu- 
versteht auch von Ökonomie nichts." elle Realität gebaut. Die Erde wird zum weltweiten 
Kritisiert wird die fehlende gesellschaftliche Verant- Marktplatz, auf dem der Markt alles zum besten regelt. 
wortung hochqualifizierter Wissenschaftler für d a s ,  Die Menschen - auch die Wissenschaftler - werden zu 
sie tun und die Blindheitoeaenüber den tatsächlichen Marktteilnehmern zurechtoestutzt. sozialstaatliche Re- - 2 
und möglichen Folgen ihresTuns. 
Der Streit um die Ablösung höchst qualifizierten Wis- 
sens von den gesellschaftlichen Folgen geht historisch 
weit zurück. Die Schwelle wurde mit den Professiona- 
lisierungsprozessen in den freien akademischen Beru- 
fen überschritten. Das im Studium erworbene Wissen 
wurde als berufliches Spezialwissen zur verwertbaren 
Ware und aus dem gesellschaftlichen Zusammenhang 
gelöst. Zum Problem wurde dieser Vorgang, wenn die 
Qualifizierten Spezialwissenschaftler nicht mehr Mit- 
arbeiter in betrieblichen oder administrativen Zielzu- 
sammenhang sind.sondern ihr Wissen als Ware melst- 
bietend verwerten müssen. Damit wird es von den 
möglichen gesellschaftlichen Skrupeln und Einwän- 
den getrennt und dem Konkurrenzprinzip des Marktes 
unterworfen. Der Wissenschaftler wird zum Fachbera- 
ter,der sein Produkt beliebigen Käufern anbietet. 
In der Politik hat dieser Vorgang die fatale Folge. dass 
die Politikberatung zur prog~ammatischen ~ n t k e r -  
nung von Regierungen und Parteien führt und die Re- 
formvorschläoe unterschiedlicher Parteien sich 
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letztlich nur noch in der Radikalität, nicht mehraberin 
den Zielen unterscheiden. Schließlich bestehen die 

gelungen behindern dassegensreichewirken des Mark- 
tes zur Wohlfahrt aller. Der Staat ist nur noch Garantie- 
macht gegenüber Risiken. 
Diese Scheinrealität dringt in den öffentlichen Diskurs 
ein und verstärkt auch in die Positionieruno der Linken. 
Kurzum: Fürchtet die Griechen, wenn sie Geschenke 
machen, warnte einst Laokoon vor dem trojanischen 
Pferd. Fürchtet die neoliberalen Stichwort gebenden 
Intellektuellen. 

Pierre Bourdieu war es vor allem, der vor den intelleku- 
ellen trojanischen Pferden des Neoliberalismus warnte 
und die Intellektuellen - nicht nur in Frankreich - aufrief, 
sich selber wieder zu einer Moral zu verhelfen und sich 
aufklärend und handelnd oesellschaftlich zu enaaoieren - - 
und dem Reformbegriff wieder den Sinn der Verbesse- 
rung der Lebensverhältnisse für alle und der Sicherung 
desgesellscha'ftlichenZusammenhaltszugeben. Raisons 
d'agire nannteer dieVeröffentlichungen,in denen enga- 
oierte Wissenschaftler ihre Notwendiokeit zum Handeln - - 
zu für jedermann erschwinglichen Preisen veröffentli- 
chen - wäre das nicht auch eine Chance für spw? 
Bourdieu wirkte! Nicht ohne Grund ist er einer der kri- 

Fachkommissionen unterschiedlicher Parteien oft aus tischen Freundeder in Frankreich entstandenen Attac- 
denselben Personen und Beratungsfirmen wie Roland Bewegung gewesen.Verantwortlichkeit zeigendewis- 
Beroer können aleichzeitio die Bundesreoieruno oder senschaftler finden mehr und mehr Anschluss an die - < - - - 
politisch anders zusammengesetzte Landesregierun- 
gen beraten. Sie geben der jeweils herrschenden Re- 
gierung die wissenschaftlich-intellektuelle Legitima- 
tion. Damit kann die jeweilige Regierung ihre Reform 
als alternativlos ausgeben. 
Allerdingszieht dasVolk die richtige Schlussfolgerung, 
wenn es die Legitimation der Poiitikdurch teure Bera- 
ter als Missbrauch von Steuergeldern und als Skandal 
empfindet. Denn das Volk als Subjekt der politischen 
Willensbildung hat in diesem beratergestützten Re- 
formwrozess keinen Platz mehr. 
~urzUm: Die Beschränktheit der Berater beschränkt die 
Chancen der Politik, Politik für das Volk zu sein. Sie 
trennt das Volk von seiner politischen Vertretung. 

Besonders folgenreich ist diese Politik, wenn die Viei- 
falt der Produkteder Beratung beschränkt wird, weil die 
Mehrheit der Anbieter der neoliberalen Bewusstseins- 
herrschaft unterliegt, die Schritt für Schritt andere Pro- 
duktevom Markt gedrängt hat. 
Wer die Begriffe besetzt, dem gehört die Zukunft. Mit 
dieser griffigen Formel haben die Neoliberalen in den 
1970er Jahren begonnen, die intellektuelle Hegemo- 

Globalisierungskritiker und arbeiten mit an der Reali- 
sierung des einenden Slogans ,,Eine andere Welt ist 
möglich. 
Linke Intellektuelle, die den Dialog mut der Sozialde- 
mokratie nicht aufgeben wollen, sollten auch die SPD 
in diesen Dialog hineinziehen und ihr helfen, aus der 
neoliberalen Sackgasse wieder heraus zu kommen. 
Dazu bietet sich an, den lnnovationsbegriff verantwort- 
lich aufgesellschaftlicheVerhäitnissezurückzuwenden 
und den neoliberalen Trendsettern zu entwinden. Frü- 
her hießdas, die Klassenauseinandersetzungenzufüh- 
ren. Dazu ist esgenauso notwendig,die sozialdemokra- 
tische Bildungsoffensive nicht zu einer Diskussion um 
Eliteuniversitäten abdrängen zu lassen. Vorsicht vor 
dem,,Trojanischen Pferd"! 
Kurzum: Als Shell merke, dass ihr wegen der Absicht, 
die Ölbohrinsel Brent-Spar im Meer zu entsorgen die 
Käufer für Benzin verloren gingen, wählten sie einen 
anderen Entsorgungsweg und annoncierten weltweit 
.wir haben verstanden!" Und es gelang Shell, einen 
großen Teil der Kunden zurück zu gewinnen. Das Bei- 
spiel könnte der SPD auch bei ihrer Reformdiskussion 
ein Fingerzeig sein. SPW 2 1 m  
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Neue Männer und alte 
Lieder, große Gesten und 
echte Sentimentalität 
Von Andrea Nahles 

MitderSPDsitztman wiedergerne niert nur-wenn die SPD in ihrer Breite sich 
in der ersten Reihe.Aber nicht nur Heimki- selbstbestimmteren Formenvon Leben und 
no haben wir auf dem Parteitag erlebt. Die Arbeit im Alltag der Menschen öffnet. Die 
SPD verordnete sich Ende und Anfang. Kritik an der Ökonomisierung sozialdemo- 
Schluss mit dem verbreiteten Katzenjam- kratischer Politikist in linken Zirkeln gängig. 
mer.Start in eine neue Konsolidierungspha- Sie ist richtig,aber sie verlangt von uns Ant- 
se. Und das meinen die Delegierten ernst. worten, die wir auch vom linken Spektrum 
Niemand glaubt,dass eine Schwalbe schon der SPD nicht genügend reflektiert undver- 
einenSommermacht.AberFrühlina ist drin. dichtet haben. In der Debatte um öffentli- - 
Schlüsseifigur dieser Hoffnungen: Franz 
Müntefering. Er steht für Stabilität im ver- 
waisten Zentrum der Partei. Er verkörpert 
Aufbruch. 
Aufbruch -wohin? Die SPD steht kurz vor 
der politischen Insolvenz. So muss man es 
nennen. Das hat den Wechsel an der Spitze 
überhaupt erst nötiggemacht.Gründemüs- 
sen aufgearbeitet werden. Die SPD,,liberal, 
manchmal konservativ, auch gelegentlich 
nachhaltig-grün,aber was ist eigentlich das 
unverwechselbar sozialdemokratische an 
ihr?" Diese Fragesteht im Raum.Gestelltvon 
Benjamin Mikfeld und Katrin Molkentin im 
Sommer 2002. Sie verweist darauf, dass 
nicht erst die Agenda 2010 eine Krise der 
politischen Substanz und Perspektive der 
SPD herbeigeführt hat. Darauf müssen Ant- 
worten gefunden werden. 
Eine offensives Projekt,dass Sozialreformen 
als zeitgemäße Form sozialer Gerechtigkeit 
hätteausweisen können.ist nicht gelungen. 
Lähmungserscheinungen im eigenen Spek- 
trum wurden stattdessen lange schöngere- 
det oder ignoriert. Ursache dafür, so Gerd 
Mielke im September 2003 sei,,,dass auch in 
wesentlichen Bereichen der SPD-Führung 
die Ausrichtung der Politik auf möglichst 
günstige Bedingungen für das Unterneh- 
mertum das grundlegende Axiom der Wirt- 
schafts- und Gesellschaftspolitik geworden 
ist. Sozialstaat, Gewerkschaften und Arbeit- 
nehmer gelten in diesem Politikmodell als 
disfunktionale,fossile Relikte,die auf die Er- 
fordernisse der Unternehmen zu trimmen 
gilt." 
Aufbruch -wohin? Die Beantwortung die- 
ser Frage setzt eine originäre Vorstellung 

che Güter haben wir uns gut positioniert. 
Was den Umgang mit Veränderungen der 
kapitalistischen Arbeitswelt und individua- 
lisierter Lebenswelt angeht,sind wir im lin- 
ken Spektrum gespalten.Die politische Kri- 
sederSPDgehtalsoauch mitauf unser Kon- 
to. Das ist keine Selbstkasteiung, sondern 
die Zielbeschreibung eigener Arbeits- 
Schwerpunkte in den kommenden Mona- 
ten. 
1. Die SPD wird unter ihrem neuen Vorsit- 
zenden die Grundsatzdebattefortsetzen.50 
wurde die Arbeitsplanung konkretisiert. 
Ende2005 soll das Programm verabschiedet 
werden.Bislang haben sich nurTeileder Lin- 
ken an dieser Debatte beteiligt. Eine breite- 
re Anlage der Diskussionen innerhalb der 
Linken muss angestrebt werden.Von kei- 
nem anderen Spektrum der SPD ist eine 
ökonomische Profilierung jenseits des 
Mainstream-Neoliberalismus und jenseits 
altkeynesianischer Selbstgewissheit zu er- 
warten. Programmveranstaltungen und~Pu-~- 
blikationen werden vorbereitet. 
2. Die Auseinandersetzung mit dem Netz- 
werkjunger Abgeordneter wird dringender. 
Unter dem Label .Neue SPD" mit kräftiger 
finanzieller und organisatorischer Unter- 
stützung der FES werden Pfähle in den Bo- 
den gerammt, die eine Alternativlosigkeit 
s~ggerieren~diees nicht gibt.Letzteresmüs- 
sen wir deutlich machen.Wir sind zu defen- 
siv.Das werden wir ändern.Es gibt politisch 
und personell Alternativen. Die Auseinan- 
dersetzung um die SPD 2OXX ist in vollem 
Gange-wir müssen zwei Gänge höherschal- 
ten.Auch dazu sind Initiativen in Vorberei- 
tung. Wer hier im Dialog bleiben will, soll 

von sozialdemokratisch&~irtschafts~olitik sich bei uns melden info@forum-dl2l.de. 
voraus. sie schließt einen selbstbewussten 3,Dieangekündigte Gründung einer neuen 
Umaano mit staatlichen Reoulierunas- und Partei ist eine Herausforderung an die SPD 
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Fördermöglichkeiten ein und sie funktio- und nicht zuletzt an die SPD-Linke. Es gibt 

Andreo Nahles, Literaturwissenschaftlerin, Vorsitzende Forum DL21 e. V ,  spw-Mitherausgebe- 
rin und Mitglied im SPD-Präsidium 

Andrea Nahlei 

verschiedene Initiativen, die einiges ge- 
meinsam haben.Es sind keine Politikneulin- 
ge, die da agieren. Es ist nicht nur aufrech- 
ter Zorn, der die Leute antreibt, sondern es 
ist gezielte Provokation. Wer am Ende eine 
neue Partei gründet oder dazu aufruft,der 
sollte sich von seiner SPD- Parteimitglied- 
Schaft trennen.Ansonsten wird sich die SPD 
von ihnen trennen müssen. Aber es wäre 
gleichwohl fatal,die tiefe Irritation und Sor- 
ge vieler Sozialdemokraten über Kurs und 
Identität der SPD nur mit formaler Abgren- 
zung zu beantworten.FranzWalter schreibt, 
was auch nach der Wahlniederlage in Ham- 
burg über sozial deklassierte Stadtbezirke 
berichtet wurde: Die SPD hat sich von der 
Arbeiterklasse, von den Unterschichten der 
deutschen Gesellschaft abgekoppelt, men- 
tal weit entfernt, habituell scharf getrennt, 
materiell distinktiv abgehoben, politisch 

-ksht~distanziert." (SZ, 22.3.2004) Es gibt 
Raum für linkspopulistische Tendenzen. 
Aber die potentiellen Parteigründer und 
weiteTeile der ~e'werkschaften - das ist ihr 
Selbstbetrug -füllen ihn nichtaus.Das kann 
einen als Parteilinken nicht froh machen.Es 
braucht eine neue Politik.die sozialen Fort- 
schritt aufallen gesellschaftlichen Ebene er- 
möglicht. Entkopplung und Distanz kosten 
demokratische Substanz und kosten die 
SPD die strukturelle Mehrheitsfähigkeit. 
4. Der von Franz Müntefering angekündigte 
und angebotene Dialog mit den Gewerk- 
schaften,,Arbeiterbewegung heute" ist ernst 
gemeint. Ob klar ist, worauf man sich da ein- 
lassen muss, ist unklar. Der,,Die Gewerkschaf- 
ten müssen noch viel lernent'-Gestus,mit dem 
die Partei dies Dialogangebote unterbreitet,ist 
nicht hilfreich. Der Versuch ,,guten Gewerk- 
schafter von ,,schlechten" zu scheiden, blo- 
ckiert Handlungsspielräume von diskussions- 
offenen Gewerkschaftern. Richtig an dem 
Ansatz ist aber, den Gewerkschaften wieder 
stärker Raumzum Mitdenken zu geben.Nicht 
die Fertigprodukte der SPD vorsetzen, son- 



dern Fragen zu diskutieren-ohne die fertigen nehmen geht, Betriebs- und Personalpolitik, sozial 5chwachen.E~ ist ein Plädoyer für Stär- 
Gesetzentwürfe in derTaschezu haben,das technologischenFortschrittunddieasozialen keinderAuseinandersetzung.Esistein Plädo- - -- ~ ~- ~ ~- ~~~ 

kann wirklich helfen.Umgekehrt müssen die Folgen einer reinen Shareholder-Logik. Das yerfürintelligente~trategien. 
Gewerkschaften ihren Gestus des heroischen kannalsSchatzgehoben und produktivinden Franz Müntefering schafft Planbarkeit, Sta- 
Status-Quo-Verteidigens verlassen. Nicht politischenProzesseinfließen.DieseKarteaus- bilität und Orientierung in der Mitte der 
zuletzt das,,Beleidigte-Leberwurst'-Gebaren zuspielen und nicht nur eine Koalition von SPD.Er allein kann die politische Marke SPD 
einiger Spitzenfunktionäre macht es den Ge- ,,Verlieren" anführen, wäre zukunftsweisend. und auch die Zukunftder SPDfür die nächs- 
werkschaftskritikern leicht. Gewerkschafter Wohlgemerkt:DasistkeinPlädoyergegendie ten Jahrzehnte nicht schaffen. Wir sind die 
haben hohe Kompetenz. wenn es um Unter- lnteressenvertretung von Arbeitslosen und SPD. F o m  D u 1  

Hamburg-Wahl: CDU siegt 
- Neoliberalismus verliert? 
Ja, genau! 
- und in d e r  SPD b i l de t  s ich eine neue Linke 

von Sonke Klages 

Die HamburgerWahl am 29.Febru- 
ar hat ein bemerkenswertes, weil auf den 
ersten Blick paradoxes Ergebnis erbracht: 
Einerseits hat die CDU mit ihrem besten Er- 
gebnis der Nachkriegsgeschichte (47.2 %) 
es erstmals geschafft, eine absolute Mehr- 
heit der Sitze zu erreichen und allein regie- 
ren zu können. Die SPD hingegen hat ge- 
genüberder letzten Wahl weitere6Nverlo- 
ren und liegt nur noch bei 30,5%, die Grü- 
nen konnten leicht hinzugewinnen. 
Andererseits haben sich beim gleichzeitig 
stattgefundenenvolksentscheid über % der 
Menschen gegen den vom CDU-Senat be- 
triebenen Verkauf der landeseigenen Kran- 
kenhäuser ausgesprochen. und damit ge- 
gen ein Kernstück der neoliberalen Umbau- 
po1itikderCDU:der Privatisierung und Kom- 
merzialisierung der öffentlichen Dienstleis- 
tungen. 

Modernes Lebensgefühl und (sozial- 
staatliche) Solidarität sind kein Wider- 
spruch. 
Wie ist dieses Ergebnis zu verstehen? War- 
um wählen die Menschen einerseits die 
CDU, während sie andererseits ein Kernele- 
ment ihrer Politik zurückweisen? Was lässt 
sich daraus für linke, sozialdemokratische 
Politik lernen? Es gibt auch in der Bevölke- 
rung.moderner", handels- und dienstleis- 
tungsgeprägter Großstädte keine Mei- 
nungsmehrheiten für neoliberale Politik - 
jedenfalls dann nicht, wenn die Auseinan- 
dersetzung nicht auf der Ebene ideologi- 
scher, phrasenhafter Allgemeinplätze ver- 

bleibt, sondern an konkreten Streitfragen 
die Auswirkungen auf das Alltagsleben der 
Menschen aufgezeigt werden können. Dies 
hat ver.di als Initiator der Gegenkampagne 
hervorragend verstanden, denn so unmit- 
telbarwar für vieleMenschen gar nichr klar, 
warum eine Privatisierung mittelfristig eine 
Verschlechterung und Verteuerung der Ge- 
sundheitsversorgung bedeuten würde. 
Ebenfalls gestartetevolksinitiativen gegen 
die Privatisierung der Wasserversorgung 
(Pläne liegen in der Schublade) und der be- 
ruflichen Schulen (wurde2.T. bereits begon- 
nen) sind auf große Resonanz gestoßen. 
und einer maßgeblich von der SPD getrage- 
nen Kampagne zum Ausbau öffentlicher (I) 
Kinderbetreuung gelang es im Herbst, das 
geforderte Quorum an Unterschriften für 
das Zustandekommen eines Volksent- 
scheids (5% der Wahlberechtigten) fast um 
das dreifachezu übertreffen.Auch im Wahl- 
kampfwurdesehrdeutiich,dass die5PDv.a. 
dort Zustimmung mobilisieren konnte, wo 
sie sich offensiv für den Erhalt und Ausbau 
öffentlicher Dienstleistungen einsetzte: bei 
der Kinderbetreuung und der Schul- und 
Hochschulpolitik. Um die These positiv zu 
formulieren: Es lassen sich offensichtlich 
breite Mehrheiten gewinnen für eine Politik, 
dieeine moderne,urbane,individuell ausge- 
prägterauch flexible und,leistungsorientier- 
te" Lebensweise eben nicht automatisch 
mit Entsolidarisierung verbindet, sondern 
im Gegenteil entgegen dem Privatisierungs- 
und Konkurrenz-Wahn des letzten Jahr- 
zehnts anspruchsvolle Daseinsvorsorge 
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nach wie vor öffentlich, und damit 
mindestens potentiell gemeinschaftlich- 
solidarisch organisiert.Modernes Lebensge- 
fühl und (sozialstaatliche) Solidarität sind 
kein Widerspruch. 

Warum wählten die (gleichen) Leute den- 
noch CDU? 
Dafür lassen sich zwei miteinander korres- 
pondierende Gründe nennen, die im Wahl- 
kampf zutage traten: Zum einen wählten 
viele v.a.nicht SPD. Davon die meisten aus 
der bekannten Unzufriedenheit mit der 
,,Agenda"-Politik der Bundesregierung: 
einerseits inhaltlich (Rente, Gesundheit 
USW.), andererseits wegen mangelnder 
Glaubwürdigkeit (,,Ihr brecht Eure Wahlver- 
sprechen ja doch wieder").V.a.aber, weil die 
Agenda-,,Reformen" eben gerade nicht für 
eine moderne solidarische Lebensweise ste- 
hen. Die dogmatische Fixiertheit auf die 
Senkung der Beitragssätze zur Sozialversi- 
cherung wird ja - neben dem Evergreeen 
der angeblich zu hohen.Lohnnebenkosten" 
-damit begründet,dass den Menschen an- 
geblich keine höheren Beiträgezuzumuten 
seien, dass man diese nicht ,,überfordernn 
dürfe. Es wird also eine geschwächte, 
schwindende Solidarität als mental gege- 
ben unterstellt,derdann angeblich alterna- 
tivlos durch faktische materielle Entsolidari- 
sierung Rechnung getragen werden muss. 
Die Hamburger Vorgänge zeigen, dass die- 
se Unterstellung (zumindest in ihrer Allge- 



meinheit) falsch ist. Könnte es sein, dass die 
Menschen trotzjahrelangem medialen Dau- 
erdröhnen5 immer noch (oder schon 
wieder) ein Gespür und Bewusstsein dafür 
haben, dass Privatisierung und Entsolidari- 
sierung ihnenauflangesicht und auch ganz 
konkretnicht nützen,sondernschaden kön- 
nen? Dass ein gutes Leben zwar durchaus 
individualistisch, aber nicht vereinzelt sein 
muss,sondern auch ein gerechtes und koo- 
peratives Zusammenleben umfasst? Wenn 
dies zutrifft, dann erklärt sich, warum die 
Menschen eine bundespolitisch 2.23. über- 
wiegend gegenteilig geprägte SPD nicht 
wählen,obwohl- und gerade weil - sie mit 
unseren Hamburger Positionen für den Er- 
halt und Ausbau öffentlicher Dienstleistun- 
gen übereinstimmen. 
Die CDU hatte das - zum zweiten - offen- 
sichtlich verstanden: sie hat im Wahlkampf 
jede inhaltlich-konkrete Auseinanderset- 
zung um ihrePolitikmiteinerausschließlich 
auf die Person Ole von Beust fixierten Kam- 
pagne zu verdrängen versucht. Dass sie da- 
mit so erfolgreich war, liegt aber meines Er- 
achtens nicht nur an der handwerklich sehr 
professionellen Personalisierung -also dem, 
was manvorschnellalstypische,,Amerikani- 
sierung" zu brandmarken geneigt ist. Ent- 
scheidend war m.E.auchdieinhaltlicheAus- 
gestaltung der 1nszenierung:es gelang von 
Beust. sich das Image eines seriösen, fairen, 
glaubwürdigen Politikers aufzubauen. v.a. 
durch seinendramaturgisch und terminlich 
äußerst geschickten Bruch mit dem 
Rechtspopulisten Ronald Schill und einer 
zunehmend unbeliebteren FDP. Dieses 
Image war darauf angelegt, sich vom weit- 
verbreiteten Negativbild ~nehrlicher~eigen- 

süchtiger,arroganter,unernsthafter Politiker 
abzugrenzen, und war insofern eine gelun- 
gene Reaktion auf typische Muster,,politik- 
verdrossener" Einstellungen -ganz im Ge- 
gensatz zu zentralen Personen der Berliner 
Koalition. Dies mag auch erklären,warum es 
der CDU - und nicht der SPD - nach nur 
zwei Jahren gelang, das Protestpotential 
von 20% einstigen Schill-Wählerlnnen fast 
gänzlich bei sich zu integrieren. Der Wahl- 
kampfstab der SPD hingegen war dumm 
genug, durch verzweifelt aggressives Wa- 
denbeißen gegen von Beust die ideale Kon- 
trastfolie zu dieser,hanseatischenn Image- 
bildung zu IiefermHieraus ist zu lernen,dass 
Glaubwürdigkeit und Ernsthaftigkeit Eigen- 
schaften sind, die offenbar auch in Zeiten 
kurzlebiger medialer Effekthaschereizählen. 
Die Menschen sind vielleicht doch demo- 
kratisch anspruchsvoller - und damit in ge- 
wisserweiseauch politischer - als ihnen im 
zynisch-,,professionellen" Politikmarketing 
zumeist unterstellt wird. 

War nun? 
Die Hamburger SPD steht vor dem Scheide- 
weg.Mit dem bevorstehenden Rückzug von 
Olaf Scholz als Landesvorsitzendem hat sie 
einerseits die Chance, ihre zaghaft (wieder) 
begonnene Profilbildung als solidarische 
und gerechtere Alternative dadurch zu ver- 
stetigen,dass sie sich deutlicher vom fatalen 
Agenda-Kurs der Bundesregierung ab- 
grenzt und ihreaktive Positionierung gegen 
die Zerschlagung deröffentlichen Infra- und 
Sozialstruktur in Hamburg fortsetzt. 
Andererseits hat sie bei Erscheinen dieses 
Heftes möglicherweise bereits eine perso- 
nelle Weiche in die entgegengesetzte Rich- 

Anders steuern - 
Gemeinwesen stärken 
Von Ralf Stegner 

Jüngst veröffentlichte Umfragen 
zeigen zweierlei: Erstens gibt es imposante 
Mehrheiten für solidarisches Verhalten.Vier- 
fünftel der Bundesbürgerlnnen halten denfi- 
nanziellen Ausgleich zwischen höheren und 
niedrigen Einkommenfürrichtig.Ebensovie- 
le stehen hinter der Solidarität zwischen den 
Generationen und dreiviertel ziehen eine 
Steuervereinfachung Steuersenkungen vor. 
Zweitens legen andere Umfragen dar, wie 

wenigegegenwärtig der SPDsoziale Gerech- 
tigkeit zutrauen. Die aktuelle Stärke der CDU 
resultiert hauptsächlich aus der Schwäche 
der SPD. Über die Hälfte der befragten 
Schleswig-Holsteinerlnnen einer Forsa-Stu- 
die trauen keiner Partei eine Lösung der Pro- 
bleme zu. Wenn die Sozialdemokratie den 
notwendigen Umbau der Gesellschaft je- 
doch weiter gestalten will, muss sie die sozi- 
ale Gerechtigkeit in den Mittelpunkt stellen. 

tung gestellt: Die Wahl des jungen rechten 
lnnenpolitikers Michael Neurnann zum Frak- 
tionschef wäre eine Entscheidung für einen 
Kurs der inhaltlichen.Erneuerung" als An- 
passung nach rechts. Eine solche war (weni- 
ger faktisch als symbolisch) in den letzten 
zwei Jahren bereits auf den Feldern der In- 
nenpolitik und inTeilen der Bildungspolitik 
vollzogen worden - ohne den geringsten 
Erfolg bei den demoskopisch ermittelten 
Kompetennuweisungen.Die SPO konnte in 
der lnnenpolitikgar nicht,und in der Schul- 
politik v.a. lediglich durch das Versprechen 
zusätzlicher Lehrerlnnen punkten. Für eine 
symbolisch auf,Härte0 und,,DisziplinW orien- 
tierte Politik jedoch zogen die Wählerlnnen 
wie stets das rechte Original vor. 
Unterhalb der etablierten und weitgehend 
inhaltsentleerten Strukturen bildet sich in der 
Hamburger SPDzur Zeit ein neues linkes Ba- 
sis-Forum heraus:die,,Hamburger Linker'.Sie 
will zum einen die Auseinandersetzung um 
denallgemeinen KursderPartei bündeln und 
weiterführen,auch in Kontakt mit DL2l auf 
Bundesebene. Zum zweiten will sie in die 
Willensbildung der Hamburger SPD konkret 
eingreifen und hinwirken auf die Formulie- 
rung einer modernen solidarischen Groß- 
stadtpolitikals klarer Alternativezur neolibe- 
ralen Gesellschaftsspaltung. Dafür sucht sie 
den Kontakt mit Gewerkschaften und sozia- 
len Bewegungen, den die Partei insgesamt 
nur noch punktuell (und oft instrumentell 
motiviert) herstellen kann. Für enttäuschte 
Sozialdemokratlnnen bietet sie somit eine 
praktische Alternative zum resignativen 
Rückzug oder zur illusionären Heiissuche in 
einer neuen Partei.Als Ansprechperson steht 
der Autor gern zur Verfügung! mwm Du, 

Raif Siegner 

Das schleswig-holsteinische Steuerkonzept 
.,anders steuern: Gemeinwesen stärken" soll 

RalfStegner ist Finanzrninister von Schleswig-Hoistein.Die Landesregierung hatzu ihrem Kon- soziale Gerechtigkeit mit einer Vereinfa- 

zeot urnfanareiche Materialien ersrel1t:Diese Unterlaoen finden Sie aktuell irn lnternet unter: chung des Steuersystems verknüpfen.Steu- 

&w.lande~regierung.schleswig-holstein.de 
- 

ervereinfachung hört nicht nur dort auf,wo 



soziale Ungerechtigkeit anfängt,es gilt auch 
an der ein oder anderen Stellschraube zu 
drehen,um wieder mehr Gerechtigkeit her- 
zustellen. Zusätzlich soll das Konzept auch 
Lösungsansätzefür die Probleme Massenar- 
beitslosigkeit und demografischer Wandel 
bieten. 
Im Gegensatz zu den bislang kursierenden 
konservativen Konzepten setzen wir auf 
Aufkommensneutralität. Wir brauchen aus- 
kömmliche Steuereinnahmen, damit Bund, 
Länder und Gemeinden ihre Aufgaben er- 
füllen können. Steuereinnahmen finanzie- 
ren ein attraktives Bildungssystem und eine 
gute Sozial-.Wirtschafts- undverkehrsinfra- 
Struktur. Es gibt nach den umfangreichen 
Entlastungen durch die Steuerreform kei- 
nen Spielraum für weitergehende allgemei- 
ne Steuersenkungen. lm Gegenteil, die aus- 
kömmliche Finanzierung der Kommunen 
muss sichergestellt werden. 
Ein anderes Steuersystem muss aber auch 
die Systematik und die Gestaltungspotenti- 
ale so gestalten, dass Leistungsfähigkeit 
wieder das maßgebliche Besteuerungsprin- 
zip wird. Der linear-progressive Tarif ist, wie 
selbst der Bayerische Finanzminister Faltl- 
hauser zugibt, ein zentrales Element des 
Sozialstaats und deswegen unverzichtbar. 
Unser Konzept orientiert sich an dem Vor- 

Schlupflöcher geschlossen werden. Förde- 
rungen sollen nicht mehr verdeckt über 
Steuern, sondern direkt über Förderpro- 
gramme erfolgen. Das würdeauch zu mehr 
Transparenz, mehr Demokratie und mehr 
Akzeptanz führen. 
Erst wenn das Steuersystem wieder als ge- 
recht empfunden wird, wird es akzeptiert 
werden. Deswegen wird soziale Symmetrie 
u.a.durch Kopplungen erreicht.Z. B. sollen 
die Sonn-, Feiertags- und Nachtarbeitszu- 
Schläge erst abgebaut werden, wenn ein 
tariflicher Ausgleich geschaffen wurde und 
Steuervergünstigungsabbau bei Arbeitneh- 
merlnnen nur im Gleichklang mit der Ein- 
schränkung von Gestaltungsmöglichkeiten 
im Unternehmensbereich erfolgen. 
Wer ein höheres Einkommen hat. soll auch 
höhere Steuern zahlen. So soll bei der Ein- 
kommensteuer das Ziel erreicht werden, 
den Eingangsteuersatz auf 10 %zu senken 
und ab einem Einkommen über 500.000 - 
soll ein Zuschlag von 5 Prozent erhoben 
werden. Außerdem sollen die Steuersätze 
für kleinere vererbtevermögen bei der Erb- 
schaftsteuer gesenkt, demgegenüber aber 
ab einem Vermögen von 12.7 Mio: erhöht 
werden. wobei zusätzlich endlich die gro- 
ßen Mietwohnungs- und Bürogebäudebe- 
stände einer realitätsnähere Bewertung 

derfreibeträge. die Besserverdienende be- 
günstigen wegfallen. Steuermehreinnah- 
men aus dem Wegfall des Splittingtarifs und 
der Freibeträge sollen an die Eltern unmit- 
telbar-überein erhöhtes Kindergeld- und 
mittelbar- über eineVerbesserung der Rah- 
menbedingungen für die Kindererziehung 
und damit für dievereinbarkeit von Familie 
und Beruf - zurück geben. 
Die millionenfache Arbeitslosigkeit ist das 
zentrale Problem in Deutschland, das auch, 
wenn auch nicht nur im Niedriglohnbereich 
gelöst werden muss. Um das Arbeitsange- 
bot zu erhöhen und gleichzeitig sozialever- 
werfungenzu vermeiden müssen die Netto- 
löhne dort jedoch eher noch steigen und 
die Bruttolöhne eher sinken. Die Senkung 
des Eingangsteuersatzes ist ein Schritt in die 
richtige Richtung, doch sind in diesen Ein- 
kommensbereichen die Sozialversiche- 
rungsbeiträge und nicht die Steuern das 
Problem. Deswegen bekräftigt Schleswig- 
Holstein seinen Vorschlag eine Senkung der 
Sozialabgaben über eine gesetzlich daran 
gekoppelte sozialpolitisch unproblemati- 
sche Erhöhung der normalen Umsatzsteu- 
ersatzes aufdas eurooäische Durchschnins- 
niveau von 19 Prozentzu finanzieren.Alszu- 
sätzliche soziale Komponente soll der ermä- 
ßigte Satz auf 5 % gesenkt werden. Dieser 

schlag des Sachverständigenratesund sieht unterliegen sollen. beschäftigungspolitisch sinnvolle Ansatz 
nur noch zwei statt sieben Einkommensar- Die demoora~hische Entwickluna zeiat die unterstützt die notwendioen Reformen der 
ten vor.Angemessene und unbürokratische 
Pauschalen ersetzen komplizierte Einzelfall- 
abrechnungen. 
Weder große Unternehmen noch 
besonders gut verdienende Bürgerlnnen 
sollen sich künftig künstlich arm rechnen 
können. In einer zur Kommunalsteuererwei- 
terten Gewerbesteuer sollen Land- und 
Forstwirte genauso einzahlen wie Freiberuf- 
lerlnnen,Grundstücksvermietende und Ge- 
werbetreibende. Steuersubventionen müs- 
Sen weiter abgebaut oder gestrichen und 

- .  - - 
mangelnde Kinderfreundlichkeit des jetzi- 
gen Systems. Anstelle der ausnahmslosen 
Ehebegünstigung soll deswegen die ver- 
stärkte Förderung von Familien mit Kindern 
treten.Desweoen wollen wir bei der Besteu- 
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erung der Ehegatten auf eine verfassungs- 
konforme Individual-Veranlagung umstei- 
gen und nur noch den tatsächliche Unter- 
haltsanspruch des nicht verdienenden Ehe- 
gatten steuermindernd berücksichtigen. 
Getreu der Maßgabe .,Uns ist jedes Kind 
gleich viel wert"sollen die steuerlichen Kin- 
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sozialen Sicherungssysteme dort, wo sys- 
temimmanente Grenzen erreicht werden. 
Die Eckpunkte aus Schleswig-Holstein sol- 
len ein Denkanstoß sein und sind offen für 
Veränderungen. Wir wollen aber vor allem 
zeigen, dass es auch anderes geht. Steuer- 
vereinfachung ist keine technische,sondern 
eine politische Frage. Steuern vereinfachen 
kann jeder, sie sozial gerecht zu verelnfa- 
chen,daran sind die Konservativen geschei- 
tert, dass muss die Sozialdemokratie aber 
leisten. F~~~~ ~ ~ 2 1  

Eurospot: Europa braucht eine koordinierte Steuerpolitik 
Von Detlev von Larcher 
Der Regierungssprecher teilt mit, der Kanzler habe den Aufruf des DIHK-Präsidenten, Ludwig Georg Braun an die deutschen Unterneh- 
men als unpatriotischen Akt gerügt. Dieser hatte den Unternehmen empfohlen, verstärkt die Chancen einer Verlagerung ins osteuropäi- 
sche Ausland zu nutzen Schaift man also einen völlig freien, internationalen Kapitalverkehr und hält die Transportkosten künstlich nied- 
rig,darf man sich nicht wundern,wenn sich Unternehmen die für sie günstigsten Standorteaussuchen und diese ihre Möglichkeitfür Druck 
zur ruinösen Steuerkonkurrenz und zum Sozlaldumping nutzen. 
Es ist ein Konstruktionsfehler Europas, dass freier Kapital und Warenverkehr, ja eine Freihandelszone geschaffen wurde, ohne gleichzeitig 
die Wirtschafts-, Sozial- und Steuerpolitik in Europa zu koordinieren. Steuerpolitik bleibt die Domäne der Nationalstaaten; Steuerparadie- 
se werden in den Mitgliedstaaten geduldet. Mit der Osterweiterung wird die Absurdität unübersehbar:Wie kann die EU neue Länder auf- 
nehmen, die den alten beispielsweise durch einen Einheitssteuersatz von 19 % eine ruinöse Standortkonkurrenz liefern? Soll das Sozial- 
staatsmodell Europa nicht vor die Hunde gehen, wird es allerhöchste Zeit. Steuer- Finanz- und Sozialpolitik zu vergemeinschaften oder 
wenigstens in diesen Bereichen Mindeststandards europaweit einzuführen. Sonst werden bald auch bei uns normale Menschen drei Jobs 
gleichzeitig ausüben müssen, um ihren Lebensunterhalt zu verdienen. 
Die sozialdemokratischen und sozialistischen Parteien Europas sollten auf diesem Feld ihre Schwerpunktkampagne setzen. Die SPE sollte 
mit einer solchen Kampagne zum Leben erweckt werden. Der Anstoß einer solchen Kampagne durch die deutsche Sozialdemokratie ent- 
spräche ihrer transnationalen Identität, die sie schon bei ihrer Gründung auszeichnete und ihrem Anspruch, die Globalisierung nicht als 
kapitalgegeben hinzunehmen, sondern sie zum Nutzen der Menschen zu gestalten. 



Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem Urteil vom 24. September 2003 der Klage der baden-württembergischen Lehrerin Fereshta 
Ludin stattgegeben,dass ein Verbot für Lehrkräfte,in Schule und Unterricht ein Kopftuch zu tragen, bei gegenwärtiger Rechtslage nicht 
rechtens sei. Die SPD-Landtagsfraktion in NRW in NRW hat ein Rechtsgutachten bei Prof. Battis (Humboldt-Universität Berlin) in Auftrag 
gegeben,welches in dem Kopftuches ein Zeichen sieht,dessen «objektiver Erklärungsgehait zu Grundwerten derVerfassung,insbesondere 
der Menschenwürde sowie den Freiheits- und Gleichheitsrechten, in Widerspruch steht und aus diesem Grund geeignet [ist], den Schul- 
frieden zu beeinträchtigen,, und schlägt ein generelles Verbot vor.Vom Vollzug des Verbots könne nur in Einzelfällen abgesehen werden 
-wenn der Schulfrieden nicht gestört wird. 
Am 6.Mai findet im Landtag NRW eine Anhörung u.a.zumVorschlag von Prof. Battis statt. Danach wird die SPD-Landtagsfraktion ihre Mei- 
nungsbildung abschließen.Olaf Schade und JadrankaThiel stellen die unterschiedlichen Positionen dar. 

Die sow-Redaktion 

halt>> Bezug zu nehmen.Diese Botschaft,die wa ru m ei n U r U n d sä tzl ich es mit dem Ko~ftuch vermittelt wird. bemisst - - - - - - - - - - - 
J sich an der Wirkung auf die Menschen, die 

Kopftuchverbot für mit sind. diesem ES kommt starken nicht Symbol darauf konfrontiert an, was das 

Lehrerinnen notwendig ist  
Von Olaf Schade 

Das islamische Kopftuch ist ein 
starkes Symbol. Es wird vielfach als Zeichen 
der Unterordnung der Frau unter den Mann 
verstanden. In einem Antrag zum SPD-Lan- 
desparteitag NRW wird festgestellt: «Das 
Kopftuchtragen von Musliminnen wird auf- 
grund der konkreten Unterdrückung der 
Frauen in den islamischen Staaten,in denen 
das Kopftuchtragen mit Sanktionen er- 

wertigkeit von Mann und Frau, dem Staat 
zugerechnet werden. 
Eine Lehrerin hat gerade bei jüngeren Schü- 
lerinnen und Schülern eine erhebliche Vor- 
bildfunktion. Gerade bei muslimischen 
Schülerinnen kann so ein sozialer Zwang 
verstärkt werden,auch ein Kopftuch tragen 
zu müssen.Es gehtdann nicht mehr nur um 
die Grundrechte der K~pttuchträgerin~son- 

Kopftuch «ist>, sondern wie es «wirktu, also 
von der Mehrzahl der Menschen verstanden 
wird. 
Die politische Deutung des Kopftuchs ver- 
kennt nicht den vom Verfassungsgericht 
betonten religiösen Gehalt dieser Kleidung. 
Es braucht der Trägerin auch keine funda- 
mentalistische Einstellung zu unterstellen, 
da es gar nicht um die Einstellung der Leh- 
rerin gehen kann. Damit ist jede Form von 
~Gewissensprüfungn entbehrlich. 
Es geht auch nicht darum, den religiösen 
Gehalt des Kopftuchs zu verkennen,es wird 
lediglich an die Besonderheit dieses religi- 
ösen Symbols angeknüpft: Anders als ein 

zwungen wro.von weitenTelen der chr'st- dern auch um die Rechte der Scnu erinnen Kre-z, ein rlalbmond ooer ein Davidstern 
Iichen wiedermrislim'schen Bevolker~ng n und Sch; er.der Fltern und depflichten des macht es <eine re giose Zugehor'gke't 
Deutschland als Symbol der Unterdrückung 
und der Unterwertigkeit der Frau verstan- 
den -und dies unabhängig von der Ein- 
stellung und dem Wollen der einzelnen 
Kopftuchträgerin.~ (siehe http:ll 
www.nrwspd.deldb ldocs ldoc~3185~ 
2004231 2531 3.pdf) Diesem Befund ist zuzu- 
stimmen. 
Es kann keine allgemeingültige Deutung 
des Kopftuchs geben. Subjektiv kann das 
Tragen des islamischen Kopftuches alsTeil 
der gesellschaftlichen Würde und Identität 
oder auch als religiöse Pflicht durch dieTrä- 
gerin verstanden werden. Dieser religiöse 
Aspekt ist sogar verfassungsmäßig ge- 
schützt, wie das Bundesverfassungsgericht 
unlängst festgestellt hat. 
Es gilt der alte Satz: Man kann einem Men- 
schen nur vor den Kopf gucken. Das Kopf- 
tuch transportiert von sich aus eine Bot- 
schaft, ohne dass es auf die Intention der 
Trägerin ankommt. Dies ist solange keine 
öffentliche Angelegenheit, wie es um die 
Bekleidung von Privatpersonen geht.Ande- 
res gilt beim Kopftuchtragen von Lehrerin- 
nen im Unterricht. Denn hier muss die viel- 
fach verstandene Botschaft, der Ungleich- 

Olof Schode, Jurist der SPD-Landfogsfroktion 

Staates. 
Das Bundesverfassungsgericht hat in der 
aktuellen Entscheidung verbindlich geur- 
teilt, dass ein Kopftuchverbot nicht wie 
bisher geschehen,'auf das allgemeine Be- 
amtenrecht aestützt werden kann, sondern 
wegen der Religionsfreiheit einer gesetzli- 
chen Grundlage bedarf. Dabei hat der Lan- 
desgesetzgeber die Wahl: Er darf verbieten 
aber auch dulden. 
Dieses Urteil bedeutet aber auch konkret: 
Wer kein Gesetz erlässt, kann die bisherige 
Praxis mit der Rechtsgrundlage des Beam- 
tenrechts, Einzelfallregelungen zu treffen 
und bei Bedarf auch eine Lehrerin auch ge- 
gen ihren Willen aus einer konkreten Kon- 
fliktsituation zu ziehen, nicht beibehalten. 
Kein Gesetz zu erlassen, bedeutet also kein 
Beibehalten der bisherigen Praxis der Ein- 
zelfallentscheidung. sondern die Wende zu 
einer grundsätzlichen Duldung. 
Es spricht also viel für ein Gesetz: Prof. Bat- 
tis hat meines Erachtens einen sehr brauch- 
baren Vorschlag vorgelegt. Diese Regelung 
hat den Vorteil, nicht an der religiösen Be- 
deutung des Kopftuchs anzusetzen. son- 
dern auf einen «objektiven Erklärungsge- 

NRW. lebt in Hottingen 

deutlich, sondern transportiert parallel eine 
politische Botschaft. 
Nicht das Bekenntnis zum Islam ist das Pro- 
blem in einem nicht laizistischen Staat.son- 
dern der Widerspruch zu den Grundwerten 
derVerfassung.Diesist auch dervorteil die- 
ser Regelung gegenüber dem Gesetzent- 
wurf der CDU-Fraktion,diedas Kopftuch als 
religiöses Symbol verbieten will, unter Hin- 
weis auf die christlich abendländische 
Schultradition,christliche Religionszeichen 
jedoch erlauben will. 
Gleichwohl müssen die Rechte, insbeson- 
dere die Religionsfreiheit der Lehrerin be- 
rücksichtigt werden, um den Anforderun- 
gen des Verfassungsgerichts zu entspre- 
chen. Dies geschieht in einem rechtsstaat- 
lichenVerfahren,das in erster Linie die Fol- 
gen für den Schulfrieden im Einzelfall über- 
prüft. In Ausnahmefällen, in denen durch 
die Schülerstruktur kein Konflikt vorliegt, 
oder durch Umstände im Einzelfall der 
«böse Schein» des Kopftuchs als Unterdrü- 
ckungssymbol widerlegt wird, kann es 
nämlich unverhältnismäßig sein, die 
Dienstpflicht, das Kopftuch abzulegen, 
durchzusetzen. Dies wäre staatliche uTole- 
rann  im Einzelfall. aber keine Indifferenz 
gegenüber Bestrebungen, den Grundwert 
Gleichberechtigung sogar innerhalb des 
Staates auszuhöhlen. mwm DU< 



Eine gesetzliche Regelung 
ist  grundsätzlich nicht 
erforderlich! 
Von Jadranka Thiel 

Das Urteil des Bundesverfassungs- 
gerichts hat zu vielfältigen Interpretationen 
und Bewertungen eingeladen. Einige zen- 
trale Aussagen lassen sich jedoch zweifels- 
frei ableiten:Zum einen können die Bundes- 
länder Gesetze erlassen. die dasTragen reli- 
giöser Symbole in der Schule verbieten, 
wenn alle Religionen gleich behandelt wer- 
den. Zum anderen können die Bundeslän- 
der von einem Verbot absehen und somit 
das Grundrecht der Religionsfreiheit auch 
für Beamte uneingeschränkt lassen. Dann 
kann eine Lehrerin auch in Zukunft nicht 

selbstbestimmt das muslimische Kopf- 
tuch tragen als Ausdruck ihrer kulturellen 
Identität, als Ausdruck ihrer religiösen 
Überzeugungen, als selbstgewählter 
Schutzvor männlichen Blicken,dann müs- 
sen wir diese Intention weder verstehen 
noch teilen. Aber sie ist zu respektieren. 
Gerade im Kontext einer feministischen 
Argumentation stellt sich auch die Frage, 
wie geschlechtergerecht ein Gesetz sein 
kann, das sich nur gegen Frauen richtet. 
Doch wie bewahrt man Schülerinnen und 
Schüler vor 

entlassen werden,weil sieein muslimisches den mögli- 
Kopftuch trägt. chen E i n f s  7 
Es wird allerdinas auch ohne eine aesetzli- Sen männli- - - 
ehe Regelung weiterhin möqlich sein, eine cher musli- 
  ehr er in aus dem Schuldienst zu entfernen, 
wenn sie ihre Schülerinnen und Schülerver- 
sucht islamistisch-fundamentalistisch zu 
beeinflussen.Und nur darum sollte es auch 
gehen! 
JederVersuch, dem muslimischen Kopftuch 
die religiöse Dimension abzusprechen oder 
diese zumindest einer möglichen gesell- 
schaftspolitischen Deutung unterzuordnen, 
hatzur Folge,dass alle Kopftuch-tragenden 
Frauen unter den Generalverdacht funda- 
mentalistisch-islamistischen Überzeugun- 
gen gestellt werden. Der Verfassungsrecht- 
ler Mahrenholz kommt hier zu einem ver- 
nichtendem Urteil:«Ein solch gesetzgewor- 

mischer Leh- 
rer? 
Nun kann 
man in der 
Tat Zweifel 
daran haben. 
dass das 
K o p f t u c h  
Ausdruck ei- 
ner moder- 
nen selbst- 
bestimmten, 
f e m i n i s t i -  
schen und 
integrations- 

dener Verdacht qeqenüber einer bestimm- williaen Hal- 
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unsere Gesellschaft zwangsläufig, wenn 
Lehrerinnen das Tragen von Kopftüchern 
verboten wird und dies in der begleiten- 
den öffentlichen Debatte mit den oben ge- 
nannten Argumenten begründet wird? 
Hier schließt sich der Kreis zumVorwurf des 
fundamentalistischen Islamismus: Ist dies 
ein geeigneter Schritt, um islamistischen 
Tendenzen und Gruppierungen den Boden 
zu entziehen? Treibt die Mehrheitsgesell- 
Schaft die Muslime nicht vielmehr in die 
Arme genau der Gruppen, in deren Einfluss 
sie bereits alle Kopftuchträgerinnen ver- 
mutet? 
Der Gesetzentwurf von Prof, Battis umgeht 
diese Fragen formal natürlich, da sich das 
Verbot nicht auf religiöse Symbole oder 
Kleidung bezieht. Damit sollen nach den 
erläuternden Aussagen des Gutachtens 
selbst demonstrative (große) christliche 
oder jüdische Symbole von vornherein von 
dem Verbot ausgenommen sein, da diese 
nach ihrem objektiven Erklärungswert nicht 
gegen die Verfassung verstießen. Das Gut- 

ladrankn Thiel ,und Olaf schade 

- - 
ten Personengruppe. ohne jeden Anhalts- 
punkt in dieser Gruppe, ist eine politische 
Diskriminierung dieserGruppe,fürdie ich in 
der deutschen Gesetzgebung eine Paralle- 
le nicht sehe.> (Süddeutsche Zeitung, 25. 
November 2003) 
Verfassungsrechtlich entspricht eine Ge- 
setzentwurf, der ein Verbot des muslimi- 
schen Kopftuches zum Inhalt hat, nur dann 
dem Grundgesetz, wenn alle religiösen 
Symbole gleichermaßen verboten werden. 
Vor allem Bundespräsident Johannes Rau 
hat kürzlich mehrfach darauf hingewiesen, 
dass dies aber zwingend eine Laizisierung 
unserer Gesellschaft zur Folge hätte. 
Aus feministischer Sicht ist Selbstbestim- 
mung ein zentraler Wert. Wenn Frauen 

tung ist. Aber wird man eine solche Hal- 
tung durch das Verbot des Kopftuches er- 
zwingen können? lntegrationspolitisch ist 
doch vielmehr festzustellen, dass das Ver- 
bot des Kopftuchesauch als Erscheinungs- 
form eines Kulturkampfes der Mehrheits- 
gesellschaft gegen die muslimische Min- 
derheit verstanden werden kann -auch 
wenn dies von vielen Befürwortern eines 
Verbots nicht so gemeint is t .  Man muss 
davon ausgehen, dass für einen nennens- 
werten Teil der Muslime das Tragen des 
Kopftuches Bestandteil ihrer religiösen Pra- 
xis ist. In der Selbstwahrnehmung vieler 
Muslime gibt es keinen Unterschied zwi- 
schen religiösen Geboten oder kulturellen 
Traditionen. Welchen Eindruck vermittelt 

Jadranka Thiel, Referentin bei der SPD-Landragsfraktion NRW u.a.zuständig für das Thema Mi- 
gration, lebt in Duisburg 

achten nimmt ausdrücklich den Grundsatz 
der Gleichbehandlung der Religionen nicht 
zum Ausgangspunkt seiner Überlegungen, 
sondern ist darauf angelegt - mehr oder 
weniger juristisch spitzfindig -diese zen- 
trale verfassungsrechtliche Vorgabe zu un- 
terlaufen. 
Problematisch ist grundsätzlich auch die 
Umkehr der Beweislast zulasten der betrof- 
fenen Lehrerin. Sie muss nachweisen, war- 
um der das Verbot begründende generelle 
Verdacht der mangelnden Verfassungstreue 
in ihrem Einzelfall ungerechtfertigt ist.Nach 
Aussagen vieler Juristen ist diese Umkehr 
der Beweislast ein einmaliger Fall in unse- 
rem Rechtssystem. 
Zusammenfassend lässt sich aus meiner 
Sicht sagen,dass nur eine Beibehaltung der 
bisherigen Praxis integrationspolitisch und 
rechtlich überzeugend ist, wenn man nicht 
eine grundsätzliche Laizisierung unserer 
Gesellschaft anstrebt. r n r u r n ~ ~ ~  



Gegen die leichtfertige 
Preisgabe von 
Parlamentsrechten 
von Rolf Mützenich und Rene Röspel 

e............................ 

Bislang muss eine Mehrheit der muss. Ein Gesetzentwurf liegt mittlerweile 
Bundestagsabgeordneten einem Einsatz auf dem Tisch. Demnach soll die Bundesre- 

1- G;, 
deutscher Streitkräfte außerhalb des Bünd- gierung bei,,humanitären Einsätzen" allein Ai.:. 1, 
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nisgebietes zustimmen. Dies hat das Bun- über den Einsatz deutscher Soldaten ent- , 
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desverfassungsgericht in seiner Entschei- scheiden. Auch "Einsätze geringer Intensi- 
dungvom 12.Juli 1994ausdrücklich bekräf- tät" verlangen nur eine Befassung auf An- 
tigt.Seitdem hat sich eine Parlamentspraxis trag des Parlaments. Ferner i s t  eine,,Verlän- 
herausgebildet. In der Regel beschließt der gerung des Einsatzes"in bestimmten Fällen 
BundestaginkurzerZeitüberdasVerlangen ohne vorherige Zustimmung des Parla- b 
der Bund~sregierung, Soldaten außerhalb ments vorgesehen. enii M,,,,P~~c~ 

der Bündnisgrenzen einzusetzen.Dafürwird 
das Parlament über den Auftrag und Um- 
fang der Mission schriftlich unterrichtet.Die 
Abgeordneten können dann den Antrag ab- 
lehnen oder zustimmen. Änderungen am 
Inhalt sind unzulässig. 

Rene R6rpei 

Diese Praxis steht seit Monaten auf dem 
Prüfstand. Die FDP legte einen eigenen Ge- 
setzentwurf vor.Verteidigungsminister Pe- 
ter Struck plädierte kurzzeitig für einen be- 
sonderen Bundestaosausschuss. Außenmi- - 
nisterJoseph Fischerschlug darüber hinaus 
gehend sogar vor, dass künftig allein die 
Bundesregierung über Kampfeinsätze der 
Bundeswehr befinden solle. Dem Bundes- 
tag billigteer ein Rückho1rechtzu.Auch eine 
Mehrheit führender Koalitionspolitiker 
scheint mittlerweile der Auffassung zu sein, 
dass die bisherige Praxis geändert werden 

Alle Gedankenspiele zur Veränderung des 
Parlamentsvorbehaltsfinden vordem Hinter- 
grund neuer sicherheitspolitischer Entwick- 
lungen statt:So gibt es in den neuen,,Vertei- 
digungspolitischen Richtlinien" für die Bun- 
deswehr keine Beschränkungen mehr für das 
Militär. Es gibt künftig weder politische, his- 
torische noch geographischeGrenzen für die 
deutschen Streitkräfte. Die Bundeswehr soll 
für alle Eventualitäten einsatzfähig und -be- 
reit sein. Eine solcheTendenz lässt sich auch 
beider Konzipierung einer gemeinsamen Eu- 
ropäischen Sicherheits- und Verteidigungs- 
politik (ESVP) im Rahmen der EU beobachten. 
Hier rückt der ursprünglich gleichberechtig- 
te Aspektziviler Maßnahmen gegenüberden 
militärischen Fähigkeiten zunehmend inden 
Hintergrund. Dadurch besteht die Gefahr, 
dass das Leitbild einerlivilmacht Europa"ir- 
gendwann gar nicht mehr wieder zu erken- 
nen ist. Scheinbar soll es eine Art Arbeitstei- 
lung zwischen ESVP und NATO geben. Die 
neuen europäischen militärischen Struktu- 
ren sollen sich auf den afrikanischen Konti- 
nentfokussieren, während die NATO künftig 
im so genannten ,,Greater Middle Easr ihr 
Operationsgebiet finden soll. Für weltweite 
Operationen ist bereits die Einsatzbereit- 
schaft der Schnellen Eingreiftruppe der 
NATO ausgerufen worden. Nach dem Be- 
schlussdesPrager Gipfelssindfür den Einsatz 
der NATOReaction Force kurze Fristen vorge- 
sehen. Dieser ist zudem nicht explizit an ein 
Mandat des UN-Sicherheitsrats gebunden. 
Es ist richtig:Auch derjetzige Koalitionsent- 
wurf zum Parlamentsbeteiligungsgesetz 
macht militärische Eingriffe im Rahmen der 
neuen Strukturen weiterhin von der Zustim- 
mung des Parlaments abhängig. Es besteht 
jedoch die Gefahr, dass im Rahmen neuer 

Dr. Rolf Mützenich, SPD-MdB, u.a. Mitglied irn auswärtigen Ausschuss sowie irn UA Abrüstung, 
Rüstungskontrolle undNichtverbreitung, lebt in Köln, Rene Röspel, SPD-MdB, u.a. Vorsitzender 
der Enquete-Kornmission,,Ethik und Recht der modernen Medizin", stellv. Mitglied im UA Ab- 
rüstung, Rüstungskontrolle und Nichtverbreitung, spw-Mitherausgeber, lebt in Hagen 
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militärischer und bündnispolitischer Anfor- 
derungen weitere vermeintliche Notwen- 
digkeiten entstehen,die die Rechte des Par- 
laments weiter aushöhlen. 
Dass Demokratien keine Kriege 
gegeneinander führen, ist mittlerweile zu 
einer Art sozialwissenschaftlichem Naturge- 
setz geworden. Hingegen sind (bestimmte) 
Demokratien ebenso häufig in militärische 
Auseinandersetzungen mit Nicht-Demokra- 
tien verwickelt, wie andere Regierungsfor- 
men. Es bleibt also weiterhin die Aufgabe 
politischVerantwortlicher,die Mittel kriege- 
rischer Gewalt zu begrenzen und einzudäm- 
men. Hinzu kommt: Die meisten gewaltsa- 
men Konflikte in der Weit lassen sich eben 
nicht mit militärischen Maßnahmen lösen. 
Gewaltsame Eingriffe können lediglich bru- 
tale Menschenrechtsverletzungen stoppen 
und den Auhau eines staatlichen Gewalt- 
monopols begleiten und absichern. 
Sollte sich aber eine Demokratie wie die Bun- 
desrepublik Deutschland unter bestimmten 
Voraussetzungen zu einer militärischen Re- 
aktion entschließen,so spricht allesdafür,die 
Argumente für den Waffengang öffentlich 
und unmittelbar vorzubringen und auszu- 
tragen. Das Parlament ist dafür der richtige 
Ort. Weder ein Ausschuss noch das Kabinett 
kann den traditionellen Platz für das freie 
Wort und die offene Diskussion ersetzen. 
Auch die Nachvollziehbarkeit im lnnern und 
die Außenwahrnehmung sinddurch den Par- 
iamentsvorbehalt am besten gewährleistet. 
Der Deutsche Bundestag sollte sich daher 
gut überlegen,ob erein wichtiges parlamen- 
tarisches Kontrollinstrument partiell aus der 
Hand geben möchte.Gerade für einen Sozi- 
aldemokraten gilt: 140 Jahre SPD waren 
' immer auch eine Auseinandersetzung über 
Krieg. Frieden und Mi1itär.Regierungsverant- 
wortung kann daher nicht bedeuten, histo- 
risch gewachseneGrenzen und Kontrollrech- 
te des Parlaments zugunsten der Exekutive 
aufzugeben. ~ a u m  0~21 



Punktsieg für Rürup: der Nachhaltigkeits- 
faktor wi rd Realität 
Von Toralf Pusch 

Man nehme einen Jahrhundertbe- 
griff, einen Professor, der in seiner berufli- 
chen Laufbahn schon so ziemlich alles ver- 
treten hatreine Regierungskoalition,der mit 
der Agenda 2010-Debatte das soziale Au- 
genmaß abhanden gekommen zu sein 
scheint und fertig ist eine Reform nebst ide- 
ologischem Fortsatz (Generationengerech- 
tigkeit), die nur drei Jahre nach der,,Jahr- 
hundert-Reform" von Walter Riester die 
Rente erneut ,,zukunftsfest" machen soll. 
Angelehnt an den Vorschlag der Rürup- 
Kommission aus dem vergangenen Jahr 
wurde am 11. März 2004 der so genannte 
Nachhaltigkeitsfaktor bei nur einer Enthal- 
tung aus den Reihen der rot-grünen Koali- 
tion (Ottmar Schreiner) im Bundestag be- 
schlossen.Auf die Begründungen der Bun- 
desregierung im Zusammenhang mit der 
Generationengerechtigkeitsdebatte wurde 
an anderer Stelle in der SPW bereitsausführ- 
lich kritisch eingegangen (siehez.B.Annen1 
Böhning. SPW 133). Hier sollen die Auswir- 
kungen der Einführung des Nachhaltigkeits- 
faktors betrachtet werden. 
Der Nachhaltigkeitsfaktor wird zu einer 
deutlichen Verringerung der Rentenanpas- 
sungen in den nächsten Jahren führen. 25 
Abgeordnete stimmten dem Gesetz zwar 
zu, unterzeichneten aber eine Gegenerklä- 
rung in der sie betonen, dies in Ermange- 
lung parlamentarischer Mehrheiten für 
sinnvolle Alternativen getan zu haben (ein- 
zusehen unter www~uediger-veit.de/ 
Rente1 10304.pdf). In der Erklärung wird 
gefordert, dass die gesetzliche Rente auch 
weiterhin eine den Lebensstandard si- 
chernde Funktion haben soll. Durch die 
Einführung des Nachhaltigkeitsfaktors ist 
dies mittlerweile auch nach den Worten 
der Bundessozialministerin Ulla Schmidt 
nicht mehr der Fall. Darüber hinaus ist 
bereits jetzt das Alterseinkünftegesetz in 
der Beratung, mit dem in Zukunft die Ein- 
kommensbesteuerung der Renten biszum 
Jahr 2040 schrittweise bis zum vollen Be- 
trag erhöht wird.Zum Vergleich: heute er- 
folgt die Einkommensbesteuerung der 
Renten nur bis zu einem Ertragsanteil in 
Höhe von 27 %.Faktisch aber bewirken die 
Freibeträge, dass kaum ein Rentner Ein- 
kommenssteuern auf die gesetzliche Ren- 
te zahlt. 

Toralf Pusch, 1977, Diplom-Wirtschaffsmarhen 
tenbüro in Rostock 

Nettorentenniveau irn freien Fall 
Für beide Reformen (RV-Nachhaltigkeitsge- 
setz und Alterseinkünftegesetz) gibt es un- 
terschiedliche Beweggründe.Während das 
RV-Nachhaltigkeitsgesetz sich aus der ge- 
wollten Festlegung bestimmter Höchst-Bei- 
tragssätze durch die Bundesregierung er- 
gibt, wird das Alterseinkünftegesetz mit ei- 
nem Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
aus dem Jahr 2002 begründet.Darin wurde 
die Bundesregierung aufgefordert, die Be- 
steuerung von Beamtenpensionen und ge- 
setzlicher Rente zu vereinheitlichen. In der 
Tat liegt hier eine starke Ungleichbehand- 
lung vor. Im Jahr 2005 beträgt die maxima- 
lesteuer-unbelastete 
Rente von Alleinste- 
henden 42.640 Euro 
im Jahr, während 
Pensionen von Al- 
l e i n s t e h e n d e n  
bereits ab 12.936 
Euro im Jahr besteu- 
ert werden (Zahlen 
des Bundesministeri- 
ums der Finanzen). 
Aus dem Verfas- 
sungsgerichts-Urteil 
ergeben sich grund- 
sätzlich zwei Mög- 
lichkeiten der Reakti- 
on. Erstens könnte 
das Niveau der Be- 
steuerung der Beam- 

für den fiktiven Standardrentner (der in sei- 
nem Arbeitsleben über 45 Versicherungsjah- 
re hinweg durchschnittlich verdient hat),ver- 
deutlichen (siehe Abb.). Dieses Niveau wird 
durch die Relation derstandardrente (s.oben) 
- abzüglich der geleisteten Sozialversiche- 
rungsbeiträge - zum durchschnittlichen Ar- 
beitnehmerentgelt - abzüglich der Sozialver- 
sicherungsbeiträge und der Einkommens- 
steuer - gebildet. Nach den Berechnungen 
des Verbandes Deutscher Rentenversiche- 
rungsträger (VDR) sinkt das Nettorentenni- 
veau für den Standardrentner im jeweiligen 
Rentenzugang auf 58.7 % im Jahr 2020 und 
52.2 % im Jahr 2030.Hierbei wurden die Re- 

tenpensionen nach '"'"" ' "'&" 

unten an die der Renten angeglichen wer- 
den (Ertragsanteil von 27 %).Zweitens i s t  es 
möglich, die Besteuerung der Renten 
schrittweise an diejenige der Beamten an- 
zupassen und gleichzeitig die Arbeitneh- 
meranteile zur Rentenversicherung von der 
Besteuerung freizustellen (um Doppelbe- 
steuerung zu vermeiden). In der Vorlage 
zum Alterseinkünftegesetz hat die Bundes- 
regierung die zweite Variante gewählt, die 
für den Staat teurer ist und zu einer weite- 
ren Absenkung desjeweiligen Nettorenten- 
niveaus führt. 
Entscheidend ist, dass RV-Nachhaltigkeitsge- 
sec und Alterseinkünftegeseuzusammenge- 
nommen zu einer drastischen Reduktion des 
Rentenniveaus führen werden. Dies Iässt sich 
an der Entwicklung des Nettorentenniveaus 

iatiker (WL), Mitarbeiter in einem Abgeordne- 

chengrößen der Einkommensbesteuerung 
jährlich um 1.5 % erhöhtrum dem Aufsteigen 
in höhere Einkommenssteuerklassen entge- 
genzuwirken. Eine solche.kalte Progression" 
würde die Ergebnisse verzerren. Zum Ver- 
gleich: lm Jahr 2001 betrug das Nettorenten- 
niveau 69.1 %.Gesetzlich war seit dem Jahr 
2001 (eingeführtdurch die rot-grüne Bundes- 
regierung) eine Mindesthöhe des Nenoren- 
tenniveaus von 67 %festgeschrieben. 
Die Diskussion um den mit dem RV-Nachhal- 
tigkeitsgesetzeingeführten Nachhaltigkeits- 
faktor kam zu Stande, weil bei der Rentenre- 
form 2001 (u.A. Einführung der Riester-Ren- 
te) verschiedene für die Zukunft nicht zu 
überschreitende Beitragssatz-Ziele formu- 
liert wurden. So sollte im Jahr 2020 ein Bei- 
tragssatz von 20 % nicht überschritten wer- 
den.Für dasJahr 2030 wurdeein Beitragssatz 
von 22 %alsObergrenzefestgelegt.Überdie 
Einhaltbarkeit dieserzielesollte mitdenjähr- 
lich erscheinenden Rentenversicherungsbe- 
richten gewacht werden,die jeweils die Bei- 



tragssatzentwicklung über einen Zeitraum 
von 15 Jahren in dieZukunft prognostizieren. 
Bereits im Rentenversicherungsbericht 2003 
und auch im Bericht der Rürup-Kommission 
wurden Überschreitungen deroben genann- 
ten Beitragssätze errechnet. Die schlechte 
konjunkturelle Lage und die damit verbun- 
denen Basiseffektefürdie Einnahmeentwick- 
lung (niedriges Einnahmeniveau im Aus- 
gangsjahrder Prognoserechnung) sowie die 
in der Rürup-Kommission konsensual vertre- 
tenen veränderten Annahmen über die de- 
mografische und wirtschaftliche Entwick- 
lung bewirkten eine höhere prognostizierte 
Entwicklung des Beitragssatzes. So rechnete 
die Rürup-Kommission in ihrem Bericht mit 
einem Beitragssatzvon 24.2 % im Jahr 2030. 
Unter den verwendeten Prognoseannahmen 
sind Beitragssatzziel und ein garantiertes 
Nettorentenniveau von 67 %nicht zu halten. 
Die Rürup-Kommission machte deswegen 
den Vorschlag, das Leistungsniveau der Ren- 
tenversicherung über die Einführung eines 
Nachhaltigkeitsfaktors und die schrittweise 
Heraufsetzung des Renteneintrittsalters zu 
reduzieren. Dem wurde von der Bundesre- 
gierung nur im ersten Punkt gefolgt. Über 
den Nachhaltigkeitsfaktor führt nunmehr 
eine Verringerung des Verhältnisses der An- 
zahl der Beitragszahler zu den Rentenemp- 
fängern zu einer Dämpfung der Rentenan- 
Passung. 

Das neue Niveausicherungsziel: ein klei- 
ner Erfolg der Linken 
Ursprünglich sollte mit der Einführung des 
Nachhaltigkeitsfaktors gänzlich auf die Festle- 
gung eines Niveausicherungsziels verzichtet 
werden, wie es in der Rentenreform von 2001 
formuliert wurde.Die Kritikvon Sozialverbän- 
den und SPD-Linken führte aber schließlich 
dazu,dass nun doch ein Mindestniveau Ein- 
gang in das Gesetzgefunden hat.Da in diesem 
Jahr mit dem Alterseinkünftegesetz eine wei- 

tere Reform geplant ist, die eine stärkere Ein- 
kommensbesteuerung der Aitersbezüge zur 
Folge hat,wird hierbei zudem die Bezugsgrö- 
Re geändert.Gegenstand der Betrachtung ist 
jetzt nicht mehr das Nettorentenniveau, da 
sich dies bei voller Wirksamkeit der Einkom- 
mensbesteuerungder Renten nicht mehr ein- 
heitlich angeben Iässt.Dies liegt an der unter- 
schiedlichenwirkungder Einkommenssteuer- 
progression auf unterschiedliche Lohn- und 
Rentenhöhen. Stattdessen wird künftig an 
Stelle des bisherigen Nettorentenniveaus ein 
Rentenniveau ohne Berücksichtigung von 
Steuern verwendet.Es berechnet sich alsver- 
hältnis zwischen Standardrente - vermindert 
umdiesozialabgaben der Rentner-und dem 
durchschnittlichen Arbeitnehmerentgeit - 
vermindert um die geleisteten Beiträge der 
Arbeitnehmer zur Renten-, Kranken; Pflege- 
und Arbeitslosenversicherung sowie um den 
durchschnittlichen Aufwand zur geförderten 
privaten Altersvorsorge (beivoller Inanspruch- 
nahme). Das so ermittelte Niveau liegt heute 
bei 53 %und soll nach dem RV-Nachhaltig- 
keitsgesetz bis 2020 ein Niveau von 46% und 
bis 2030 ein Niveau von 43 % nicht unter- 
schreiten.Auch wenn in Zukunftvon der an- 
schaulichen R~hengrößedes Nettorentenni- 
veaus abgegangen wird,machen bereits die- 
se Zahlen deutlich, in welchem Umfang die 
Rente von der Entwicklung des allgemeinen 
Lebensstandards abgekoppelt wird.Denn die 
so formulierten Niveausicherungsziele ent- 
sprechenziemlich genau densich beiden Pro- 
gnoserechnungen in den Stichjahren erge- 
benden Werten. 
Insofern ist mit den Niveausicherungszielen 
zwar keine Einschränkung der Wirkung des 
Nachhaltigkeitsfaktors verbunden - gleich- 
wohl ist der Gesetzgeber bei einer noch 
schlechteren Entwicklung des Rentenni- 
veaus zu einer Reaktion verpflichtet. Was in 
diesem Fall aber das Ergebnis wäre, hinge 
aber einmal mehrvon den gesellschaftlichen 
Kräfteverhältnissen ab. Darüber hinaus kann 
essich die Linkeanrechnen.fürdasJahr2008 
in das Gesetz die Überprüfung von Maßnah- 
men für eine langfristige Stabilisierung des 
Rentenniveaus ohne Berücksichtigung von 
Steuern bei 46 %eingebracht zu haben.Soll- 
te sich die wirtschaftliche Lage (und damit 
die Einnahmen der Rentenversicherung) bis 
2008 nicht durchschlagend verbessert ha- 
ben, würden sich zur Erreichung dieses Ziels 
ein höherer Bundeszuschuss,ein höherer Bei- 
tragssatzodereine Heraufsetzung der Alters- 
grenzen zum Renteneintrittanbieten.Sollten 
wie derzeit die ersten beiden Möglichkeiten 
nicht opportun sein,dann würdeallesaufdie 
letzte Möglichkeit hinauslaufen.lm Ergebnis 
hätte dann Rürup mit einer Legislaturperio- 
de Verspätung vollständig gesiegt. 

Für mehr Verlässlichkeit und Ehrlichkeit 
in der Rentenpolitik-Debatte 
Bei aller Kritik an Svstemen mit Kawitalde- 

.,, , ~ l . E  ,,,,, <, - ,,,,L..,,z ,.>,,,,,)! ckung (siehe 2.B.J. Deml. SPW 128) erscheint 

angesichts dieser Politik der von der Bundes- 
sozialministeringeforderte Ausbau der priva- 
ten Vorsorge als einziger Weg, dem Abbau 
des Sicherunosniveaus im Alter auf der indi- - 
viduellen Ebene entueaen zu wirken. Dies - 
wird allerdings angesichts vielfältiger Maß- 
nahmen der Umverteilung zu Lasten der Ar- 
beitnehmererschwert (soz.B.die Auswirkun- 
gen der Gesundheits- und versch. Hartz-Re- 
formen).Fürvielesind die hierausentstehen- 
den zusätzlichen Belastungen nicht mit ei- 
nem Ausbau der privatenVorsorgevereinbar. 
Nach Informationen der Arbeitnehmerkam- 
mer Bremen hatten 2002 aerade einmal un- 
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ter 10 %der Arbeitnehmerverträge zur Ries- 
ter-Rente abgeschlossenen. Zu einer ehrli- 
chen Bilanz gehört es auch anzuerkennen, 
dass die sich auf den.StandardrentnerZ' be- 
ziehenden Absicherungsniveaus für große 
Teile der Bevölkerung fern der Realität sind. 
Auf Grund der Massenarbeitslosigkeit und 
des erst langsamen Wandels des Geschlech- 
te~erhältnissesaufdem Arbeitsmarkt unter- 
schied sich die durchschnittliche Versiche- 
rungszeit von Neuzugängen zur Altersrente 
2002 teilweiserecht deutlich von den45 Jah- 
ren des Standardrentners. Bei den Männern 
betrug dieseZeit40Jahre (West) und 44Jah- 
re (Ost). Anders fällt der Abstand bei den 
Frauen aus,die nur über eine durchschnittli- 
che Versicherungszeit von 25 (West) und 41 
Jahren (Ost) verfügten.Vor allem Frauen sind 
-was ihreindividuell erworbenen Ansprüche 
zur Rente betrifft - also bereits heute stark 
von Altersarmut bedroht. Daher sollte der 
Standardrentner in Zukunft an den Arbeits- 
marktrealitäten orientiert sein und eher ei- 
nen Versicherungszeitraum von 40 Jahren 
aufweisen - erst recht, wenn man bedenkt, 
dass die Bundesregierung mit dem RV-Nach- 
haltigkeitsgesetz die Anrechnungszeiten für 
Ausbildung abgeschafft hat, was einem ma- 
ximalenVerlust von biszu 2.25 durchschnitt- 
lichen Versicherungsjahren entspricht (für 
weitereZahlenzurtatsächlichen sozialen Ab- 
sicherung im Alter siehe G.Bäcker,SPW 133). 
Dieser neue Standardrentner würde das Ab- 
sicherungsniveau realistischer widerspiegeln 
und vielleicht auch zu behutsameren Refor- 
men führen. 
Schenkt man der Bundessozialministerin 
Glauben, so ist mit dem Rentenversiche- 
rungs-Nachhaltigkeitsgesetz ein entschei- 
dender Schritt fur die Finanzierbarke t uno 
Verlass chkeir der Renten n oer Zu~.nft oe- - 
tan.Wie aber kannVerlässlichkeit entstehen, 
wenn die Rente alle 2 bis 3 Jahre Gegen- 
stand von systemverändernden,,Reformen" 
wird (1999-2001-2004)? Und wie kann die 
Rente - wie übrigens auch die anderen So- 
zialversicherungszweige - finanzierbar ge- 
halten werden,wenn durch die problemati- 
schen Effekte einer verfehlten rot-grünen 
Wirtschafts- und Sozialpolitik auf dem Ar- 
beitsmarkt weiter Flaute herrscht? Die Be- ~ ~ ~~ 

antwortung dieser Fragen bleibt die Bun- 
desregierung schuldig. ~ a v m  OUI 



Europä ische  Union - ihre E r w e i t e r u n g  
und d a s  Soziale Eu ropa  
Von Thorben Albrecht und Frank Schauff 

Am 1. Mai wird die Europäische Uni- nige unhinterfragte Axiome dieses Beitritts die Linke bislang nicht dazu in der Lage,eine 
on um zehn Mitglieder erweitert werden, für die Staaten zutreffen, wenn man an die hegemoniefähige Position zu formulieren 
davon acht aus Ostmitteleuropa. Es mag soziale und wirtschaftliche Entwicklung oder zu erlangen, von praktischer Umset- 
mittlerweile banal klingen,aber dabei han- denkt. Ist es tatsächlich so, dass die neuen zung danach ganz zu schweigen. Dennoch 
deit es sich in derTat um einen historischen Mitglieder nachgerade automatisch eine Pe- gibt eseine Reihevon Projekten in bezug auf 
Schritt. Die Erweiteruno. die nun einen vor- riode der Prosoerität 
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läufigen Schlusspunkt unter dieTransforma- 
tion der beitretenden Länder setzen soll, 
wird in der (westeuropäischen) Linken dabei 
häufig kritisch gesehen. Kontrafaktisch ist 
gegen die Kritik des EU-Beitritts der ostmit- 
teleuropäischen Staaten einzuwenden, ob 
denn eine Existenz dieser Staaten ohne eine 
Perspektive auf EU-Mitgliedschaft eher Sta- 
bilität, demokratische Entwicklung und 
friedliche Kooperation bedeutet hätte. Wenn 
wir veraleichend in diesenTaaen erneut auf 
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den westlichen Balkan schauen, so ist die 
Antwort sicherlich: Nein. Alle diese Staaten, 
die nun neue EU-Mitglieder sein werden, ha- 
ben aus sich heraus und im Verhältnis 
zueinander genügend Konfliktstoff,der nun 
durch die Eingliederung in die EU zumindest 
entschärft wird. Hier sei nur daran erinnert. 
dass sich in der Slowakei in der zweiten Hälf- 

~~~~- ~- 
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erwarten werden? 
Des weiteren bleibt 
die Frage offen, wie 
sich die politische 
Entwicklung im 
gröRten Beitritts- 
land, Polen, in Zu- 
kunft darstellen 
kann. Polen hat sich 
immerhin seit dem 
Beginn des letzten 
Jahres - also unmit- 
telbar nach dem er- 
folgreichen Ab- 
schluss der Verhand- 
lungen - als das 
schwierigste der 
neuen Mitgliedslän- 
der erwiesen. Erin- 

- - ~ p ~ ~ p  
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tederneunzigerJahreunterMeciarautoritä- nert sei nur an die 
re Tendenzen entwickelten, die denen in Stel dng 'm Irak-Kr'eg und o e  Post on zLr 
Weißr~sslano ännelten.Aufar-nd des aurch ELrooa schen Verfassuno. Dass Polen s'ch - - 
die EU-Beitrittsverhandlungen gegebenen 
Zwanges zur Einigung wurde es auch mög- 
lich, sowohl Grenzstreitigkeiten als auch 
Minderheitenkonflikte weitgehend zu beru- 
higen.Andernfalls hättees in fast allen Fällen 
der nun beitretenden Staaten genügend 
mögliche Szenarien im Sinne einer Balkani- 
sierung gegeben. Man halte sich nur die 
Minderheitensituation in Ostmitteleuropa 
oder im Baltikum vor Augen.Die Beitrittsver- 
handlungen,die sicherlich schon eine Abga- 
be von Souveränität implizierten. führten 
dazu, dass die Eliten sich zu disziplinieren 
und demokratischeverfahrensweisen zu be- 
folgen hatten. Diese hatten auch die grund- 
legende Modernisierung der staatlichen 
Strukturen zur Folge. die Staaten folgten 
gewissermaßen - bei aller Unterschiedlich- 
keit - dem mainstream europäischer staatli- 
cher Entwicklung. 
Dennoch bleibt, wie Michael Dauderstädt, 
Leiter der Arbeitseinheit für Politikanalyse 
bei der Friedrich-Ebert-Stiftung, in dieser 
Ausgabe diskutiert,abzuwarten,ob denn ei- 

~~~ < - ~ ~ ~  ~- - 

insbesondere nach dem nicht vorhersehba- 
ren Wahlsieg der spanischen Sozialisten - 
zunehmend isoliert hat, ist evident. Wie eine 
Lösung aussehen kann,erscheint schwierig 
zu erkennen. Hierauf versucht Dietmar Nie- 
tan, SPD-Bundestagsabgeordneter, eine Ant- 
wort zu geben. Dietmar Nietan hat sich in 
den letzten Jahren intensiv mit dem 
deutsch-polnischen Verhältnis beschäftigt 
und esaktivmitgestaltet. 
Von vielen Linken wird die Europäische Uni- 
on als ein neoliberales Projekt angesehen. 
Dies ist sicherlich in weiten Teilen richtig, 
aber sie kann ebenso wie Staatlichkeit gene- 
rell auch ein Instrument für die Linke sein, 
um ihre Konzeptionen europaweit umzuset- 
zen.Gerade vor dem Hintergrund einer vor- 
anschreitenden, weitgehend unregulierten 
Globalisierung bietet Europa die Chance po- 
litische Handlungsspielräume zurückzuge- 
winnen, die dem Nationalstaat verlorenge- 
hen.Hier stellt sich aberwie auf der national- 
staatlichen Ebenedie Frage nach der Hege- 
moniefähigkeit der Linken. Dabei erschien 

Thorben Albrecht, geb. 1970, ist Europareferent beim DGB-Bundesvorstand, Frank Schaue geb. 
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die EU,die durchaus als links betrachtet wer- 
den müssen. 
Wie steht es mit dem Lissabon-Prozess, der 
die Beschäftigungssituation in den Ländern 
der EU aktiv verbessern soll.Wo liegen die 
Stärken und Schwächen dieses Konzeptes 
und woran hapert es bei der Umsetzung. 
Sebastian Jobelius, Mitglied dieser Redakti- 
on und Doktorand der Sozialwissenschaf- 
ten an der Universität Bremen, will mit sei- 
nem Artikel hierüber Aufschluss geben. 
Eine der zentralen Forderungen von SPD 
und Gewerkschaften im Hinblick auf die 
Weiterentwicklung der EU-Politik ist die 
Forderung nach dem ,,sozialen Europa" in 
einem umfassenden Sinne. Diese Dimensi- 
on fehlt weitgehend im aktuellen Reper- 
toire der Europäischen Union. Hierzu äu- 
ßert sichThorben Albrecht, Redaktionsmit- 
glied der spw und Referent für europäische 
Gewerkschaftspolitik beim DGB-Bundes- 
vorstand. Schließlich: was passiert im Hin- 
blick auf die Angleichung von Bildungs- 
Standards und Vergleichbarkeit von Ab- 
schlüssen aufgrund des Bologna-Prozes- 
ses? Was bedeutet dieser Prozess für Inno- 
vationen im Bereich der universitären Bil- 
dung. Mit dieser Frage setzt sich Ulf Ban- 
scherus, Mitglied der spw-Redaktion und 
im Ausschuß Studienreform des Freien Zu- 
sammenschlusses der Studierendenschaf- 
ten (fzs),auseinander. npv 2 1 m  



Die postkommunistischen Beitrittsländer 
in der EU 
Von Michael Dauderstädt 

Wenn im Mai diese Jahres acht rig ausfiel. Die Zustimmungsquote bezo- 
Länder, die vor 15 Jahren noch Planwirt- gen auf die Gesamtheit derwahlberechtig- 
schaften des kommunistischen,,Ostblocks" ten lag aber nur in Litauen und Slowenien 
waren, der Europäischen Union (EU) beitre- über 50% WeheTabelle 1). 
ten, haben sie einen langen und schmerz- Tabelle 1:Ausgang derVolksabstimmungen 
haften Anpassungs- und Reformprozess zum EU-Beitritt in den Kandidatenländern 
hintersich.Bevölkerung und Eliten der Bei- Es ist also keineswegs selbstverständlich, 
trittsländer haben diese Belastungen auf dassderEu-beitritt mitdenzentralen natio- 
sich genommen, um wichtige nationalpoli- nalen Interessen von Souveränität und 
tische Ziele,nämlich die innere Freiheit,die Wohlstand objektiv und subjektiv in den 
äußere Unabhängigkeit und die,,Rückkehr Augen der Bürger der Neumitglieder zu 
nach Europa"zu erreichen.Aber sie haben vereinbaren ist. Wir betrachten zunächst 
sich auch ein westliches Wohlstandsniveau kritisch das Verhältnis von Wohlstandser- 
erhofft, das der .reale Sozialismus" nicht wartungen und Aussichten, dann die politi- 
bieten konnte. Der schleichende Kollaps schen Konfliktlinien in der erweiterten EU. 
der Planwirtschaft war eine wichtige Ursa- 
che des politischen Wandels in Mittel- und Die riskante Integration i n  die EU: der 
Osteuropa. Die jungen Demokratien sahen Traum vom aufholenden Wachstum 
sich also gleichzeitig mehreren Aufgaben Die Europäische Union (EU) unterstützte 
gegenüber:sechs der acht Länder (nur Po- den Prozess der Transformation -anfangs 
len und Ungarn existierten schon 1989 in noch ohne Erwelterungsabsicht -von 1989 
ihren heutigen Grenzen) mussten einen an.Hauptsäule des Hilfsprogramms war das 
neuen Nationalstaat aufbauen, alle im In- PHARE-Programm (PHARE=Poland Hunga- 
nern die Demokratisierung der alten Partei- ry Assistance for the Reconstruction of the 
diktatur und den Systemwechsel zur Markt- Economy), das alsbald auf alle Länder Mit- 
wirtschaft vollziehen tel- und Osteuropas 
und sich nach außen ausgedehnt wurde. 
in den Weltmarkt und ES ist keinesweqs Die jährlichen Hilfen 

kommen Kredite der Europäischen Investi- 
tionsbank (EIE). 
Zwischen 1993 und 1996 schlossen alle Bei- 
trittskandidaten Assoziierungsabkommen 
mit der EU,die neben Finanzhilfen auch die 
Liberalisierung des Handels vorsahen. 
Allerdings behielt sich die EU den Schutzlh- 
rer Landwirtschaft und einiger sensibler 
Branchen (z.B.Stahl.Textil und Bekleidung) 
sowie die Möglichkeit von Schutzmaßnah- 
men unter besonderen Umständen (z.0. 
anti-dumping) vor. Der Wegfall dieser Aus- 
nahmen stellt den wichtigsten handelspoli- 
tischen Vorteil des Beitritts gegenüber der 
Assoziation dar. Weiter müssen die Kandi- 
daten beim Beitritt den gemeinsamen EU- 
Außenzoll übernehmen, was gelegentlich 
geringeren Schutz aber manchmal auch 
eine stärkere Abschottung bzw. höhere 
Preise für Importe aus Drittländern bedeu- 
tet. 
Kurz nach den Assoziierungsabkommen, 
die wegen der in der Präambel vorgesehe- 
nen Beitrittsperspektive auch .Europaab- 
kommen" hießen,stellten die Partnerländer 
ihre Aufnahmeanträge in die EU,die von ca. 
80% der Bevölkerung unterstützt wurden. 
Allerdings beruht vor allem die EU-Begeis- - 

vor allem in die sich stiegen von 475 Mil- terung der frühen Jahre kaum auf ausrei- 
nei, nestaltpnde eu- selbstverständ'ichldass der lionen Euro 1990 auf chenden Kenntnissen über die EU, ihre In- 

2---- ~- - -  - -  
ropäische Wirtschaft EU-Beitritt mit den 1.6 Milliarden Euro stitutionen und Politiken. (RoselHaepfner) 
integrieren. 2000 an und dienten So sprachen sich bei den gleichen Mei- 
Diese politischen und zentralen nationalen anfänglich eher der nungsumfragen (1991 und 1992). bei de- 
ökonomischen Trans- Interessen von Souveräni- Beratung, später fi- nen ca.80% der Befragten in den fünf Län- 
formatlonen sind aufs nanzierten sie auch dern einen EU-Beitritt befürworteten, nur 
enoste miteinander tät und Wohlstand zu Investitionen und ca.60% (1992 sogar noch weniger, um 55%) 
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verflochten und ste- vereinbaren ist. konzentrierten sich 
hen zur Mitglied- immer stärker auf 
schaft in der EU in ei- die Beitrittsvorberei- 
nem keineswegs gelösten Spannungsver- tung. Ab 199912000 begann die EU mit zwei 
hältnis.Zwar haben die meisten wichtigen weiteren Programmen, einem zur Förde- 
politischen Parteien und Eliten in den Bei- rung der Landwirtschaft und des Iändli- 
trittsländern die Mitgliedschaft gewünscht, chen Raumes (SAPARD) und einem dem Ko- 
unterstützt und die zur Erreichung dieses häsionsfonds ähnlichen strukturpolitischen 
Zieles notwendigen Opfer mitgetragen. Programm (Strukturpolitisches Instrument 
Aber Hunderte von Ausnahme- und Über- zurVorbereitung auf den Beitritt - ISPA).ln 
gangsregelungen in den Beitrittsabkom- den Jahren 2000-2002 stellte die EU pro 
men belegen.dass dies nicht ohne Konflik- Jahr im Rahmen PHARE-Programms etwa 
te abging.Bei den Volksabstimmungen er- 1.1 Milliarden Euro,für SAPARD 540 Millio- 

für die ~arktwinschaft aus.~i"destens ein 
Viertel der EU-Befürworter waren sich of- 
fensichtlich nicht bewusst, dass die EU 
zunächst ein großer (Binnen-)Markt ist, und 
hielten ihre Ablehnung der Marktwirtschaft 
für verträglich mit einer EU-Mitgliedschaft. 
(European Commission, Eurobarometer) 
lnteressenkonflikte traten nur punktuell 
auf. Im Bereich der vier Freiheiten befürch- 
ten viele Menschen in den Beitrittsländern, 
dass die Öffnung der Vermögensmärkte. 
vor allem für Grund und Boden, Immobilien 
und Unternehmen, dazu führt, dass wert- 

zielte" die Beitritrsoefürwoner uberall eine nen E,ro und f-r ISPA 1080 Mi Iionen Euro voller nationaler Beiitz i n o e  Hänoeauslgn- 
ausreichende.oft massive Mehrneit. wobei an Finanzhilfen z ~ i  Verfuqunq. (Euro[>ä- d'scner Investoren fallr.Dabei geht es zum 
~~~ ~~ ~ - - 
die Wahlbeteiligung aber häufig sehr nied- sche Commission, Sapard brochure) Hinzu einen um den Preis.Wegen der relativen Ar- 

mut liegen die Vermögenswerte niedrig 
und sind im Vergleich zu entsprechenden 
Anlagen innerhalb der EU sehr billig (2.B. 

Dr.rer.po1. Michoel Douderstädt, geb. 1947; seit 2000 Leiter des Referats lnternotionole Politik- Boden diesseits und jenseits der deutsch- 
anolyse der Friedrich-Ebert-Stiftung E-Mail: doudersm@fes.de polnischen Grenze).Steigt im Zuge der wei- 



teren Entwicklung -etwa nach dem Beitritt 
-der Preis stark an, so hätten die Ausländer 
den Gewinn.Ebenso wichtig sind aber auch 
Bedenken bezüglich der nationalen Identi- 
tät der Investoren. Polen, Tschechen und 
Slowenen befürchten, dass Deutsche und 
Italiener auf dem Markt die Ergebnisse des 
verlorenen Krieges revidieren könnten. 
Dem wurde in den Beitrittsabkommen mit 
Übergangsfristen Rechnung getragen.Um- 
gekehrt dürfen Arbeitnehmer aus den Bei- 
trittsländern nicht unmittelbar nach dem 
Beitritt in allen Mitgliedstaaten tätig wer- 
den. Die neue Abschottung gegenüber 
Drittländerhdie das Schengen-Regime von 
den Kandidaten spätestens nach dem Bei- 
tritt erwartet, stört vor allem manche Polen 
und Ungarn. Der grenznahe Handel zwi- 
schen dem polnischen Osten und Belarus 
ist für diesen ärmsten Teil Polens von Be- 
deutung. Seine Einschränkung durch den 
Visumzwang für Weißrussen hat die polni- 
sche Grenzbevölkerung verärgert. Die Un- 
garn möchten gern ihre Grenzen für unga- 
rischstämmige Einwohner Rumäniens und 
Jugoslawiens offen halten. 
Aber der Preis wird akzeptiert, da der EU- 
Beitritt gewichtige wirtschaftlicheVorteile 
verspricht. Neben dem erwähnten unbe- 
einträchtigten Marktzugang und der Mit- 
Sprache bei der weiteren Ausgestaltung 
der lntegration sind es vor allem die erwar- 
teten Transferzahlungen aus den EU- 
Fonds, die zwischen 2004 und 2006 40,8 
Milliarden Euro betragen werden (Kok.47), 
wobei eine diskriminierende Obergrenze 
von 4% des BIP des Empfängerlandes vor- 
gesehen ist, die bei früheren Erweiterun- 
gen nicht galt. Dagegen sind einige Nach- 
teile abzusehen: 
Wachstum: Ob eine Beschleunigung des 
Wirtschaftswachstums tatsächlich eintritt, 
muss dieZukunftzeigen.ln derwirtschafts- 
politik gibt es einen klassischen Streit über 
die optimalen Bedingungen von Wachs- 
tum. Unterschiedliche Denkschulen bewer- 
ten den EU-Beitritt unterschiedlich. Aus 
marktliberaler Sicht darf das EU-Modell als 
zu interventionistisch gelten. Es verhindert 
durch regulatorische Eingriffe das freie 
Spiel der Marktkräfte und führt so zu Ver- 
zerrungen in der Preisstruktur und zu einer 

Tabelle 1: Volksabstimmungen zum EU-B6 

nicht optimalen Allokation der Ressourcen. 
Schon innerhalb der AA-EU ist diese Politik 
auf nationaler und EU-Ebene angeblich für 
schwaches Wachstum. hohe Arbeitslosig- 
keit und defizitäre Staatshaushalte verant- 
wortlich. Ihre Übertragung auf die Neumit- 
glieder,vorallem die umweit- und sozialpo- 
litischen Regelungen, würde deren Wachs- 
tumschancen und Attraktivität für Investo- 
ren reduzieren. (JamiesonISzamuely; Don- 
ges, 82;Achten; BelkelHebler) 
Eine marktkritische Perspektive sieht dage- 
gen aufholende Entwicklung in derTraditi- 
on von List (,.Schutuölie") und in entspre- 
chender Interpretation des südostasiati- 
schen Modells als Er- 

wettbewerbspolitische Korrektur bedarf 
der Zustimmung aus Brüssel. 
Verteilung: Der Kapitalzustrom dürfte zu ei- 
nem Anstieg derVermögenspreise führen. 
der die Vermögensbesitzer begünstigt. 
Gleichzeitig bleiben die Reallöhne unter 
Druck, wenn die Produktivität nicht so 
schnell steigen kann,wie sich die Preise der 
handelbaren Güter dem EU-Niveau annä- 
hern. Neben diesen drohenden Vertei- 
lungswirkungen könnten sich auch noch 
die regionalen Disparitäten verschärfen, 
wenn die der EU nahen, westlichen Regio- 
nen deutlich stärker wachsen als die östli- 
chen Regionen, die unter der zunehmen- 

den Abdichtuna ih- 
gebnis staatlicher In- rer Grenze (dann die 
tervention in den Die EU-Begeisterung der schenqen.Außen. 
Wirtschaftsprozess frühen Jahre beruht vor grenze-der EU) zu 
(Amsden). Diese allem auf kaum den Drittstaaten Schule befürchtet IBelarus. Ukraine .- ~ ~ ~. 
von einer Marktöff- ausreichenden Kenntnissen etc.) leiden. 
nung und der schutz- 

über die EU, ihre Budgetkosten: Die 
losen lntegration ar- Übernahme des ac- 
mer, schwacher Wirt- Institutionen und Politiken. quis wird gewaltige 
schaften in reiche, Kosten in den Bei- 
starke Wirtschaften 
eine Fixierung der ökonomischen Hierar- 
chie,die die weniger entwickelten Ökono- 
mien langfristig auf die Rollevon Produzen- 
ten und Exporteuren rohstoff- und arbeits- 
intensiver Erzeugnisse mit niedriger Wert- 
Schöpfung festlegt. Sie fordert daher grö- 
ßere nationale wirtschaftspolitische Kom- 
petenzen und Spielräume als sie eine EU- 
Vollmitgliedschaft gewährt. Insbesondere 
müssten Unternehmen und Branchen 
übergangsweise Zollschutz genießen, um 
Wettbewerbsfähigkeit zu erreichen.Gleich- 
zeitig müssten Exportförderungsmaßnah- 
men die Position nationaler Unternehmen 
auf dem Weltmarkt stärken. (Eatwell u.a., 
44f.;Achten, 20-39) 
Außenwirtschaft Die Neumitglieder haben 
wahrscheinlich mit einem starken Anstieg 
der Importe und der Handelsdefizite zu 
rechnen, der zwar durch die höheren EU- 
Transfers (Agrar-, Struktur- und Regional- 
fonds) und vielleicht noch wachsende Di- 
rektinvestitionen zu finanzieren ist, aber 
trotzdem die einheimische Industrie einer 
massiven lmportkonkurrenz aussetzt. Eine 

i i t r i t t  in den Kandidatenländern 

trittsländern verur- 
sachen,die teils vom Staat,teils von Unter- 
nehmen, Haushalten und Konsumenten zu 
tragen sein werden. Die Kandidaten erhof- 
fen sich zwareinen Ausgleich durch die EU- 
Fonds, deren Ausgestaltung aber auch 
noch Gegenstand von Reformen ist. Die 
Kosten sind dagegen schon absehbar. So 
haben z.B.im Bereich des Umweltschutzes 
Berechnungen des ifo-Instituts einen Inves- 
titionsbedarf in Höhe von 120 Milliarden 
DM ergeben. Schätzungen aller Kosten für 
Ungarn geben die Kosten für die Übernah- 
medes acquis mit 50%120% desVolksein- 
kommens an.Zwar sind diese Ausgaben si- 
cher ÜberJahrezu strecken,aber sie stellen 
eine gewaltige Belastung der Kandidaten 
dar. (Dauderstädt: 1998. 149-167, 
insbesondere 153ff.. Fn 24-37) 
So könnte in wirtschaftlicher Hinsicht die 
Mitgliedschaft den Neumitgliedern durch- 
aus auch unangenehme Überraschungen 
bereiten. Der erste Beitritt eines postkom- 
munistischen Landes zur EU,der Beitritt der 
DDR im Zuge der deutschen Vereinigung, 
war zwar sicher ein Sonderfall, der durch 
eine Superschocktherapie der plötzlichen 
Übernahme des nahezu gesamten deut- 
schen Rechts (und damit des acquis) und 

Quelle: www.mdr.de/eu/aktuelIl938582.html 

eine Überbewertung der Währung gekenn- 

dustrie der Konkurrenz hochproduktiver 
Unternehmen im Binnenmarkt aussetzt, 
wogegen auch gigantischeTransferzahlun- 
gen nicht helfen. 
Auch die Erfahrungen anderer Beitritte ar- 
mer Länder (Irland. Griechenland, Spanien, 
Portugal) zeigen. dass die Neumitglieder 
keinesfalls eine Wachstumsgarantie mit 
dem EU-Beitritt erhalten. Die EU-Regional- 

zeichnet war. Aber erzeigt die Risiken einer 
voreiligen Öffnung,diedie einheimische In- 

Datum 

Estland 1 14.9. 1 66.8 1 64.1 I 42.8 

Dafür Wahlbeteiligung Dafür (bezogen auf alle 
Wahlberechtigten) 



poiitik hat kaum nachweisbar zum Abbau fließen lassen.(Dauderstädt/Witte) Diesem 
der Einkommensunterschiede beigetragen .Erfolgsmodell" folgt vor allem Ungarn. 
(FuncWPizzati). Die Übernahme des ge- Da im Euroland Aufwertungen nicht mehr 
meinsamen Außenzolls der EU überträgt möglich sind, hängt Einkommenskonver- 
Protektionsmuster aus der AIt-EU auf die genzvon einem rascheren Anstieg der Löh- 
Ne~mitglieder~die Modernisierungsprozes- ne in den ärmeren Ländern ab.Das bedeu- 
se bremsen. weil sie tet höhere Inflation 
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Anreize bieten, Pro- (Balassa-Samueison- 
duktionsfaktoren in Der Kapitalzustrom dürfte Effekt), da auch die 
schrumpfenden Sek- Löhne in Branchen 
toren wie Landwirt- 

ZU einem Anstieg der mit aerinaem Pro- 

EUROPA 
SPW 2 1 2 ~ 4  

- - 
schaft und Schwerin- Vermöaens~reise führen, duktivitätswachstum 

halb Eurolands drohen dann aber nicht 
mehr die gefürchteten Abwertungen und 
IWF-Programme. Stattdessen müssen sich 
Schuldner (Empfänger der Kapitalzuflüsse) 
durch Ausgabeneinschränkungen anpas- 
sen und die Gläubiger auch mit.normalen" 
Konkursen oder Zahlungsverzögerungen 
rechnen. Andere Anpassungsmöglichkel- 
ten (zum Beispiel staatliche Hilfen für Ban- 
ken) sind im Zuge der Wettbewerbspolitik 
nur mit der Zustimmung der Europäischen 
Union möglich. 

d 

dustrie zu halten. (zum Beispiel viele ~ufholendes Wachstum gelingt also eher, 
Zwar nahm in Portu- der die Vermögensbesitzer Dienstleistungen,vor wenn längere Zeit noch eine relative Auto- 
gal nach dem EU- beqünstiqt.Gleichzeitiq allem im öffentlichen nomie der Finanz- und Geldpolltik ein- - - - 
Beitritt das Wachs- Sektor) steigen müs- schließlich der Möglichkeit, internationale 
tum zu, aber in S D ~ -  bleiben die Reallöhne unter sen (Europäische Kapitalströme zu kontrollieren, besteht.lst 
nien blieb es fast "n- Druck. Zentralbank, 39ff.; 
verändert und in UN-ECE, 227ff.l Für 
Griechenland sank es die aufholenden Län- 
sogar massiv. Irland, das Wirtschaftswun- der ist es daher wichtig, dass die Europäi- 
deriand der EU der 1990er Jahre, erlebte sche Zentralbank und die Europäische Uni- 
diesen Aufschwung erst 20 Jahre nach sei- on diese höhere Inflationsrate toleriert.Sie 
nem Beitritt,dem zunächst eine lange Pha- müssen dabei ihre Wirtschaftspolitik so ge- 
se unspektakulären Wachstums (unterbro- stalten,dass die höhere lnflation nicht ihre 
chen von Rezessionen) folgte. Aber dieser Wettbewerbsfähigkeit untergräbt.So1ange 
Aufschwung ist vor allem ein Anstieg der sie ihrenwechselkurs noch kontrollieren,ist 
Gewinne der dort tätigen multinationalen das durch Kontrolle der Aufwertung bezie- 
Unternehmen. die zulasten von Löhnen hungsweise Abwertung möglich. Entspre- 
und Steuern vom irischen BIP inzwischen chende Schritteempfehlen sich bei starken 
ein Fünftel kassieren und ins Ausland ab- importanstiegen und Exporteinbrüchen, 

die ein nicht dauer- 
haft zu finanzieren- 

Du kamst drin M o i h d s  finM (DIN AI, W, ww I0 Cent =#I. Ver~ndkoslsn), d s  I l p r  
oder 01s Po~ika* (Wrrwiemilil I0  Csntng. Ysnilikslen] berfellen. 
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0 Ich möchte -FIwA,- FiprirB. -- IiprS-.. FbrD,.- iiprEhssmll~n. 
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Mein Nein.: 

Meinelarthiih: 
Mein WohmrtudPU: 

rdslon: E.~OII: 

des Handelsbiianz- 
defizit verursachen. 
Die Wahrung der 
Wettbewerbsfähig- 
keit - sei es durch 
Abwertung oder 
Kontrolle der Inflati- 
on - wird durch offe- 
ne Kapitalmärkte er- 
schwert. Gerade die 
erfolgreicheren är- 
meren Länder sind 
oft Ziel starker Kapi- 
talzuflüsse (so in der 
Tschechischen Re- 
publik 1994-951, die 
reale Aufwertungen 
auslösen, die nicht 
im gleichen Umfang 
durch Produktivi- 
tätsfortschritte gesi- 
chert sind. Die glei- 
chen Finanzmärkte 
reagieren dann mit 
plötzlicher Kapital- 
flucht, wenn sich 
pessimist ischere 
(oder realistische) 
Einschätzunaen der 

das nicht möglich, bedarf es einer differen- 
zierteren Wettbewerbspolitik undloder 
stärkerer supranationaler Kapazitäten der 
Kapitalversorgung. Sollte das bedeuten, 
dass die erweiterte EU-25 eine Zeit lang dlf- 
ferenzierter und weniger vereinheitlicht ist, 
so ist das kein zu hoher Preis für geringere 
soziale Spannungen. Überlastet man die 
Anpassungsfähigkeit der Gesellschaften in 
den Beitrittsländern wie den Altmitglie- 
dern, so drohen populistische Rückschläge, 
die die europäische Integration, 
insbesondere in ihrem friedenspolitischen 
Kern. stärker treffen können als eine kon- 
trollierte Differenzierung. 

Politische Konfliktlinien in der EU-25 
Auf absehbare Zeit werden sich allerdinas - 
inner-nationale soziale und politische Kon- 
flikte mit Konflikten zwischen den Mitglied- 
staaten der erweiterten EU in komplexer 
Weise mischen. Wer annahm, dass die ost- 
mitteleuropäischen Neumitglieder als bra- 
ve Musterschüler entweder ihre eigenen 
Ansichten und Interessen hintanstellen 
würden oder sie bei der EU (oder gar in den 
Positionen der - auch nicht über alle Partei- 
en monolithischen - deutschen Europapo- 
litik) bestens aufgehoben sehen würden, 
wurde spätestens während des lrakkriegs 
oder bei der Debatte um die Verfassung ei- 
nes besseren belehrt. Dabei reichen die 
möglichen Konfliktlinien von der Wirt- 
schafts- und Sozialpolitik über die Europa- 
politik bis hin zur Außen- und Sicherheits- 
politik. 
Um einige mögliche wirtschaftspolitische 
Konflikte zu erahnen,liegt es nahe -ausge- 
hend von den oben ausgeführten Risiken 
der Integration -zwei Szenarien der Ent- 
wicklung der Beitrittsländer zu unterschei- 
den: 
Das Griechenlandszenario impliziert, dass 
die Neumitalieder kaum aufholendes 
Wachstum aufweisen, also bestenfalls im ..-. ~ 

-~ 

T . ~ ~ , ~ W M Ü I I I  Wirtschaftsentwick- Durchschnitt so schnell wie die reicheren 
I-ng ~~rchse tzen  :so Lander der Alt-EU wachsen, unterbrochen 
eoenfa s in der von Kr'sen. Sie versuchen poltiscn, die 
Tschechischen Re- Transferzahlungen zu maximieren. verwen- 
p ~ b l ' d  1990). lnner- den oar Geld aber eher konsumtiv zur Ali. 



-. . . - - - - - . . - - . , . . , . -, - . 
ten Fall des Griechen- Anpassungsfähigkeit der europäischen Ge- 
l a n d s z e n a r i o s  richten durchgesetzt 
schimpfen die Netto- und verwaltungsmä- 
zahler, weil sie ein populistische Rückschläge, ßig umgesetzt wer- 
Fass ohne Boden vor den. Das Nachfrage- 
sich sehen, und die die europäische problem würde sich 
obendrein stärkere Integration stärker treffen dagegen für die Auf- 
Migration befürchten holer weniger stark 
müssen. ~m zweiten können als eine stellen, da sie einen 
Fall befürchten vor al- kontrollierte europäischen Bin- 
lern die Arbeitnehmer nenmarkt bedienen 
in den Altmitoliedern. Differenzieruna. können, der ihre ei- 

IC?r_>P,'+ 

~ ~~ ~~> -- -~ ~. 
dass Steuerkonkur- 
renz und Abwande- 
rungsdrohungen des Kapitals zunehmen 
und den ohnehin reformgeschüttelten 
Wohlfahrtsstaat zuhause untergraben und 
die Einkommensverteilung in Europa dem 
irischen Modell folgen lassen (sinkende 
Lohnquote). 
Mit der gleichzeitig anlaufenden Tendenz, 
die Wirtschafts- und Währungsunion auf 
die Neumitglieder auszudehnen, kommen 
zusätzliche Probleme ins Spiel, die 2002 
schon zwischen Zentrum und Peripherie 
des Eurolandes zu beobachten waren. Die 
kleinen Länder wuchsen relativ rasch,wäh- 
rend die großen kontinentalen Volkswirt- 
schaften (D,F, I) eher schwaches Wachstum 
aufwiesen. Bei einem einheitlichen Eurono- 
minalzins erhöht die Deflation in den 
wachstumsschwachen Ländern den Real- 
Zins und bremst dort das Wachstum zusätz- 

17 

2 

genen Märkte um 
den Faktor 20 über- 

steigt. Hier deuten sich potentielle Konflikt- 
linien zwischen der Präferenzfür Wachstum 
und der für Wohlstand in Form von Freizeit 
und Lebensqualität an, die in Entwicklungs- 
niveaus begründet und nicht leicht auflös- 
bar sind. 
Diese Konflikte verstärken und ergänzen 
die ,.klassischen" Verteilungs- und Macht- 
konflikte. die heute schon absehbar sind: 
der Streit um den EU-Haushalt und die Re- 
form der großen redistributiven Politiken 
(Agrar- und Regionalpolitik); der Streit um 
Stimmgewichte im Rat und in der Kommis- 
sion (in Form eigener Kommissare);dieVer- 
ankerung bestimmter gesellschaftspoliti- 
scher Normen in derVerfassung;die Außen- 
und Sicherheitspolitik. in der die Neumit- 
glieder eigene Präferenzen (2.8. proameri- 
kanische Neigungen,primäres Interesse an 

Foto:Christian Kiel (Berlinl 
mentierung ihrer,,frühreifen"(Kornai)Wohl- lich, während in den " -C.?w-T$, 
fahrtsstaaten und eines klientelistisch auf- inflatorischen.,Tiger- 
geblähten Staatsektors. Die Arbeitslosigkeit Ökonomien" ein : 
bleibt hoch und die Leistungsbilanz stark niedriger Realzins ' 
defizitär.Man könnte dieses Szenario auch die Konjunktur wei- 
das Ostdeutschland-Szenario nennen. ter anheizt (Bofinger, 
Das lrlandszenario unterstellt, dass die 4-7). Eine solche hö- 
Neumitglieder die EU-Transfers klug nut- here Inflation in den 2- 
Zen, um vorhandene Wettbewerbsvorteile Neumitgliedern ist b.. X- 

(vor allem bei der Ausbildung) zu stärken aber für den Aus- 
und zusätzliche (2.6. Verkehrs- und Kom- gleich der Einkorn- I'.'. 
munikationsinfrastruktur) zu schaffen, um mensdisparitäten 
ihre Haushalte zu sanieren, Steuern auf notwendig, zumal t 

Unternehmen zu senken und die ohnehin wenn die Wechsel- 
schwachen Gewerkschaften in eine maß- kurse eher fix sind. 
volle Lohnpolitik einzubinden (u.a. mit Die Wachstumskon- L L 

dem Versprechen EU-finanzierter aktiver kurrenz stellt auch 
Arbeitsmarktpolitik). Damit werden sie zu das europäische So- 
attraktiven Standorten für Auslandsinves- zialmodell zur Debatte.Wachstum in Form de Stabilisierung Ost- und Südosteuropas). 
toren. nicht zuletzt in Form von Verlage- von höherem Output an Gütern und aberwenig zusätzliche Ressourcen (Militär- 
rung geeigneter Produktionen aus der Alt- Dienstleistungen ist- wenn die Nachfrage ausgaben proportional zum kleinen BIP, 
EU.Die Arbeitslosigkeit sinkt und die Leis- gewährleistet ist - auch durch Beschrän- Entwicklungshilfe mit 0.03% des BIP bei 
tungsbilanz weist wachsende Überschüs- kung betriebswirtschaftlicher Kosten wie durchschnittlich einem Zehntel des Anteil 
seauf,diedemAbflussvon Kapitaleinkom- Freizeit und Regulierungsauflagen beim der Altmitglieder) mitbringen. (Dauder- 
men der ausländischen Investoren ent- Schutz von Konsumenten, Arbeitnehmern städt: 2004). Das erweiterte Europa geht 
sprechen. und Umwelt möglich.Zwar setzt der acquis aufregenden Zeiten entgegen. 8 p  2,20w 

Es i s t  auch durchaus vorstellbar oder gar communautaire hierMindeststandardsfest, 
wahrscheinlich,dassverschiedene Neumit- aber darüber sind erhebliche Spielräume Literatur 
glieder unterschiedlichen Szenarien folgen. vorhanden und letztlich sind auch diese Re- Achten. Peter , Die Orterweiterung der Europäischen 

Die Reaktionen bei den Altmitgliedern.vor geln verhandeibar und müssen in der ge- Union.Beitritts~ und Erweiterungrhindernirre im 
Spiegel 6kanomircher Kritik,Lohmar 1996. allem den unmittelbar betroffenen Nach- sellschaftlichen Realität der Neumitglieder 
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Polen? - Im Herzen Europas! 
Unser Nachbar land zu verstehen,ist der Schlüssel für ein 
solidarisches Europa 

von Dietmar Nietan 

23. September 2001: Bei den Parla- und Peter Glotz für ein.Zentrum gegen Ver- 
mentswahlen in Polengewinntdie SLD (Ver- treibung" in Berlin und die Frage der Rege- 
einigte demokratische Linke) 41 Prozent der lung zukünftiger Entscheidungen des Euro- 
Stimmen und verfehlt nur knapp die absolu- päischen Rates im vorliegenden EU-Verfas- 
te Mehrheit. Das bis dahin regierende bür- sungsentwurf - drei politische Fragen, die 
gerliche Wahlbündnis AWSverliert nicht nur ausgereicht haben,längst überwunden ge- 
diese Wahlen,es erreicht noch nicht einmal glaubte Gräben neu aufzureißen. Drei Fra- 
mehr die5 Prozent Hurde und hört damit auf gen, an denen sich erschreckend deutlich 
ZU existieren. Mit Ministerpräsident Leszek ablesen iässt, was der ehemalige polnische 
Miller und Bundeskanzler Gerhard Schröder Botschafter Janusz Reiter richtig beschrie- 
stehen erstmals seit der Wende in Polen und ben hat:,Die Deutschen verstehen die Polen 
Deutschland gleichzeitig zwei Sozialdemo- nicht mehr und die Polen vertrauen den 
kraten an der Spitze der jeweiligen Regie- Deutschen nicht mehr." 
rung. 
Nie schienen die Voraussetzungen für eine Funkstille im Irak-Konflikt 
enge Kooperation beider Staaten besser. Wer die polnische Geschichte ein wenig 
Schließlich gab es auch auf der Ebene der kennt, den hat es sicher nicht gewundert, 
beiden Parteien SLD und SPD eine gute Zu- dass sich die polnische Regierung in der Irak- 
sammenarbeit. Unter der Leitung des ehe- Frage eindeutig auf Seiten der USA positio- 
maligen Polnischen Ministerpräsidenten Jo- niert hat. Angesichts der ungewissen weite- 
zef Oleksy und Christoph Zöpel, MdB, hatte ren Entwicklung in der Russischen Föderati- 
sich 1998 eine ständige gemeinsame Ar- on und den noch tief im Bewusstsein der 
beitsgruppe beider Parteien etabliert, die Polnischen Nation verwurzelten schreckli- 
auch heute noch chen Erfahrungen mit 
existiert. Als dann dem Deutschen Fa- 
auch noch genau ein Beim EU-Gipfel in schismus und der 
Jahr nach den Poini- danach folgenden 
schen Parlaments- KO~enhagen führte die unterdrückung durch 
wahlen am 22. Sep- intensive Zusammenarbeit den Sowjet-Kommu- 

kratie in den 80er Jahren während des 
Kriegsrechts in Polen nicht gerade mit Ruhm 
bekleckert hat.Dies sollte man im Hinterkopf 
haben, wenn man es als kritischer Zeitgeist 
nicht so recht nachvollziehen will,warum für 
alle Länder des ehemaligen Ostblocks die 
USA eine besondere Bedeutung haben. 
Als Gegner des Irak-Krieges habe ich die pol- 
nische Position zwar nicht geteilt, aber ich 
habe sie sehr gut verstehen und damit auch 
akzeptieren können. Nach dem Schulter- 
schluss mit Frankreich gemeinsam einem 
Krieg im lrakzu ~iderstehen~wären intensive 
Konsultationen der deutschen Regierung mit 
der polnischen Seite sehr hilfreich gewesen. 
Man hätte für die jeweilsandere PositionVer- 
ständnis entwickeln und deutlich machen 
können,dasses eben nicht um die Frage geht, 
ob man für oder gegen die USA ist. So war 
denn auch die polnische Regierung ziemlich 
verschnupftdarüber,dass das,,Antikriegstan- 
dem" DeutschiandlFrankreich so agierte,als 
gebees keine Partner in Europa,dieman auch 
dann über gemeinsamevorgehensweisen in- 
formiert, wenn sie eine andere Meinung ha- 
ben. Der mittlerweile berühmte proamerika- 
nische.Brief der Achf',den auch Polens Pre- 
mier Miller unterschrieben hat, war sicherlich 
ein Fehler.Aberer war auch eine Reaktion auf 

tember 2002 SPD nismus ist für jeden den Alieingang,,der zwei Großen" in der EU. 
und Griineerneutdie 'On Gerhard Schröder und Poien die Fraqe einer Auch wenn es keine Achse Paris,Berlin,Mos- -~ - ~ - - ~  - - - 
Bundestagswahl ge- Leszek Miller dazu,dass die starken Schutzmacht, kau gegeben hat, muss man sich überlegen. 
winnen,scheint einer die letztlich Polens Si- welche Assoziationen bei vielen Polen ausge- 
kontinuierlichen In- polnische Delegation die cherheit garantiert, löst wurden, wenn auf einmal in einer hoch 
tensivierung der Beitrittsverhandlunaen mit von größter Bedeu- brisanten Frage für Frankreich und Deutsch- - 
deutsch-polnischen tung.Das dies aus pol- land Russland ein wichtigerer Gesprächspart- 
Beziehunaen nichts einem guten Ergebnis nischer Sicht nur die ner ist,als Polen. Dass auch Leszek Miller in 
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mehr im Wegezu ste- abschließen kann. USA sein können und 
hen. Beim EU-Gipfel nicht eine EU, deren 
in Kopenhagen im gemeinsame Außen- 
Dezember 2002 führt die intensive Zusam- und Sicherheitspolitik noch in den Schuhen 
menarbeit von Gerhard Schröder und Leszek steckt, ist einleuchtend. Dass ausgerechnet 
Miller dazu, dass die polnische Delegation in Deutschland vieleverantwortliche daraus 
dort die Beitrittsverhandlungen mit einem den irrigen Schluss gezogen haben,die Po- 
guten Ergebnis für die polnische Seite ab- len hätten sich mit dieser Vorgehensweise 
schließen kann. für die USA und gegen Europa entschieden, 
NureinJahrspäteram EndedesJahres2003 hat dort viele Menschen enttäuscht. Hier 
scheint von dieser verständnisvollen Zusam- wäre auf der deutschen Seite mehr Finger- 
menarbeit nichts mehr übrig zu sein:Die Be- spitzengefühl notwendig gewesen. 
Ziehungen zwischen Polen und Deutsch- VielleichtistesandieserStelleauch hilfreich, 
land befinden sich in einer Krise. Der Irak- darauf hinzuweisen,dass sich (von Ausnah- 
Krieg. die Kampagne von Erika Steinbach men abgesehen) die deutsche Sozialdemo- 

dieser Zeit lieber den,,Musteralliierten" spiel- 
te, als sich um einen intensiven Dialog mit 
Frankreich und Deutschland zu bemühen, 
vertiefte die Sprachlosigkeit. Diese Funkstille 
hätte es angesichts der bis dahin so guten 
und intensiven Beziehungen zwischen der 
deutschen und polnischen Regierung nicht 
geben dürfen.Alsdann noch Frankreichs Prä- 
sident Chirac die Polen. wegen ihrer Vorge- 
hensweise im irak-Konfliktauf rüde und arro- 
gante Art,wie undankbare Kinder behandel- 
te, wurde der Grundstein für die zwar falsche 
aber mittlerweile in Polen weit verbreitete 
Ansicht gelegt. Frankreich und Deutschland 
wollten die EU dominieren. 

Enttäuschung über die funktionalistische 
Sicht der EU-Erweiteruna i n  Deutschland - 

Diermar N;etan, SPDMd8, Mirgliedim Auswarrigen Ausschurs des Bundestages unddortrurron- Das von JacqJes Chirac gezeicnnete Bild oer 
d;g fur d;e SPD Berichterstatter f2r Polen, lebt in Duren undisr dort SPD-Unrerbezirkrvorsitzender. .undankbaren' Polen ge'stert leider auch in 



den Köpfen vieler Deutschen herum. Darin 
schwingtdie Attitüde mit,unserearmen Brü- 
der und Schwestern in Mittel- und Osteuro- 
pa müssten uns doch dankbar dafür sein. 
dass wir siejetzt in den exklusiven Klub na- 
mens EU lassen.Auch wenn es politischver- 
antwortliche in Deutschland so nicht sagen, 
ein wenig schwang diese Haltung schon in 
den Reaktionen auf die polnische Haltung 
im Irak-Krieg auch auf Regierungsseite mit. 
Man sollte nicht unterschätzen, dass dies in 
Polen sehr empfindsam registriert wird. An- 
gesichts dessen. was gerade die Polen für 
den Sturz des Sowjet-Kommunismus in Mit- 
tel- und Osteuropa getan haben und auch 
vor dem Hintergrund derTatsache,dass ge- 
rade Deutschland schon seit vielen Jahren 
von den Vorbereitungen der polnischen 
Volkswirtschaft auf den EU-Beitritt am meis- 
ten profitiert, hat man in Polen zu recht für 
solche Attitüden kein Verständnis. Polen 
kehrt mit seinem Beitritt dahin zurück, wo es 
immer schon hingehörte: In das Herz Euro- 
pas. Dass diese Wiedervereinigung Europas 
in vielen EU-Staaten.aber insbesondere ge- 
rade in Deutschland oft nur unter kühlen 
Kosten-Nutzen-Kalkulationen diskutiert 
wird, hat viele Polen enttäuscht.Da wundert 
es nicht,dass auf einmal die Frage der Stim- 
mengewichtung im Europäischen Rat zum 
Kristaliisationspunkt der polnischen Identi- 
tätsfindung in der EU wurde. 

Eine schwache polnische Regierung 
nahm,,Nizza oderTod  wörtlich 
Dankdes Einsatzes der Bundesregierung be- 
scherte der unrühmliche Kompromiss der 
Regierungskonferenz in Nina ausdem Jahre 
2001 den Polen im Europäischen Rat fast ge- 
nau so viele Stimmen, wie Frankreich oder 
Deutschland. Diese rein symbolische Auf- 
wertung Polens, würde sich der beim im Ver- 
fassungsentwurf vorgesehenen Doppelten 
Mehrheit ändern: Zwar würde Polens Ge- 
wicht im gesamten Ministerrat eher sogar 
noch etwas größer, aber durch die stärkere 
Berücksichtung der Einwohnerzahl wäre der 
"Abstand" zu Frankreich und Deutschland 
größer. 
Nicht die Frage des relativen Stimmenge- 
wichts in der erweiterten EU, sondern das 
vermeintliche Gewicht als großer EU-Mit- 
gliedsstaat im Vergleich zu den beiden Gro- 
ßen Frankreich und Deutschland wurde in 
den polnischen Medien von Politikern aller 
Parteien zur Frage des Nationalstolzes em- 
por gehoben. In Nizza war man der Bedeu- 
tung Polens noch gerecht geworden. Doch 
nun soll das alles nicht mehr gelten, weil 
Frankreich und Deutschland es so wollen. 
Nach diesem Strickmuster schaukelte sich 
die Debatte in Polen immer höher.Jede poli- 
tische Gruppierung überbot die jeweils an- 
dere in der Verteidigung der polnischen 
Identität in der EU. Und diese Identität war 
die .Nina-Formel", Ausgerechnet der Chef 
der einzigen bürgerlichen Oppositionspar- 

tei, der .Bürger-Plattform" (PO) Jan Rokita 
verstieg sich zu dem törichten Satz,,Nizza 
oder Tod". Noch törichter war nur noch die 
polnische Regierung,die sich um jedenver- 
handlungsspielraum bei der Regierungs- 
konferenz in Brüssel brachte,als sie sich zur 
Speerspitze dieser .Nina-oder-Tod-Front" 
machte, anstatt die Diskussion um die EU- 
Verfassung zu versachlichen. Durch eine 
hohe Arbeitslosigkeit, Korruptionsaffären 
und das Auseinanderbrechen der Koalition 
mit der Bauernpartei (PSL) war die Regie- 
rung Miller so ge- 

Für ein Land mi t  der Geschichte Polens ist 
Vertrauen wichtig 
Nun mag man an dieser Stelle einwenden, 
dass die EU kein Selbsterfahrungskurs für 
neurotische Regierungschefs ist und man 
deshalb nichteine Extrabehandlung der pol- 
nischen Interessen verlangen kann, weil der 
polnische Ministerpräsident sich wegen in- 
nenpolitischer Schwächen in Europa isoliert. 
Aber genau diese Sichtweise,die ich im Bun- 
destag oft zu hören bekomme,zeigt dass es 
nicht viele Mitglieder in diesem hohen Hau- 

se sibtdieverstehen. 
schwächt,dass sie das 

- 
warum die Frage der 

Motto ,,Niua oder Man muss sich überlegen, Sicherheit oder der 
Tod" wörtlich nahm: welche ~ ~ ~ ~ ~ i ~ t i ~ ~ ~ ~  bei nationalen Souverä- 
Ein Reciierunaschef nität in Polen 
~il ler,der aus Güsse~ vielen Polen ausaelöst vielleicht doch sen- 

d 

zurückgekehrt wäre, sibler und schwieri- 
ohne Nina um jeden wurden,wenn in einer hoch gergehandhabtwird, 

Preis zu verteidigen, brisanten Fraqe für als in den anderen - 
wäre politisch erle- EU-Beitrittsstaaten 
diqt gewesen. Die Iro- Frankreich und Deutsch- aus dem - - 
nie des Schicksals, will land Russland ein ostblock. ~ o c h  ~-~~ ~ 

es, dass Leszek Miller einmal: Es geht nicht 
heute (zum Zeitpunkt wichtigerer Gesprächspart- darum, dass wir als 
des Redaktions- ner ist als Polen. Deutsche - etwa we- 
schluss dieser spw- 
Ausgabe) trotz oder 
vielleicht sogar wegen dieser Führungs- 
schwäche In Europafast isoliert und in Polen 
politisch gescheitert ist. 
Es war und ist richtig-dass Deutschland und 
Frankreich das Prinzip der Doppelten Mehr- 
heit nicht preisgegeben haben. Aber wie 
schon in der Irak-Frage war es auch hier 
nicht möglich einen konstruktiven Dialog 
zwischen der deutschen und der polnischen 
Seitezu führen.DieVerantwortung dafür lag 
sicherauf beiden 5eiten.Allerdingszeigt sich 
in den Reaktionen nach dem Scheitern der 
Regierungskonferenz zur EU-Verfassung, 
dass in der Bundesregierung niemand da 
war, der den ernsthaften Versuch unter- 
nahm,an alte Zeiten der guten Zusammen- 
arbeit in der Beitrittsfrage anknüpfend, ei- 
nen Weg gemeinsam zu finden, der es der 
polnischen 5eiteerlaubt.ihre Position ohne 
allzu großen Gesichtsverlust zu revidieren. 
Eher das Gegenteil war der Fal1:Ungeduldig 
wurde den Polen mit Isolation gedroht.2~- 
künftige Strukturmittel, die Frage des Fi- 
nanzrahmens der EU und die Debatte um 
ein Kerneuropa (natürlich ohne die Polen) 
waren die Antworten nicht nur der Franzo 
sen,sondern auch der Bundesregierung.Das 
konnte in Polen nurals,,Bestrafung"des un- 
dankbaren EU-Neulings verstanden werden 
und machte es derohnehin angeschlagenen 
Regierung von Leszek Miller nicht leichter 
sich ausder selbst verschuldeten Isolation zu 
befreien. Außerdem waren die Drohgebär- 

gen der dunklen Sei- 
ten unserer gemein- 

samen Vergangenheit - gegenüber den Po- 
len nachgiebig sein sollen. Das Zauberwort 
heißt Vertrauen: Mag man sich manchmal 
noch sosehr über Attitüden undverrenkun- 
gen der derzeitigen polnischen Regierung 
ärgern. Der redliche Versuch polnische Be- 
findlichkeiten zu verstehen (was nicht be- 
deutet, sie gut zu finden) und das ehrliche 
Bemühen mit unserem östlichen Nachbarn 
eine herausragende Beziehung zu entwi- 
ckeln,wiees derjungen Bundesrepublikmit 
den französischen Nachbarn gelungen ist, 
muss das Signal der deutschen Politikan die 
Polen sein. Das schafft Vertrauen, sicherlich 
nur langsam, aber dafür stetig. 
Was soll ein Land, das drei Teilungen, 
schlimmsten Nazi-Terror und sowjetische 
Unterdrückung erlebt hat, davon halten, 
wenn ausgerechnet von deutscher Seite ein 
Kerneuropa ohne Polen,die Antwort auf die 
Differenzen in der Frage der EU-Verfassung 
darstellt.. 
Nicht nurdie Art und WeisederKommunika- 
tion (oder Nichtkommunikation) in den Fra- 
gen von Irak-Krieg und EU-Verfassung hat 
zur Kriseder deutsch-polnischen Beziehun- 
gen beigetragemvielmehr haben die Aktio- 
nen zweier.privatenn Organisation mit dazu 
geführt,das mühsam seit 1989 aufgebaute 
Vertrauen der Polen in die Deutschen zu er- 
schüttern: Zum einen die Stiftung für ein 
Zentrum gegen Vertreibung in Berlin von 
BdV-Präsidentin Erika Steinbach und Peter 

den der beiden groRen EL-Mitglieder nur Glotzundzumanderi.ndie,.Pre~ßischeTreu- 
Wasser auf die Mun en der Kräfte n Polen. hand GmbH & Co. (G" a s ver anaerter Arm ~ ~~~ ..... 
die Polen und die EU einer französischdeut- bestimmtervertriebenen~ertreter~die ernst- 
schen Dominanz ausgesetzt sehen, gegen haft oder als Provokation ihre .Ansprüche 
die man sich wehren müsse. auf Grundeigentum und anderen Vermö- 
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genswerten in den Preußischen Provinzen 
jenseits von Oder und Neiße" in Polen gel- 
tend machen will.Auch wenn Bundeskanzler 
Gerhard Schröder und Bundespräsident Rau 
öffentlich deutlich machten, dass diese Akti- 
vitäten nicht die Unterstützung von Regie- 
rung und Staatsoberhaupt haben, konnten 
beide nicht verhindern. dass in Polen der Ein- 
druckent~tand~dass nun relevanteTeile der 
deutschen Gesellschaft auf dem Weg seien, 
dieVergangenheit zu relativieren und durch 
Aufrechnen von Leid die Opfer des Nazi-Ter- 
rors gar noch zu verhöhnen.Auch wenn we- 
der das Projekt eines Zentrums gegen Ver- 
treibung in Berlin, noch der chauvinistische 
Amoklauf der Preußischen Treuhand eine 
breite Unterstützung in Deutschland genie- 
ßen, lösten beide längst überwunden ge- 
glaubteÄngste und antideutsche Gefühle in 
Polen aus. Das zeitliche Zusammentreffen 
mit den politischen Auseinandersetzungen 
in für Polen wichtigen Fragen,wie Bündnis- 
treue gegenüber den USA oder das Gewicht 
Polens in der EU,führte letztlichzu einer ra- 
santen Entfremdung vieler Polen von 
Deutschland. Deutlich wahrnehmbare Ver- 
suche, die emotionalen Debatten zu ver- 
sachlichen und Zeichen einer gemeinsamen 
Aufarbeitung der Geschichte zu setzen,gab 
es nur von den beiden Staatsoberhäuptern 
Kwasienewski und Rau. 

Die SLD vor dem Niedergang? 
Wie schon erwähnt, befindet sich die sozial- 
demokratische Minderheitsregierung in ei- 
nerschweren Krise.Während die SLD beiden 
Wahlen in 2001 noch 41 Prozent erhielt, liegt 
sie derzeit in den Umfragen bei 10 Prozent. 
Nicht nur bei den Umfragewerten wünscht 
sich so manches Mitglied der SLD wenigsten 
die deutschen Verhältnisse. Auch bei der 
Programmatik kann man bei der SLD und 
der von ihr gestellten Regierung deutlich 
weniger sozialdemokratisches Profil erken- 
nen.als bei unserer Agenda 2010. 
Das fehlende Profil der Regierung,die aufge- 
tretenen Fälle von Vetterwirtschaft und die 
steigende Arbeitslosigkeit, haben bei vielen 

Polen den Eindruckerzeugt, dass sie eher von te Europäische lntegration und ein enges 
Apparatschiks aus alten Zeiten regiert wer- Bündnis mit den USA schließen einander 
den, als von einer wirklich Sozialdemokrati- nicht aus.Diese klaren Botschaften sollte ge- 
sehen Partei.Mittlerweile rumortes in derSLD rade die Bundesregierung immer wieder be- 
heftig.Viele Parteimitglieder verlangen eine tonen,umdeutlichzu machen,dasssie Polens 
sozialere Ausrichtung.Und auch der Rücktritt Beitrag für die Wiedervereinigung wirklich zu 
von Premier Miller als Parteivorsitzender und würdigen weiß. Außerdem gibt es viele kon- 
die danach erfolgte Wahl des amtierenden kreteProjekte,die Polen und Deutschland ge- 
Fraktionsvorsitzenden Krzysztof Janik zum meinsamvoran bringen könnten:DasWeima- 
neuenvorsitzenden (dieSPD lässt grüßen ... ) rer Dreieck mit Frankreich und Polen von 
konnten Partei und Regierung nicht in ein ru- deutscher Seitezuforcieren,wäredas richtige 
higeres Fahrwasser bringen.Der neuevorsit- Signal an Polen.ln Polen gibt esviele Intellek- 
zende soll sogar schon intern den Minister- tuelle in Politik und Medien,die durchaus für 
präsidenten zum Rücktritt aufgefordert ha- einen Kurs hin zu einer vertieften Europäi- 
ben, so dass es nicht verwunderlich ist, dass schen lntegration zu gewinnen wären. Des- 
sich die Situation in Polen schon wiedervöllig halb war Joschka Fischers Abschied von dem 
andersdarstellt,wennderLeserdiegedruckte Begriff "Kerneuropa" der richtige Schritt zur 
Ausgabe dieser spw in den Händen hält. Eine richtigen Zeit. Kein EU-Mitgliedsland könnte 
Spaltung der SLD oder gar ihr völliger Unter- so viel in eine neue EU-Ostpolitik einbringen 
gang, ganz nach dem Vorbild der Bürgerli- wie Polen. Deutsche und Polen könnten die 
chen Wahlallianz AWS bei den letzten Wahlen Vorreiterrolle einer neuen EU-Ostpolitik im 
ist nicht auszuschließen. Sollte dies gesche- Rahmen der EU-Strategie .Wider Europe" 
hen,gäbees weder links noch rechts der Mit- übernehmen.50 paradox es klingen mag:An- 
te eine stabile Volkspartei, wie wir es in den gesichts der Probleme seineVerpflichtungen 
meisten westeuropäischen Staaten kennen. im lrakoder in der NATOzu erfüllen und einer 
Die bürgerliche Wahlplattform PO liegt ungewissen künftigen Entwicklung in Russ- 
derzeit in den Umfragen mit 25 Prozent land,könnteeineEuropäischeVerteidigungr 
immerhin doppelt so hoch im Kurs, wie ihr und Sicherheitsunion für Polen durchaus in- 
Wahlergebnis bei den letzten Parlaments- teressant sein.Nachdem Schröder und Chirac 
wahlen.Der Shooting Star ist momentan An- nun Toni Blair ins Boot einer gemeinsamen 
drzej Lepper,der mit seiner Bauernpartei,,Sa- Verteidigungs- und Sicherheitspolitikgehoit 
moobrona" (deutsch: ,,Selbstverteidigung") haben,wärees docheinenversuch wert,dazu 
ebenfalls bei 25 Prozent liegt. Lepper ist ein auch Polen die Hand zu reichen. 
Populist, gegen den sein deutsches Gegen- All diese Beispiele zeigen, dass man durch 
stück Ronald Schill k o n k r e t e s  
selbst zu seinen bes- Miteinander in der EU 
ten Zeiten fast schon Eine St3altunCl der SLD oder auch diedeutsch-pol- 
brav gewirkt hat. nischen Beziehungen 
Wahrlich keineguten 

gar ihr völliger Untergang, wei terentwicke ln  

Aussichten für eine ganz nach dem Vorbild der kann.Spätestens jetzt 
stabile und hand- wird auf den berech- 
lungsfähige Parteien- Bürgerlichen Wahlallianz tigtenEinwandgeant- 

landschaft in Polen. AWS bei den letzten wortet werden müs- 
Gerade vor dem Hin- Wahlen ist nicht Sen, ob denn die poli- 
tergrund der besorg- tische Klasse in Polen 
niserregenden Situa- auszuschließen. zu diesem europäi- 
tion der Linken in Po- schen Kurs überhaupt 
len, kommt einer in- bereit ist. Vielleicht 
tensiven Zusammenarbeit von SPD und SLD gibt es derzeit angesichts der Missverständ- 
aber auch einer besseren Zusammenarbeit nisse und Enttäuschungen keine Mehrheit in 
der beiden Regierungen eine große Bedeu- Polen für diesen Kurs.Und es stimmt,dass es 
tung zu. in Polen viele konservative Politiker gibt, die 

dasangelsächsische Wirtschafts- und Gesell- 
Die Europäische lntegration als gemein- schaftsmodell attraktiver finden. als den 
Same Aufgabe von Polen und Deutschen ..Rheinischen Kapitalismus". Aber auch sie 
Das vereinte Europa braucht die neuen Bei- könnten wir am Ende für uns gewinnen, 
trittsländer. Nur durch eine kontinuierlich wenn wir glaubhaft machen, dass für uns 
weiter geführte Europäische lntegration in auch die EU der 25 eine Wertegemeinschaft 
der EU der 25 kann die jahrzehntelangeTei- bleibt, bei der die weniger reichen Staaten 
lung des Kontinents als Folge des Zweiten sich auch in Zukunft auf die Solidarität der 
Weltkriegs endgültig überwunden werden. besser gestellten Staaten verlassen können. 
Dabei muss Polen und allen anderen Ländern Wenn Polen dann noch sicher sein kann. 
des ehemaligen Ostblocks die gleiche Chan- dass es für Deutschland von herausragender 
ce eingeräumt werden,die man damals Grie- Bedeutung ist, Polen als Freund und Partner 
chenland.Spanien und Portugal gegeben hat, in dieser EU zu haben,wäredasein Angebot, 
nachdem sich diese Länder erfolgreich ihrer dass am Ende keiner ausschlagen kann. 
Diktaturen entledigt haben.Und: Eine vertief- Zumindest früher oder später!: , 2iani 



Eine qualitätsorientierte 
Wettbewerbsstrategie für ein soziales 

von Thorben Albrecht 

Als Europa von Zeus in Gestalt eines 
Stieres entführt wurde, hatte sie die Zügel 
nicht in der Hand. Ergeht es der Europäi- 
schen Union mit der neoliberalen Globalisie- 
rung heute genauso? Ist sie auf den Stier ge- 
stiegen,ohnezu ahnen,dass er sievon ihren 
heimischen Gestaden wegführen wird und 
sie Alles hinter sich lassen muss,was ihr lieb 
und teuer war? 
Der europakritische Diskurs,auch beiTeilen 
der politischen Linken.sieht in der europäi- 
schen lntearation eine Fortsetzuna der neo- 

riger und notwendiger. Für die Linke stellt leranz, Gerechtigkeit und Solidarität herr- 
sich die Frage, welche strategischen Projekte schen". der Grundstein gelegt, das Sozial- 
in Europa verfolgt werden müssen.wenn das staatsprinzip in den Zielen der Union zu ver- 
europäische Sozialmodell gestärkt werden ankern.Leider wird der Entwurf diesem mit 
soll. Eine Politik, die den Menschen in den dem Begriff,,einer im hohen Maße wettbe- 
Mittelpunkt stellt und nicht die Gewinninte- werbsfähigen sozialen Marktwirtschaft" 
ressen von Aktionären,muss sich das Soziale nicht vollständig gerecht. Dennoch ist diese 
Europa zum Ziel setzen Zielbestimmungen ein wichtiges Korrektiv 
das heißt den Erhalt, die Anpassung und zur einseitigen Ausrichtung der EU auf den 

den Ausbau des euro- nicht qualitativ defi- 
päischen Sozialmo- nierten ,,Wettbe- 
dells. Dafür ist nicht Soll das euro~äische werb". wie sie bisher - - 

bera en Globalsier-ng mit anderen Mitteln eine europaisierre So. 
dno das Ende des europäischen Soz~almo- zialpol r k  m Snne ei- Modell sozial verfasster in Oe" vertragen an- 

ge egt ist. Ein Erfolg 
dells.Übersehen wird dabei-dass dieGestal- 
tunosmöalichkeiten der Nationalstaaten im 

ner europäischen SO- Staaten in einer sich der linken ist auch 
zialversicherung nö- die Aufnahme des 
tia.sondern eine Poli- wandelnden Welt gewahrt der Voilbe. < d 

globalisierten Wettbewerb stark einge- 
schränkt sind und ein protektionistischer 
Rückzug ins Nationale für Wirtschaft und Ge- 
sellschaft in Deutschland - wenn überhaupt 
- nur mit sehr hohen Wohlstandsverlusten 
erkauft werden könnte.So11 das europäische 
Modell sozial verfasster Staaten und eine 
qualitätsorientierte Wettbewerbsstrategie in 
einer sich wandelnden Welt gewahrt blei- 
ben. bietet ein europäischer Ansatz dieeinzi- 
ge reale Möglichkeit. 
Die Frage,ob dieeuropäische Integration die 
neoliberale Globalisierung zwangsläufig for- 
ciert oder im Gegenteil die Möglichkeit bie- 

-. 
tikfür Innovation und bleiben. bietet ein s c h ä f t i a u n a .  - - 
Wachstum, Beschäfti- Ebenfalls positiv ist es 
gung und sozialen Zu- europäischer Ansatz die zu bewerten, dass 
sammenhalt. Eine Po- einziae reale Möalichkeit. eine .nachhaltigen - < 
litikalso.die nicht auf Entwickluna auf 
Unterbietungskon- 
kurrenz im globalen Wettbewerb setzt, son- 
dern auf eine qualitätsorientierte Wettbe- 
werbsstrategie und regulierte Märkte. 

. 
Grundlage eines aus- 

gewogenen Wirtschaftswachstums und so- 
zialer Gerechtigkeit" im Zielkataiog der Uni- 
on genannt wird. 
Ähnlich wie die Charta der Grundrechte bie- 
ten diese Zieldefinitionen die Chance, aber 
noch nicht die Gewissheit für Verbesserun- 
gen in der Politik der Union. Es wird sich zei- 

Eine Verfassung für Europa 
Diese grundlegende Orientierung der euro- 
päischen Staaten auf einen ..europäischen 
Weg" wird auch durch die EuropäischeVer- 
fassung symbolisiert. Eine Verfassung stärkt 
die Selbstbindung an die europäische Inte- 
gration und schafft die Grundlagen für wei- 
tere lntegrationsschritte. Ein Scheitern des 
Verfassungsprojektes dagegen würde eine 
lntegrationskrisezur Folge haben.Eine Rück- 
entwicklung der Union in Richtung einer 
Freihandelszone und eine Stagnation regu- 
lativer Elemente stünde am Horizont. Der 
Konventsentwurf für eine Verfassung ist da- 
her trotz seines Kompromißcharakters ein 
Fortschritt gegenüber der Post-Nizza-Situa- 
tion. Bei aller berechtigten Kritik an einzel- 
nen Formulierungen weist derverfassungs- 
entwurf mit der Charta der Grundrechte und 
seiner Definition der Werte und Ziele der 
Union in die richtige Richtung. Im Verfas- 
sungsentwurf wird mit dem Satz. dass die 
Union eine Gesellschaft anstrebt,,,in derTo- 

tet. politischen Gestaltungsraum unter den 
Bedinaunaen einer olobalisierten Ökono- 

gen. inwieweit die genannten Punkte Ein- 
fluss auf die praktische Politik der Union,die 
Rechtsorechuna des EuGH und zukünftiae 

- - d 

mie (zurück) zu gewinnen, bleibt also eine 
rhetorische. Eine andere Frage stellt sich da- 
gegen ganz real: Werden die Gestaltungs- 

vertraisrevisioien in Bezug auf die einzel- 
nen Politikbereiche der EU haben werden. 

mögii~hkeiten~diedie europäische lntegrati- 
on wotenziell eröffnet. aenutzt? Und wenn Die Charta der Grundrechte 

Eine wesentliche Forderung von Gewerk- 
schaften und Sozialdemokratie an den Kon- 
vent bildete dieVerankerung der Charta der 
Grundrechte in derVerfassung.DieseCharta, 
die 1999 bis 2000 ebenfalls nach der Kon- 
ventsmethode unter Vorsitz des früheren 
Bundespräsidenten Roman Herzog erarbei- 
tet wurde, enthält neben Freiheits- und 
Gleichheitsrechten auch soziale Grundrech- 
te. Dazu gehören u.a. das Recht. Gewerk- 
schaften zu gründen und ihnen beizutreten. 
das Recht der Arbeitnehmerinnen und Ar- 
beitnehmer oder ihrerVertreter auf rechtzei- 
tige Unterrichtung und Anhörung,sowie das 

. - 
die; nichtodernurunzureichend getan wird, 
welche Schritte sind nötig, damit Europa die 
Zügel selbst in die Hand nimmt und die rich- 
tige Richtung einschlägt? 
Das Jahr 2004 ist dabei ein Jahr, in dem mit 
der Wahl des Europaparlaments, mit der Ein- 
setzung einer neuen Kommission und 
möglicherweise der Verabschiedung einer 
Verfassung wichtige Richtungsentscheidun- 
gen anstehen. Gleichzeitig wird mit der Er- 
weiterung der Union das Gewicht der EU in 
der Welt(wirtschaft) zunehmen. Eine koordi- 
nierte Poiitik wird damit gleichzeitig schwie- 

Recht, Tarifverträge auszuhandeln und bei 
lnteressenkonflikten kollektive Maßnahmen 
zurverteidiauna ihrer Interessen.einschließ- Thorben Albrecht, geb. 1970, ist Europareferenr bi 

Redaktion, Berlin 
~ i m  DGB-Bundesvorstand undMitgliedder spw- - - 

lich Streiks, zu ergreifen. Weitere soziale 



Grundrechte umfassen gerechte und ange- 
messene Arbeitsbedingungen, Schutz bei 
ungerechtfertigter Entlassung, Anspruch auf 
Elternurlaub,das Recht auf soziale Sicherheit 
und soziale Unterstützung, den Gesund- 
heits-, Umwelt- und Verbraucherschutz. Das 
Recht auf Zugang zu Dienstleistungen von 
allgemeinem Interesse ist ein weiterer we- 
sentlicher Fortschritt, der durch die Aufnah- 
me der Charta der Grundrechte in den Ver- 
fassungsentwurf erreicht wurde. Nicht 
zuletzt wegen der sozialen Grundrechte war 
die Charta am 7. Dezember 2000 in Niua 
zwar,,feierlich proklamiert",aber nicht in die 
Verträge aufgenommen worden. 
Dass die Charta nun schließlich als zweiter 
Teil der Verfassung - und nicht wie 
zwischenzeitlich diskutiert als angehängtes 
Protokoll - aufgenommen wurde, ist eine 
wichtige Entscheidung im Sinne des Sozia- 
len Europa. 

EineStrategie für Wachstum und Beschäf- 
tigung 
Was der Verfassungsentwurf nicht leistetrist 
die notwendigen Elemente einer Strategie 
für Wachstum und Beschäftigung zu veran- 
kern. In diesem Bereich werden die in den 
bestehenden Verträgen vorhandenen An- 
sätze weder verstärkt, noch werden die of- 
fensichtlichen Defizite und falschen Wei- 
chenstellungen korrigiert.Dabei ist sonnen- 
klar, dass vier Jahre nach Verabschiedung 
der sogenannten Lissabon-Strategie die 
damals vereinbarten Ziele weder mit den In- 
strumenten der EU,noch mit der Politik der 
Mitgliedstaaten erreicht werden. Von dem 
ehrgeizigen Ziel,die EU bis 2010,.zum wett- 
bewerbsfähigsten und dynamischsten wis- 
sensbasierten Wirtschaftsraum in der Welt" 
zu machen und.ein dauerhaftes Wirtschafts- 
wachstum mit mehr und besseren Arbeits- 
plätzen und einem größeren sozialen Zu- 
sammenhait"zuerreichen,sind wirweit ent- 
fernt.Alle wissen,dasses nichtgelingen wird, 
die Beschäftigungsrate bis 2010 auf 70% 

(Zwischenziel 2005: 67%). die Frauenbe- 
schäftigung auf über 60% (2005: 57%) und 
die Beschäftigungsrate für ältere Arbeitneh- 
merinnen und Arbeitnehmer auf 50% zu 
steigern. Aber nur Wenige thematisieren, 
dass dafür vor allem ein anderes Ziel von Lis- 
sabon realisiert werden muss, nämlich ein 
stetiges und nachhaltiges Wachstum von 
durchschnittlich 3% pro Jahr. Diskutiert wer- 
d e n . ~ ~  teure" Sozialsysteme und,,zu hohe" 
Haushaltsdefizite, 
nicht aber die seit 

Produktionsformen verfolgen und gleichzei- 
tig sein Sozialmodell ausbauen soli,muss bei 
einer solchen lnnovationspolitik der Mensch 
in den Mittelpunkt gestellt werden. Dabei 
lohnt sich bei der Suche nach europäischen 
best practises ein Blick auf die Erfolgsge- 
schichte Schwedens und Finnlands. 
Mindestens vier Faktoren werden hierbei 
deutlich. Erstens muss eine Innovationsstra- 
tegie langfristig angelegt sein.Die Investitio- 

nen der 80er und 90er 
Jahre realisieren sich 

Jahren offensichtli- Europa muss die,,high heute.Diesliegtvoral- 
chen Wachstumsde- lem daran. dass 
fizite. road" reiten und darf sich „itens vorrangig 
Die wichtigste Aufga- nicht vom aiobalen und dauerhaft in Wis- 
be der Europäischen senschaft und Bildung 
Union ist es daher. Wettbewerb in einen investiert werden 
nach Einführung der Unterbietungswettbewerb muss und hier der 
Währungsunion ihr wirtschaftliche Nut- 
wirtschaftliches und entführen lassen. zen nicht sofort ein- 
soziales Potenzial voll 
auszuschöpfen und 
mittelfristig zu erhöhen.Vollbeschäftigung 
kann erreicht werden durch einen innovati- 
ons- und beschäftigungsorientierten Poiicy- 
Mix, bei dem Beschäftigungspolitik nicht auf 
Arbeitsmarktpolitik reduziert werden darf 
(siehe Artikel von Sebastian Jobelius in die- 
sem Heft). 

Innovation 
Dabei müssen die Veränderungen in Wirt- 
schaft und Arbeitswelt zur Kenntnis genom- 
men werden, die neue Herausforderungen 
an die Politik in Europa stellen.Auf dem Weg 
zu einer wissensbasierten Dienstieistungs- 
und Produktionsgesellschaft sind wir mit 
neuen lnnovationsanforderungen konfron- 
tiert,aberauch mit neuen Arbeitsformen,so- 
wie mit neuen,zunehmend differenten und 
zum Teil prekären Beschäftigungsverhältnis- 
sen. 
Wenn Europa einen erfolgreichen Weg der 
Produktivitätssteigerung durch neue und 
hochwertige Güter, Dienstleistungen und 

tritt.Wesentlich ist bei 
diesen Investitionen, 

dass Bildungsausgaben nicht nur im Spit- 
zenbereich erfolgen, damit nicht nur For- 
schung und Entwicklung gestärkt werden, 
sondern auch die Produktion innovativer 
Güter im Land verbleibt. 
Drittens zeigen die Beispiele der nordischen 
Länder, dass ein innovationsfreundliches 
Umfeld mit funktionieren sozialpartner- 
schaftlichen Beziehungen und modernen, 
auch an Arbeitnehmerinteressen orientier- 
ten Arbeitsformen ein wichtige Vorausset- 
zung für eine erfolgreiche Strategie bildet - 
ein Aspekt,den die nordischen Kolleginnen 
und Kollegen unter dem Stich~ort~soziale 
Innovation" in die Debatte einbringen. 
Schließlich sind in den nordischen Staaten 
Sozialstaatsreformen mit Augenmaß und in 
einer wirtschaftlichen Aufschwungphase 
vorgenommen worden. Das bedeutet nicht, 
dass es keine Einschnitte gegeben habe, 
aber der politische und gesellschaftliche 
Konsens, dass die Sicherheit des Sozialsys- 
tems nicht im Grundsatz in Frage gestellt 
wird, hat viel zu einer positiven und kon- 
struktiven Einstellunq beiqetraqen. - - - 
Demgegenüber konstatiert Gerhard Bosch 
für Deutschland zu Recht:,,Das größte Inno- 
vationshemmnis ist die Standortdiskussion" 
(Zitat und Bewertung Schweden, Finnland 

r ..- -- , 
siehe Gerhard Bosch: Innovationspolitik:Von 
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Eine qualitätsorientierte Wettbewerbs- 

in Bezug auf Steu- 
ern,soziale Sicherheit und Löhne kann Eur- 
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opa nur verlieren. Die Lebens- und Arbeits- - * bedinaunaen der Ukraine oderchinas un- 
~ ~ - 2 

terbieten zu wollen,ist nicht nur sozial un- 
tragbar, sondern auch ökonomisch wahn- 
sinnig. Die Wettbewerbsstrategie der euro- 
päischen Volkswirtschaft(en) auf dem glo- 

+. balen Markt muss daher im Gegenteil auf 



hoher Produktivität, hoher Qualität, hohen 
Standards und hohen Löhnen beruhen. 
Hohe Löhne bedeuten dabei nicht, inflati- 
onstreibende Lohnerhöhungen, sondern 
eine an Produktivitätsfortschritten und Si- 
cherung der Binnennachfrage orientierte 
Lohnentwicklung, ausgehend vom beste- 
henden, im globalen Maßstab hohen Ni- 
veau. Europa muss also die.high road" rei- 
ten und darf sich nicht vom globalen Wett- 
bewerb in einen Unterbietungswettbe- 
werb entführen lassen. 
Eine qualitätsorientierte Wettbewerbsstrate- 
gie darf daher im europäischen Binnen- 

1 markt nicht ausschließlich auf Marktliberali- 
sierung setzen. Aber genau dies wird aktuell 
durch die Europäische Kommission forciert. 
In den Loerlegunqen der Kommission zur 
B nnenmaiktstrateaiefur 2003 b's 2006 wird 

d 

das politische Ziel der Wiederherstellung der 
Vollbeschäftigung und die Stärkung der so- 
zialen Kohäsion völlig ausgeblendet. Der 
Binnenmarktstrategie fehlt die soziale Di- 
mension und der notwendige makroökono- 
mische Rahmen für Wachstum im Binnen- 
markt wird ignoriert. 
Dieoptimale Funktionsfähigkeit des Binnen- 
marktes kann einer wachstumsorientierten 
Politik dienen. Allerdings müssen dafür die 
europäischen Instrumente (Binnenmarkt- 
Strategie. Grundzüge der Wirtschaftspolitik, 
beschäftigungspolitischen Leitlinien) 
ineinander greifen und den Zielen der Lissa- 
bon-Strategie verpflichtet sein. Dabei muss 
die Wettbewerbsfähiokeit zu mehr und bes- 
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Seren Arbeitsplätzen,einem größeren sozia- 
len Zusammenhalt und nachhaltiger Ent- 
wicklung beitragen. 
Die Strategie für den europäischen Binnen- 
markt versucht. Wachst~mserfo ge nahezu 
a~sschließlch d ~ r c h  Maßnanmen der Libe- 
ralisierung der Märkte zu erzielen. Indessen 
wurde bereits wiederholt gezeigt. dass die 
Wachstums- und Beschäftigungseffekte 
nicht annähernd in jenem Ausmaß eingetre- 
ten sind, das die Kommission zunächst pro- 
phezeit hat. Der Grund dafür sind weniger 
Defizite bei der Umsetzung einzelner Har- 
monisierungsvorhaben,sondern der Mangel 
an einer flankierenden wachstums- und be- 
schäftigungsorientierten makro-ökonomi- 
schen Politik. Auch bei einer vollständigen 
Umsetzung der Binnenmarktstrategie wer- 
den Wachstumserfolge ausbleiben, solange 
das Vertrauen der europäischen Verbrau- 
cherinnen und Verbraucher erschüttert ist 
und wirtschaftsstimulierende Ausgaben un- 
terbleiben. 
Im Mittelpunkt der Strategiefür den europä- 
ischen Binnenmarkt für Waren und Dienst- 
leistungen sollte daher die Harmonisierung 
des Schutzes für Arbeitnehmer,Verbraucher 
und Umwelt durch die Festlegung von euro- 
päischen Mindeststandards stehen. Die Al- 
ternative wäre ein,,Regimedhopping" euro- 
päischer Unternehmen hin zu den jeweils 
schwächsten Schutzniveaus,das zu Arbeits- 

platzverlusten und einer Verschlechterung 
der Qualitätsstandards für die Verbraucher 
führt und damit mit einer oualitätsorientier- 
ten Wettbewerbsstrategie nicht kompatibel 
ist. 

Die Währungsunion muss eine Wachs- 
tumsunion werden 
Die Währungsunion bietet den beteiligten 
Staaten große Chancen, eine qualitätsorien- 
tierte Wettbewerbsstrategie zu verwirkli- 
chen,die bislang ungenutitgebiieben sind. 
Im GegenteiLgerade der Stabilitätspakt hat 
eine Bearünduno für den Abbau sozialer Si- - - 
cherheit geliefert und damit zu einem wenig 
innovationsfreundlichem Umfeld beigetra- 
gen. Darüber hinaus haben die Wirkungen 
des Paktes und die Geldpolitik der Europäi- 
schen Zentralbank (EZBI seit dem Einsetzen . , 

der Konjunkturflaute Ende des Jahres 2000 
Wachstumsimpulse verhindert. 
In derjetzigen, nicht nur für die beiden gro- 
ßen Volkswirtschaften Europas - Deutsch- 
land und Frankreich - besonders prekären 
wirtschaftlichen Situation, muss die EZB die 
geldpolitischen Zügel schneller lockern, um 
der Wirtschaft größere Investitionsspielräu- 
me zu eröffnen und um den Verfall des US- 
Dollar zu stoppen,damit die Exportchancen 
der eurooäischen Industrie nicht weiter ein- 
geschränkt werden. 
Eine aktive Geld- und Währungspolitik ist 
vor dem Hintergrund niedriger Inflationsra- 
ten auch aufgrund von stabilitätsgerechten 
Entgeltabschiüssen der Gewerkschaften in 
den letzten Jahren nicht nur möglich,son- 
dern angebracht. Eine Erneuerung der 
Geldpolitik setzt natürlich voraus.dass die 
EZB ihre Geldpolitik klar expansiv ausrich- 
tet. Die Realzinsen - ein entscheidender 
Faktor bei lnvestitionsentscheidungen - 
sind in Europa im Vergleich zu den USA zu 
hoch. 
Darüber hinaus ist eine Verbesserung des 
europäischen Wachstums- und Stabilitäts- 
oaktes ISWPI drinaend erforderlich.Der SWP . . -  
entwickelte sich in den letzten drei Jahren 
zur zentralen Wachstums- und Beschäfti- 
gungsbremse in Europa. Der Pakt nimmt der 
nationalen Finanzpolitikdurch das Kriterium 
des jährlichen Haushaltsdefizits-das derzeit 
das einzige Kriterium ist, das Sanktionen 
nach sich ziehen kann - i n  Krisenperioden 
den notwendigen Handlungsspielraum zur 
Überwindung dieser Situation. 
Die pro-zyklische Sparpolitik drückt das 
Wirtschaftswachstum, die Beschäftigung 
und somit die Steuer- und Beitragseinnah- 
men und löst in der Folge Einbrüche beiden 
öffentlichen Investitionen in Bildung und In- 
frastruktur aus. Ein verbesserter SWP sollte 
verschiedene konjunkturelle Phasen unter- 
scheiden. Ein Abbau der Verschuldung, der 
grundsätzlich notwendig ist, sollte in stabi- 
len Aufschwungphasen erfolgen. Umge- 
kehrt muss in Abschwungphasen eine höhe- 
re Neuverschuldung hingenommen werden, 
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damit die öffentlichen Haushalte atmen 
können. Außerdem müssen öffentliche In- 
vestitionen in die Infrastruktur - einschließ- 
lich Bildung und Qualifizierung sowie For- 
schung und Entwicklung -be i  der Bestim- 
mung des Defizits besonders gewertet wer- 
den. 
Zudem muss Europa in der Steuerpolitik 
endlich vorankommen. Ein Steuersenkungs- 
wettbewerb ist mit einer qualitätsorientier- 
ten Wenbewerbsstrategie nicht vereinbar. 
Wenn hier Fortschritte in der Gesamt-EU 
nicht möglich sind.sollte über eine Harmoni- 
sieruno in der Euro-Zone nachoedacht wer- 

2 - 
den, wie es die Spinelli-Gruppefordert (Vor- 
schlag der Spinelli-Gruppefür ein Programm 
der SPE für eine wirtschaftliche und soziale 
Regierungsführung.Die Spinelli-Gruppeum- 
fasst Europaabgeordnete der SPE-Fraktion). 
Eine koordinierte Wirtschaftspolitik ist not- 
wendig 
MitderWirtschafts- und Währungsunion hat 
die Koordination der verschiedenen wirt- 
schaftspolitischen Akteure (Regierungen, 
EZB,Sozialpartner) und relevanten Politikbe- 
reiche (Wirtschafts-, Finanz-, Arbeitsmarkt- 
und Sozialpolitik) wegen derVerteilung von 

Verantwortung auf die beiden Ebenen, EU 
und Mitgliedsstaaten, erheblich an Bedeu- 
tung gewonnen. 
Daher muss zum einen der makroökono- 
mische Dialog dringend aufgewertet wer- 
den. Er i s t  das einzige Gremium, das alle 
wirtschafts- und beschäftigungspolitisch 
verantwortlichen Akteure - außer dem EP 
-an einenTisch bringt mit dem Ziel eines 
offenen Dialoges darüber, wie ein span- 
nungsfreier wachstums- und beschäfti- 
gungsfördernder Policy-Mix in der EU am 
besten erreicht werden kann (siehe auch 
Artikel von Sebastian Jobelius in diesem 
Heft).Zum anderen muss die Zusammen- 
arbeit der verschiedenen Ratsformationen 
intensiviert werden. Insbesondere eine en- 
gere Verzahnung des Rates der Wirt- 
schafts- und Finanzminister mit dem Rat 
für Beschäftigung, Sozialpolitik, Gesund- 
heit und Verbraucherschutz wäre hier er- 
forderlich. Eine solche verbesserte Koordi- 
nierung würde die Kompetenzen der Mit- 
gliedsstaaten und das geltende Subsidiari- 
tätsprinzip nicht berühren.Vielmehr wür- 
de dadurch erreicht, dass divergierende 
nationale Politiken stärker auf die gemein- 

samen Ziele von Lissabon ausgerichtet 
würden. 
Dabei müssen sich die europäischen Regie- 
rungen allerdings an den europäischen Zie- 
len messen lassen. Gemeinsame Anstren- 
gungen in bestimmten Bereichen. können 
eine höhere Wirkung entfalten, als isolierte 
nationalstaatliche Maßnahmen. Ein Beispiel 
ist das beim Europäischen Rat von Barcelona 
vereinbarte Ziel. wonach jährlich 3% des BIP 
jedes Mitgliedsstaates in Forschung und Ent- 
wicklung investiert werden sollen. Dieses 
Ziel wird aber nicht allein durch Aufforde- 
rungen an die Wirtschaft, ihre Investitionen 
in Forschung und Entwicklung zu erhöhen, 
erreicht werden. Auch die öffentlichen Aus- 
gaben müssen in diesem Bereich angeho- 
ben werden.Um Europa auf die.high road" 
einer qualitätsorientierten Wettbewerbs- 
strategiezu führen und damit das soziale Eu- 
ropa zu sichern.muss dasThema Innovation 
ernsthaft, mit einem umfassenden Ansatz 
und langem Atem angegangen werden. 
Dabei kann mehr erreicht werden. wenn ein 
koordiniertesvorgehen in Europa vereinbart 
und umgesetzt wird. Die europäische Chan- 
ce muss genutzt werden. row 2)-  

Aus dem Takt: Europäische Wirtschafts- 
und Beschäftigungspolitik. 
Von Sebastian Jobelius 

In den 1990er Jahren wurden 
schrittweise wirtschaftspolitische Kompe- 
tenzen ganz oder teilweiseauf die europäi- 
sche Ebene verlagert. Dies betrifft 
insbesondere die Außenhandelspolitik, die 
Wettbewerbs- und Beihilfepolitik und die 
Währ~ngspolitik~sofern die Mitgliedstaaten 
der Europäischen Währungsunion (EWU) 
beigetreten sind. Die verteilten Zuständig- 
keiten in wichtigen Fragen der Wirtschafts- 
politik machen eine funktionierende wirt- 
schaftspolitische Koordinierung unter allen 
Beteiligten erforderlich. 
Ausgangspunkt wirtschaftspolitischer Koor- 
dinierung in der EU waren die sogenannten 
Grundzüge der Wirtschaftspolitik (BEPG), die 
seit 1993 jährlich durch den Rat der Europäi- 
schen Finanzminister (ECOFIN) beschlossen 
werden.Weiterentwickelt wurden die BEPGs 
durch speziellereVerfahren,die mit ihnen in 
Einklang stehen sollen.Dazu zählen der Sta- 
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bilitäts- und Wachstumspakt zur Steuerung 
der Haushaltspolitik,die beschäftigungspo- 
litischen Leitlinien für den Arbeitsmarkt (Lu- ~~ ~ ~ 

xemburg-Prozess),der Cardiff Prozess zur Re- 
form der Waren- und Kapitalmärkte und 
schließlich der Makroökonomische Dialog 
(Köln-Prozess). Der Stabilitäts- und Wachs- 
tumspakt hat dabei den verbindlichsten 
Charakter,da er im Unterschiedzu denande- 
ren genannten Koordinierungsprozessen 
konkrete Sanktionen vorsieht.Auf dem Gip- 
fel der europäischen Staats- und Regie- 
rungschefs wurden diese und andere Pro- 
zesse im Rahmen der Lissabon-Strategie auf 
eine gemeinsame Plattform gestellt.Ziel der 
Europäischen Union ist es demnach, bis 
2010zum dynamischsten und wenbewerbs- 
fähigsten Wirtschaftsraum der Welt zu wer- 
den. 
Durch die Verlagerung der Außenhandels- 
und Geldpolitik auf die europäische Ebene 

Groduote School of Social Science (GSSSj der 

und die gegenseitigen Verpflichtungen im 
Bereich der Fiskalpolitikverfügt kein Staat in 
Europa mehr über die alleinige Möglichkeit. 
die wichtigsten makroökonomischen Para- 
meter alleine zu bestimmen. Statt dessen 
werden die Rahmenbedingungen für 
Wachstum und Beschäftigung von einer 
Vielzahl von Akteuren auf europäischer und 
nationaler Ebene beeinflusst. Fraglich sind 
dabei zwei Dinge:Zum einen,ob das Zusam- 
menspiel der verschiedenen Regulierungs- 
instrumente und -ebenen dem Grad der 
wirtschaftlichenVerflechtung in Europa an- 
gemessen ist.Zum anderen.ob diezurverfü- 
gung stehenden Instrumente so eingesetzt 
werden, dass sie tatsächlich zur Schaffung 
von mehr Beschäftigung in Europa beitra- 
gen. 
Wieviel Koordination ist möglich und nötig ? 
Auch wenn die Notwendigkeit verstärkter 
wirtschaftspolitischer Koordinierung in der 
EU offensichtlich ist-sind Ausmaß und Mittel 
der Koordination nur schwer zu bestimmen. 
Ausgehend von der gemeinsamen Währung 
rücken bei der Betrachtung zunächst die 
geldpolitischen Interdependenzen in den 



Vordergrund. Auf die Geldwertstabilität 
wirkt neben der Zentralbank, die den Zins- 
satz steuert und die Geldmenge bestimmt, 
insbesondere die Lohnpolitik und - wenn 
auch in geringerem Maße - die nationale 
Haushaltspolitik. Die Möglichkeit der Regie- 
rung, über das..Anwerfen der Notenpresse" 
die lnflation anzuheizen ist dagegen 
nirgendwo in Europa mehr gegeben. Umge- 
kehrt sind in Zeiten wirtschaftlichen Ab- 
schwungs die nationalen Volkswirtschaften 

* auf geidpolitische Impulse in Form niedriger 
Zinsen angewiesen.Da die europäische Zen- 
tralbank ihre Zinspolitikan einereuropawei- 

* ten Zielinflationsrate im Korridor von 0-2% 
orientiert, ist eine direkte Reaktion der Zins- 
oolitik auf nationale Wachstumsschwächen 
jedoch schwieriger als zuvor. Auch hat die 
Zentralbank nur noch geringe Möglichkei- 
ten,über die Zinspolitik Regierungen zu dis- 
ziplinieren, die durch eine zu expansive 
Haushaltspolitik inflationäre Spannungen 
auslösen. Fraglich ist somit, inwieweit durch 
ein spannungsfreies Zusammenspiel von 
Geld-, Fiskai- und Lohnpolitik eine wachs- 
tums- und beschäftigungsfördernde makro- 
ökonomische Politik in Europa erreicht wer- 
den kann. Die Koordinieruna muss dabei si- - 
cherstellen,dass die einzelnen Akteure ihrer 
gesamtwirtschaftlichen Verantwortung 
nachkommen,ohne in ihren Kernzuständig- 
keiten eingeschränkt zu werden. 
Prinzipiell steht in Europa in Form des soge- 
nannten Makroökonomischen Dialogs ein 
Koordinierungsinstrument zur Verfügung, 
das diesen Kriterien entspricht. 

Makroökonomischer Dialog 
Der Makroökonomische Dialog, der durch 
den Europäischen Rat von Köln im Jahr 1999 
eingerichtet wurde-ist das einzige Gremium, 
das auf technischer und politischer Ebene 
alle wirtschafts- und beschäftigungspoli- 
tisch verantwortlichen Akteure an einen 
Tisch bringt.Ziel ist ein Gedankenaustausch 
darüber-wie ein wachstums- und beschäfti- 
gungsfördernder Policy-Mix bei Wahrung 
der Preisstabilität erreicht werden kann.Teil- 
nehmer sind Vertreter des Rates. der Kom- 
mission, der Europäischen Zentralbank und 
der 5ozialpartner.Der Makrodialog bildet in- 
sofern einen geeigneten institutionellen 
Rahmen für den makroökonomischen Teil 
der wirtschaftspolitischen Koordination. 
Trotz der institutionellen Möglichkeiten 
kann jedoch von einer tatsächlichen makro- 
ökonomischen Koordinierung in Europa nur 
eingeschränkt die Rede sein.50 hat die un- 
abhängige Europäische Zentralbank EZB 
bisher bei der Gestaltung der Zinspolitik 
Wachstumsaspekte weitgehend unberück- 
sichtigt gelassen. Seitens der Gewerkschaf- 
ten wurde kritisch registriert,dass t roh über- 
wiegender Lohnzurückhaltung in den Jah- 
ren 2000 und 2001 keine deutlichen  ins- 
Senkungen seitens der Zentralbank erfolgt 
sind.Ebenso ist die Europäische Kommission 

als Hüterin des Stabi- 
litäts- und Wachs- 
tumspakts nur in be- 
grenztem Rahmen 
bereit, im Sinne einer 
atmenden Konjunk- 
turpolitik die Defizit- 
kriterien des Stabili- 
täts- und Wachs- 
tumspakts flexibler 
auszulegen und so 
den fiskalpolitischen 
Spielraum der Mit- 
gliedstaaten zu er- 
weitern. Grundsätz- 
lich positiv hervorzu- 
heben ist dagegen 
der Versuch der Ge- 
werkschaften mehre- 
rer EU-Mitgliedstaa- 
ten (Deutschland, 
Frankreich, Belgien. 
Niederlande und Lu- 
xemburg). im Rah- 
men der„Doorn-lniti- 
ative" einen Wettbe- 
werb zwischen den 
nationalen Tarifver- 
handlungssystemen 
zu vermeiden und 
die Lohnpolitik verlässlich zu machen. Zu 
diesem Zweck hat die lnitiative eine so ge- 
nannte,,Lohnkoordinierungsformel" aufge- 
stellt, mit der der Spielraum für Nominal- 
lohnzuwächseals die Summeauserwarteter 
Inflation und Produktivitätswachstum be- 
stimmt werden kann. Diese lnitiative ist 
besonders interessant, da sie die Anerken- 
nung gegenseitiger Abhängigkeiten bei der 
Lohnbildung widerspiegelt. Sie könnte auf 
lange Sicht Grundlage für eine .entgegen- 
kommende" Lohnpolitik sein, auf die die 
Zentralbank mit niedrigeren Zinsen reagie- 
ren kann. Bleibt die Frage nach den realen 
Möglichkeiten einer verbesserten makro- 
ökonomischen Koordination. 

Zukunft der EZB 
Zum einen ist es sinnvoll, die Europäische 
Zentralbank nach amerikanischem Vorbild 
auch auf ein beschäftigungspolitisches Ziel 
zu verpflichten.Dies würde die EZBzur ernst- 
hafteren Teilnahme beispielsweise an dem 
Makroökonomischen Dialog verpflichten. 
Außerdem müsste Sie die Zinsoolitik auch 
aus beschäftiuunas~olitischen Gründen - - ,  

rechtfertigen. In jüngerer Vergangenheit 
sind erhebliche Zweifel an der Zielinflations- 
rate von 0-2 %aufgetaucht. Ein breiterer Kri- 
terienkatalog könnte auch hier einer zu en- 
gen Ausrichtung aufdas Kriterium der Preis- 
Stabilität vorbeugen. Unter den gegenwärti- 
gen Bedingungen jedoch sieht sich die Zen- 
tralbankaußerhalbjeder ex-ante Koordinati- 
on, und eine Änderung dieser Bedingungen 
scheint zum gegenwärtigen Zeitpunkt eher 
unwahrscheinlich. Bleibt die Finanzpolitik, 

die unter nationaler Verantwortung besser 
als die Geldpolitik auf nationale Konjunktur- 
schwankungen reagieren kann. Die Finanz- 
politik ist jedoch durch den Stabilitäts- und 
Wachstumspakt in besonderer Weise einge- 
schränkt.Fraglich ist,wle durch eine Reform 
des Stabilitäts- und Wachstumspaktes der 
Spielraum für eine beschäftigungsfördernde 
makroökonomische Politik erhöht werden 
kann. 

Reform des Stabilitäts- und Wachstums- 
pakts (SWP) 
Als Hauptkritikpunkt am gegenwärtigen 
Pakt ist dieTendenzzu einer pro-zyklischen 
Finanzpolitik hervorzuheben. Die Mecha- 
nismen des Stabilitäts- und Wachstumspak- 
tes enthalten keinen Konsolidierungs- 
zwang im Aufschwung und zwingen ten- 
denziell zur Begrenzung von - auch kon- 
junkturell bedingten - Defiziten im Ab- 
schwung.Dies liegt an der Konstruktion et- 
waiger Sanktionen. die nur in wirtschaftli- 
chen Schwächephasen ansetzen, es aber 
umgekehrt keine Sanktionsmechanismen 
gibt, um in,guten Zeiten2'eine Konsolidie- 
rung zu erzwingen.Die Grundidee des Sta- 
bilitäts- und Wachstumspaktes ist es, eine 
Situation zu erreichen, in der das strukturel- 
le Defizit der öffentlichen Haushalte auf null 
zurückgefahren wird und nur noch die kon- 
junkturellen Stabilisatoren im Rahmen der 
Drei-Prozent-Defizit-Regel zur Geltung 
kommen. Real lag das strukturelle Defizit in 
den Mitgliedstaaten zu Beginn des Paktes 
aber noch bei ca. 2.3 %.Es ist daher nicht 
verwunderlich, dass in Zeiten wirtschaftli- 



chen Abschwungs die konjunkturellen Fak- 
toren (Zunahme der Sozialausgaben und 
Abnahme der Einnahmen aus Steuern- und 
Abgaben) schnell zu einer Überschreitung 
der Defizitkriterien führen. Das Defizitkrite- 
riumvon 3%selbst ist wiederum willkürlich 
gewählt und kaum noch zu rechtfertigen. 
Grundsätzlich gilt der im SWP unterstellte 
Zusammenhang zwischen Budgetdefiziten 
und Inflationsraten nur eingeschränkt. 
Besonders deutlich wird dies am Beispiel 
Deutschlands,das im Jahr 2003 die höchste 
Neuverschuidung und die niedrigste Infla- 
tionsrate aller EU-Länder aufweist. Zu be- 
rücksichtigen ist außerdem,dass die meis- 
ten Länder,die keine übermäßigen Defizite 
aufzuweisen haben, auch über eine deut- 
lich höhere Steuer- und Abaabenauote als > 

Deutschland verfügen. Gerade die soll je- 
doch allen Empfehlungen der Europäi- 
schen Kommission zufolge in Deutschland 
weiter sinken. Diese Beispiele zeigen, dass 
eine koordinierte Fiskaloolitikdie nationa- 
len Besonderheiten deutlich stärker als 
bisher berücksichtigen muss. im Rahmen 
des Stabilitäts- und Wachstumspakts wurde 
dieser Tatsache in einem ersten Schritt 
dadurch Rechnung getragen, dass im Jahr 
2003 einige Ergänzungen zur Interpretati- 
on des Paktesaufgenommen wurden. Diese 
eröffnen die Möglichkeit,stärker zwischen 
strukturellen und konjunkturellen Defiziten 
zu unterschieden und der individuellen Si- 
tuation der Mitgliedstaaten Rechnung zu 
tragen.Da einverstoß gegen den Pakt auch 
nicht - wie oft falsch behauptet - bereits 
dann vorliegt, wenn ein Land das Drei-Pro- 
Zent Defizitkriterium nicht einhält,sondern 
wenn bei einem übermäßigem Defizit die 
daraufhin geforderten Auflagen nicht er- 
füllt werden, ist der Pakt heute flexibler als 
es zunächst den Eindruck erweckt.An den 
grundsätzlichen Konstruktionsproblemen 
des Paktes hat sich damit aber nichts geän- 
dert. 

Alternativen zum SWP 
Alternativen zur Ausgestaltung des SWP 
werden zwar diskutiert,ein konsensfähiges, 
ausgereiftes Modell ist jedoch noch nicht 
erkennbar.Einefür die Regierungen attrak- 
tive aber nur schwer realisierbare Alternati- 
ve ist ein Modell, wie es in den USA bis zum 
11. September 2001 praktiziert wurde. 
Demnach durften die konjunktur-unab- 
hängigen Ausgaben nur noch in Höhe der 
lnflationsrate zunehmen. Problematisch 
mit Blick auf die EU ist hier jedoch. für jedes 
Land einen verbindlichen Ausgabenpfad 
festzulegen, was politisch nicht realisierbar 
scheint. Ein anderer Vorschlag zielt auf die 
Ausklammerung öffentlicher Investitionen 
im Rahmen einer ,,goldenen Regel". Dies 
dürfte jedoch zu noch größeren Abgren- 
zungsproblemen führen als die Abgren- 
zung von konjunkturellen und strukturellen 
Defiziten. Ein relativ neuer Vorschlag zielt 

auf die Preisstabilität als wichtigstes Kriteri- 
um des SWP. Demnach müssten Mitglied- 
staaten nur dann mit Sanktionen rechnen, 
wenn eine ÜbermäßigeVerschuldung auch 
mit einer lnflationsrate oberhalb der 2% 
Marke verbunden ist. Wäre dies nicht der 
Fall, wäre das eigentliche Ziel der Inflations- 
vermeidung nicht in Gefahr und der haus- 
haltspolitische Gestaltungsspielraum blie- 
be erhalten. problematisch an diesem Vor- 
schlag istjedoch,dass der Zusammenhang 
zwischen Budaetdefiziten und Inflationsra- 
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ten nur eingeschränkt gilt. Rückt man 
grundsätzlich von der Idee des Stabilitäts- 
und Wachstumspaktes als haushaltspoliti- 
sches Koordinierungsinstrument ab und 
macht daaeaen die lnflationsrate zum ent- - - 
scheidenden Kriterium, wird fraglich, wel- 
che konkrete Relevanz der Pakt überhaupt 
noch haben könnte.Daallgemein der Lohrl- 
politik eine wesentlich größere Auswirkung 
auf die lnflationsentwickluna zuaeschrie- > - 
ben wird als der Haushaltspolitik, müsste 
diese dann Hauptadressat etwaiger Sankti- 
onenoder Empfehlungen werden.Eine Mit- 
Zuständigkeit der EU in Bereichen der 
Lohnpolitik ist zuletzt im Rahmen des Ver- 
fassungsverhandlungen jedoch klar abge- 
lehnt worden. 
Die soweit diskutierten Alternativen zum 
SWP bewegen sich insgesamt im Rahmen 
der allgemeinen Logikder gegenwärtigen 
Wirtschafts- und Finanzpolitik. Ziel ist es. 
die Inflation niedrig zu halten und die 
Haushalte strukturell auszugleichen bzw. 
einen Haushaltsüberschuss zu erzielen. 
Gleichzeitig ist ein Korridor benannt, der 
im keynesianischen Sinne den Raum für 
antizyklische Haushaltspolitik eröffnet. Die 
Geldpolitik trägt dabei jedoch nur in ge- 
ringem Maße zur Entlastung der öffentli- 
chen Hand bei. 
Die Sozialdemokratie im Europäischen Par- 
lament hat sich angesichts dieser Schwierig- 
keiten auch nicht auf ein Alternatlvmodell 
oder konkrete Änderungsforderungen zum 
Stabilitäts- und Wachstumspakt festgelegt. 
Jedoch wird allgemein gefordert, den SWP 
flexibler zu handhaben und stärker an 
Wachstumszielen auszurichten. lm Rahmen 
der SPE-Fraktion im Europäischen Parlament 
findet sich auch die Forderung nach einer in- 
telligenteren und flexibleren Anwendung 
hinsichtlich einer stärkeren Betonung des 
allgemeinen Schuldenniveaus einzelner Mit- 
gliedstaaten, wozu auch die Berücksichti- 
gung notwendiger öffentlicher Investitio- 
nen gehört. 
Grundsätzlich alternativeVorschläge aus der 
Richtung keynesianisch-orientierter Wirt- 
schaftswissenschaftler aus dem Umfeld der 
MEMORANDUM-Gruppe zielen dagegen auf 
die Schaffuna eines EL-rlaushaltes in rlohe 
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von 5-7%des EU BIP um damit Konjunktur- 
und lnvestitionsprogramme unabhängig 
von der Haushaltslage eines bestimmten 
Landes finanzieren zu können. Außerdem 

wird gefordert. die Aufgaben der Europäi- 
schen Zentralbank um die Ziele nachhaiti- 
ges Wachstum,Vollbeschäftigung und sozia- 
ler Zusammenhalt zu erweitern, den SWP 
ganz abzuschaffen oder so zu verändern, 
dass er einer antizyklischen Politik nicht im 
Wege stehtund dieVerbindlichkeit der wirt- 
schaftspolitischen Koordinierung durch Ein- 
richtung einer Art demokratisch legitimier- 
ten Europäischen Regierung deutlichzu er- 
höhen. Es ist iedoch offenkundia.dass diese -. 
Überlegungen weder innerhalb der europä- 
ischen Kommission, noch unter den Mit- 
gliedstaaten in Betracht gezogen werden. 
Die Aussichten auf eine Umsetzung dieser 
Forderungen sind daher gering. 

Koordination der Beschäftigungspolitik 
Allgemein müssen alle EU Mitgliedstaaten 
ein Interesse an einer stabilen und wachs- 
tumsorientierten Politik in den einzelnen 
Ländern haben.da sie über den grenzüber- 
schreitendenverkehr von Waren und Dienst- 
leistungen eng miteinander verbunden sind. 
Hieraus begründen sich auch die Aktivitäten 
zur Koordination der Beschäftiaunasoolitik < - ,  

oder zur koordinierten Reform der Waren- 
und Dienstleistungsmärkte,die über den Be- 
reich der makroökonomischen Koordination 
hinausgehen. 
Gleichzeitig sind die Mitgliedstaaten weit 
davon entferntzeinen gemeinsamen regula- 
torischen Rahmen bspw. im Bereich der Ar- 
beitsmarktpolitik. der Sozialpolitik oder der 
Arbeitsbeziehungen zu schaffen. Angesichts 
der strukturellen und entwicklungsbeding- 
ten Unterschiede der europäischen Volks- 
wirtschaften ist dies auch kaum erstrebens- 
wert. Jedenfalls ist gegenwärtig kein Ent- 
wurf erkennbar, der realitätstauglich be- 
schreibt, wie eine europäische Arbeitsmarkt- 
verfassung aussehen könnte.In Form der so- 
genannten Methode der offenen Koordinie- 
rung hat die Europäische Union daher einen 
eigenen Weg entwickelt, trotz der Unter- 
schiede im Bereich der Arbeits- und Soziai- 
politik zu einer Konvergenz der Politiken zu 
gelangen. 
Die etablierteste Form dieser Art der Koor- 
dinierung ist die Europäische Beschäfti- 
gungsstrategie. Auf dem Europäischen Rat 
von Luxemburg 1997 wurden erstmals kon- 
krete beschäftigungspolitische Leitlinien 
verabschiedet, die die Mitgliedstaaten im 
Rahmen ihrer nationalen Politik berücksich- 
tigen sollen. Gleichzeitig schlägt die Kom- 
mission auf Basis der Leitlinien konkrete 
Empfehlungen an jeden Mitgliedstaat vor. 
Begleitet wird dieser Prozess von beschäfti- 
gungspolitischen Analysen einzelner Poli- 
tikfelder und dem Austausch sogenannter 
,,best-practices" im Rahmen einesupeer-Re- 
view" Programms. Über die Umsetzung der 
beschäftigungspolitischen Leitlinien be- 
richten die Mitgliedstaaten jährlich in den 
sogenannten Nationalen Aktionsplänen 
(NAP). Nach 5 Jahren wurde die Europäi- 



sche Beschäftigungsstrategie im Jahr 2003 
umfassend evaluiert und reformiert. Die 
Zahl der beschäftigungspolitischen Leitlini- 
en wurde dabei von zuletzt 18 auf zehn re- 
duziert. Auch sind die Leitlinien nun auf 
eine Dreijahresperspektive ausgerichtet. 
Grundsätzlich wäre es ein Fehlschluss anzu- 
nehmen, die beschäftigungspolitischen 
Leitlinien allein stünden für ein kohärentes 
beschäftigungspolitisches Programm.Viel- 
mehr können und müssen die hierformu- 
lierten aktivierenden und strukturellen Re- 
formen je nach nationalen Besonderheiten 
und oolitischer Lesart unterschiedlich aus- 

* fallen. Die Leitlinien basieren im Einzelnen 
deutlich auf neoklassischen Grundannah- 
men bezüglich der Funktionsweise des Ar- 
beitsmarktes, weisen den Trägern der Ar- 
beitsmarktpolitik im weitesten Sinne aber 
auch klare aktivierende und intervenieren- 
de Aufgaben zu. Der Charakter der Leitlini- 
en ist daher ambivalent.Auf der einen Seite 
sind sie auf strukturelle Reformen der An- 
gebotsseite des Arbeitsmarktes ausgerich- 
tet. So haben die Mitgliedstaaten zuneh- 
mend ein Augenmerkauf steuer- und sozi- 
alpolitisch induzierte Fehlanreize gelegt, 
durch die für bestimmte Gruppen die Ar- 
beitsaufnahme aus finanziellen Gründen 
unattraktiv wird. Gleichzeitig wurde aber 
auch der Stellenwert der aktiven Arbeits- 
marktpolitik deutlich erhöht. In vielen Län- 
dern Europas wird heute die Ausweitung 
der aktiven Arbeitsmarktpolitik,z.B.zur Be- 
kämpfung der Jugendarbeitslosigkeit, mit 
den entsprechenden beschäftigungspoliti- 
schen Leitlinien begründet. Auch wird der 
Investition in Bildung und Forschung ein 
hoher Stellenwert beigemessen. Die Leitli- 
nien haben den Schwerpunkt auch zuneh- 
mend auf die Beschäftigungsquote als den 
wichtigsten Gradmesser beschäftigungs- 
politisch erfolgreicher Länder gelenkt.Von 
besonderer Bedeutung ist hierbei die Erhö- 
hung der Beschäftigungsquoten bei Frauen 
und älteren Arbeitnehmern. Die entspre- 
chenden Leitlinien enthalten klare Ziele 
zum Ausbau der Kinderbetreuungseinrich- 
tungen und zum Abbau von geschlechts- 
spezifischen Diskriminierungen, aber auch 
zum Abbau von Frühverrentunosreaelun- > 2 

gen. Die Leitlinien sprechen damit viele der 
Bereiche an, in denen auch in Deutschland 
deutlicher Handlungsbedarf besteht. 
Überhaupt liegen viele der Maßnahmen im 
Rahmen der Agenda 2010 auf einer Linie 
mit den Zielen und Leitlinien der europäi- 
schen Beschäftigungsstrategie. Dies gilt 
nicht nur für Reformen im Bereich des Leis- 
tungsrechts, sondern auch für den Ausbau 
der Ganztagsschulen und die Erhöhung der 
Bildungsinvestitionen. Auch wenn der di- 
rekte Einfluss der Europäischen Beschäfti- 
gungsstrategie nur schwer zu bemessen ist, 
scheint eine gewisse Tendenz zur Konver- 
genz im Bereich der Arbeitsmarktpolitik un- 
ter den Mitgliedsländern der EU unüber- 

sehbar. Inwieweit die Strukturreformen je- 
doch auch tatsächlich zurVerbesserung des 
wirtschaftlichen Umfelds beitraoen ist fraa- - - 
lieh. Zum gegenwärtigen Zeitpunkt sind 
die europäischen Volkswirtschaften 
jedenfalls weit davon entfernt, die selbst 
gesteckten Ziele im Rahmen des Lissabon- 
Prozesses zu erreichen. 

Neue Perspektiven durch die EU-Oster- 
weiterung ? 
Nur fünf Jahre nach Vollendung der Euro- 
päischen Währungsunion steht die Europä- 
ische Union mit der Osterweiterung vor ei- 
ner neuen Herausforderung. Die unmittel- 
baren wirtschaftlichen Folgen des Beitritts 
werden sich jedoch in Grenzen halten. 
Schließlich sind schon seit Beginn der Vor- 
Beitrittsphase in den 90erJahren die Berei- 
che des Waren- und Dienstleistungshan- 
dels sowie des Kapitalverkehrs weitgehend 
liberalisiert und entsprechend den Anfor- 
derungen des europäischen Binnenmark- 
tes ausgestaltet worden.Die Übernahme al- 
ler EU-Binnenmarktregeln durch die Bei- 
trittsländer ist weitgehend abgeschlossen. 
Für die deutsche Volkswirtschaft hat sich 
die Öffnung des Marktes nach Osteuropa 
dabei unter dem Strich positiv ausgewirkt. 
Zwar hat sich der Handelsbilanzüberschuss 
in den letzten Jahren verringert. Deutsch- 
land exportiert jedoch insgesamt mehr Pro- 
dukte in den mittel-losteuropäischen 
Raum als es lmportiert.ln wichtigen Berei- 
chen wie der Metallindustrie ist die Han- 
delsbilanz allerdings mittlerweile negativ. 
Dies heißt jedoch nicht. dass Unternehmen 
zunehmend ihre gesamte Produktion in 
ost- und mitteleuropäische Staaten verla- 
gern.Vielmehr werden einzelne Stufen der 
Wertschöpfungskette,zumeist die standar- 
disierbaren und relativ arbeitsintensiven - 
ausgelagert. Oft betätigen sich deutsche 
Unternehmen dabei selbst als Investor und 
re-importieren die im Ausland gefertigten 
Teile zur Weiterverarbeituna nach Deutsch- - 
land.Einer plötzlichen Zunahme derverla- 
gerung der Produktion in die Beitrittsländer 
sind auch aufgrund der großen Produktivi- 
tätsunterschiede Grenzen gesetzt. Gemes- 
sen am EU-Durchschnitt schwankt das Pro- 
duktivitätsniveau in den Beitrittsländern im 
verarbeitenden Gewerbe zwischen 30.3 % 
(Estland) und 54.8 % (Slowenien), kommt 
damit aberzumTeil schon überdas Produk- 
tivitätsniveau von Portugal (32,8%) oder 
Griechenland (42.6%) (IG Metall. Januar 
2004).Anzunehmen ist dagegen, dass nach 
der EU-Osterweiterung insbesondere auch 
klein- und mittelständische Unternehmen 
verstärkt von den Möglichkeiten des Au- 
ßenhandels und der Auslandsproduktion 
Gebrauch machen werden.Für sie sind stär- 
ker als für Großunternehmen auch der 
Wegfall der Grenzkontrollen, das kulturelle 
Zusammenwachsen und die erhöhte 
Rechtssicherheit von Bedeutung. 

Insbesondere Deutschland und Österreich 
haben sich im Vorfeld der EU-Osterweite- 
rung für Übergangsregelungen im Bereich 
der Arbeitnehmerfreizügigkeit und der 
Dienstleistungsfreiheit eingesetzt. Dies be- 
deutet einen Eingriff in die Grundprinzipien 
der Europäischen Integration und muss gut 
begründet sein. Bisher haben Beispiele aus 
der Vergangenheit jedoch keinen Grund für 
die Annahme geliefert,dass große Einkom- 
mensunterschiede innerhalb der EU zu ei- 
nem Exodus von Arbeitskräften in die wohl- 
habenderen Mitgliedsländer führen. 
Andererseits sind die Befürchtungen, die 
diesbezüglich in der Bevölkerung vorherr- 
schen,ernst zu nehmen.Bezogen auf die Ar- 
beitnehmerfreizügigkeit hat daher jedes 
Land die Möglichkeit erhalten, in drei Schrit- 
ten die Arbeitnehmerfreizügigkeit für die 
Beitrittsländer bis zu sieben Jahre auszuset- 
zen. Außerdem können Deutschland und 
Österreich für Teilbereiche des Handwerks 
die Dienstleistungsfreiheit im gleichen Zeit- 
raum beschränken. Deutschland macht von 
dieser Regelung Gebrauch, indem es über 
das Entsendegesetz Mindestlöhne für das 
Baugewerbe und Teile des Handwerks fest- 
setzt.50 soll bspw.die Konkurrenz für Hand- 
werksbetriebe in den Grenzregionen für ei- 
nen Übergangszeitraum abgemildert wer- 
den. 

Fazit 
Eine isolierte Betrachtung der einzelnen 
wirtschafts- und beschäftigungspolitiwhen 
Instrumente auf europäischer Ebene ist nur 
in begrenztem Maße sinnvoll. Vielmehr 
kommt es auch auf europäischer Ebene auf 
ein sich gegenseitig verstärkendes Zusam- 
menwirken von wachstums- und stabilitäts- 
orientiertem makroökonomischem Policy- 
Mix und strukturellen Reformen an: Makro- 
politik und Strukturreformen ergänzen 
einander,ohne sich gegenseitig ersetzen zu 
können.Gerade auf dem Gebiet der makro- 
ökonomischen Koordination besteht auf eu- 
ropäischer Ebene jedoch der größte Hand- 
lungsbedarf. Unter den gegenwärtigen Be- 
dingungen ist die Konstruktion des Europäi- 
schen Stabilitäts- und Wachstumspaktes ein- 
deutig alsdie Achillesferse der Europäischen 
Wirtschafts- und Beschäftigungspolitik an- 
zusehen. Alle Vorschläge zur Reform des 
SWP,die stärker die nationalen Besonderhei- 
ten bei der Beurteilung der jeweiligen Haus- 
haltspolitik in Betracht ziehen,gehen dabei 
grundsätzlich in die richtige Richtung.Doch 
auch die Rolleder Europäischen Zentralbank 
muss sich verändern. Wenn sie eine an ge- 
samtwirtschaftlichen Maßstäben orientierte 
Lohnpolitik der Gewerkschaften nicht mit 
wachstumsstimulierender Zinspolitik hono- 
riert, sinkt auch das Vertrauen der Gewerk- 
schaften in eine koordinierte makroökono- 
mische Politik. Eine Verpflichtung der Zen- 
tralbank auf ein beschäftigungspolitisches 
Ziel erscheint daher sinnvoll. 8 ~ 2 / 2 0 0 1  



Volle Fahrt voraus ins Mittelalter? 
Eine Einschätzung des  derzei t igen Standes des,,Bologna-Prozesses" 

Von Ulf Banscherus 

Am 19.Juni 1999 unterzeichneten 
die Bildungsministerlnnen von 29 europäi- 
schen Staaten in Bologna eine Erklärung, in 
der sie das Ziel vereinbarten, bis zum Jahr 
2010 einen gemeinsamen .Europäischen 
Hochschulraum" zu bilden. Zu den Unter- 
zeichnerstaaten gehörten alle 15 EU-Staa- 
ten, die Kandidatenstaaten mit Ausnahme 
Zyperns sowie Island, Norwegen und die 
Schweiz. Während der bisherigen beiden 
Folgekonferenzen im Mai 2001 in Prag und 
im September 2003 in Berlin wurden elf wei- 
tere Staaten aufgenommen. die ihre Bereit- 
schaft erklärt hanen,sich an diesem Prozess 
zu betei1igen.Z~ diesen elf Staaten gehören 
unter anderem Russland, dieTürkei und die 
Staaten des ehemaligen Jugoslawiens. Der 

tems einfach lesbarer und vergleichbarer 
Abschlüsse, (2) die Einführung eines gestuf- 
ten Studiensystems mit zwei Zyklen, (3) die 
Etablierung eines Kreditpunktesystems zur 
Messung der Studienleistungen, (4) die För- 
derung der Mobilität aller Statusgruppen an 
den Hochschulen,(S) die Förderung der Koo- 
peration im Bereich Qualitätssicherung, (6) 
die Stärkung einer europäischen Dimension 
in der Hochschulbildung,(7) die Impiemen- 
tation eines Systems lebenslangen Lernens, 
(B) die Einbeziehung von Hochschulen und 
Studierenden in den Prozess sowie (9) die 
Förderung der weltweiten Attraktivität des 
europäischen Hochschulraums. 
Die einzelnen Teilziele lassen sich zu fünf 
Zielbereichen zusammenfassen. Dem Ziel 

System einfach lesbarer Studienabschlüsse 
in zwei Zyklen etabliert werden,das zu mehr 
Transparenz und besseren Anerkennungs- 
möglichkeiten führen soll.Das Ziel einer ein- 
facheren Anerkennung von Studienleistun- 
gen istzunächst zu begrüßen,auch eine Stu- 
fung der Studiengänge in zwei Zyklen, un- 
dergraduate und graduate,erscheint für vie- 
le Studiengänge durchaus als sinnvoll. 
Allerdinqs ist allgemein ein Trend zu beob- 
achtensdass im ersten Zyklus der Beschähi- 
gungsfähigkeit der Studierenden eine sehr 
dominante Stelluna zuaewiesen wird. was - 2 

häufig mit einer Schwächung des wissen- 
schaftlichen Anspruchs dieser Studiengän- 
ge einhergeht. Es ist also mindestens der 
Tendenz nach ein deutliches Ungleichge- 

,,Bologna-Prozess" soll die sich vollziehende der Herstellung und Sicherung der internati- wicht zwischen diesen beiden völlig legiti- 
wirtschaftliche lntearation um kulturelle. onalen Wettbewerbsfähiakeit der eurooäi- men Studienzielen festzustellen.Hier ailtes 

2 

wissenschaftliche schen ~ochschulen 
und technologische kommt dabei eine he- 
Aspekte erganzen. Die Formulierung eines rausgehobene Be- - 
Anknüpfend a n  die 
idealisierte Vorstel- 

gemeinsamen Referenzrah- deutun~zuzu:SOsO~~ein 
gemeinsamer euro- 

iuna einer untersteii- mens bezüalich der Ziele ~äischer ~ochschul- 
d 

ten mittelalterlichen raum hochqualifizier- 
Tradition freien wis- 'On hochschulischer te „udierende aus al. 
senschaftlichen AUS- Bildunq ist aus deutscher ien Weitregionen an- 
tauschessei dieGrün- ~ i c h t  ambivalent zu ziehen und damit der 
duna des eurooäi- Anziehunaskraft der 
schei H O C ~ S C ~ U I -  bewerten. ~ochschuien der USA 
raums ein Beitrag zur eine echte Alternative 
Schaffung eines ,.Eu- entgegenstellen. Um 
ropas des Wissens".das eine notwendige Re- dieses Ziel zu erreichen, führen verschie- 
aktion auf die Herausforderungen der ent- densteeuropäischelnstitutionen inden Her- 
stehenden postfordistischen Wirtschafts- kunftsländern gezielte Werbekampagnen 
und Gesellschaftsstruktur, häufig zur.Wis- für ein Studium in Europa durch.Die im Rah- 
sensgesellschaft"verklärt,darstelle.Soseien men dieser Kampagnen geweckten Erwar- 
gleich mehrere politische Ziele zu erreichen. tungen werden aber häufig nicht erfüllt. In 
Zum einen stelle die Gründung eines euro- Deutschland zum Beispiel fehlen oft Wohn- 
päischen Hochschulraums den Schlüssel zur heimzimmer, Sprachkurse und spezielle Be- 
Förderung der Mobilität und der Beschäfti- treuungsangebote, so dass ausländische 
gungsfähigkeit (employability) der europäi- Studierende - im Übrigen genauso wie ihre 
schen Bürgerlnnen dar, zum anderen sei deutschen Kommilitonlnnen - beim Studi- 
dadurch auch eine Erhöhung derinternatio- enbeginn in der Regel auf sich allein gestellt 
nalen Wettbewerbsfähigkeit des europäi- sind.Erschwerend hinzu kommen die immer 
schen Hochschulsystems möglich. noch bestehenden einschränkenden Rege- 

lungen hinsichtlich Aufenthaltsrecht und 
Teilziele des,,Bologna-Prozesses" Verdienstmöglichkeiten. 
Die Bildungsministerlnnen haben insgesamt Ein zweiter wichtiger Zielbereich ist das Stre- 
neunTeilziele formuliert,die sie bis 2010 er- ben nach besserer Vergleichbarkeit und Ver- 
reichen wollen: (1) Die Einführung eines Sys- einbarkeit der Studiensysteme. Dazu soll ein 

Ulf Banscherus, Mitglied im Ausschuss Studienreform des freien zusammenschlusses von studen- 
tlnnenschaften undin derspw-Redaktion 

- 
zu einer sinnvolleren Verbindung der ver- 
schiedenen Interessen zu kommen. Dazu ist 
es aber notwendig, dass die europäischen 
Staaten vor dem Hintergrund ihrer Hoch- 
schultraditionen die neuen Studiengänge 
mit ihren beiden Zyklen eigenständig defi- 
nieren. Eine bloße Übernahme der Vorstel- 
lung eines angelsächsischen Studienmo- 
delis mit Bachelor- und Masterstudiengän- 
gen reicht dazu bei weitem nicht aus. In der 
Diskussion um Bachelor und Master wird 
sehr häufig unterstellt. dass es ein solches 
homogenes angelsächsisches System gebe 
und dieses insbesondere den deutschen Di- 
plom- und Magisterstudiengängen qualita- 
tiv weit überlegen sei.Dies ist aber nicht der 
Fall.Sehr oft haben Abschlüsse,die an schot- 
tischen oder kanadischen, an englischen 
oder australischen Hochschulen erworben 
werden außer der Bezeichnung Bachelor 
und Master nicht viel gemeinsam, von den 
Unterschieden zwischen einer neuengli- 
schen Eliteuniversität und einem communi- 
ty college im mittleren Westen der USA ganz 
abgesehen. Die teilweise extremen Quali- 
tätsunterschiede und die hohe Selektivität 
der US-Hochschulen eignen sich aber 
keinesfalls alsvorbild für die deutsche Hoch- 
schulreformdebatte. Eher lohnte sich auch 
im Bereich der Hochschuibildung ein Blick 
nach Skandinavien. wo nicht nur rund 70% 
eines Altersjahrgangs ein Studium aufneh- 
men sondern auch mehr als 80% der Studie- 
renden vom ersten Zyklus in den zweiten 
übergehen. In Deutschland nehmen zum 
Vergleich immer noch weniger als40% eines 
Altersjahrgangs ein Studium auf, während 
der von der Politik geplante Übergang vom 



Bachelor zum Master unter 50% der Absol- 
ventlnnen liegen soll. Die skandinavischen 
Länder zeigen gerade an dieser Stelle ein- 
drucksvoll wie der Strukturwandel zur 
Dienstleistungsgesellschaft durch eine brei- 
te Partizipation an Bildung und auch ohne 
Studiengebühren funktionieren kann. 
Die Förderung der Mobilität aller Status- 
gruppen an den Hochschulen, besonders 
aber der studentischen Mobilitätist der drit- 
te wichtige Zielbereich des,,Bologna-Prozes- 

I ses".im Fokus der Ministerlnnen steht dabei 
der Abbau von formalen Mobilitätshemm- 
nissen, insbesondere in der Frage der Aner- 

8 kennung von Studienleistungen. Die Aner- 
kennung von im Ausland erbrachten Leis- 
tungen soll das European Credit Transfer 
System, kurz ECTS, erleichtern. Hinzu treten 
Zuschüsse der EU zu den zusätzlichen Kos- 
ten eines A~slandsaufenthaltes~die aber nur 
einen kleinen Teil der realen Kosten abde- 
cken. So bleibt offen, ob die Zuschüsse im 
Rahmen des ERASMUS-Proqramms tatsäch- 
lich Studierende zu einem Äuslandsstudium 
motivieren, die sonst nicht ins Ausland ge- 
gangen wären.Auch das ECTS ist noch sehr 
stark fehleranfällig, was vor allem am hohen 
bürokratischen Aufwand liegt. Auch in der 
Frage der Förderung von Mobilität sind also 
noch vieleVerbesserungen nötig.Vor allem 
wärees an der Zeit,einem technischen Mo- 
bilitätsverständnis mit Zuschüssen und An- 
rechnungspunkten ein inhaltliches Mobili- 
tätsverständnis an die Seite zu steilen. 
Immerhin ist das ERASMUS-Programm ur- 
sprünglich nicht zur Verschönerung von Le- 
bensläufen einzelner Studierender erdacht 

gungsfähigkeit der europäischen Bürgerin- 
nen.Die Grundlagen für diese Fähigkeit sol- 
len für alle im ersten ~ t u d i e n z ~ k l i s  gelegt 
werden,für einige im zweiten Zyklus vertieft 
und durch ein Svstem lebenslanaen Lernens - 
dauerhaft gesichert werden. Insbesondere 
die deutschen Hochschulen haben sich die- 
ser Aufgabe in jedem Fall zu stellen und ihre 
Angebote im Bereich der Berufsvorberei- 
tung deutlich zu verbessern. Die Ausbil- 
dungsfunktion ist ein elementarer Bestand- 
teil von Hochschulbildung, aber keinesfalls 
der einzige. Bei der notwendigen Diskussion 
um Berufsvorbereitung und employability 
darf der wichtige Aspekt der emanzipatori- 
schen und persönlichkeitsbildenden Funkti- 
on von Bildung nicht zu kurz kommen,gera- 
deauch deshalb,weil ohnedie radikale Infra- 
gesteliung des Bestehenden soziale und 
ökonomische Innovation undenkbar ist. 
Auch hier giit es stärker auf ein vernünftiges 
Verhältnis der sich gegenseitig bedingen- 
den Funktionen eines Hochschulstudiums 
hinzuwirken. 
Der fünfte und letzte Zielbereich bezieht 
sich auf die lmplementation einer,,europäi- 
schen DimensionZ'in der Hochschulbildung. 
Bislang werden darunter vor allem Doppei- 
diplome und Austauschprogramme ver- 
standen, im lnteresse einer Vertiefung der 
europäischen lntegration wäre aber die ver- 
stärkte Einbeziehung europäischer Themen 
bei der curricularen Konzeption der Studien- 
gänge notwendig. Einen Schwerpunkt sollte 
dabei die Beschäftigung mit der politischen, 
sozialen und kulturellen Situation in den 
kleineren eurooäischen Ländern bilden.Dies 

Aktuelle Entwicklungen 
Mit dem ,,Berliner Kommunique" vom 19. 
September 2003 hat die Verbindlichkeit der 
Ziele zugenommen, wenn die Erklärungen 
auch weiterhin den Charaktervon Absichts- 
erklärungen der nationalen Regierungen 
haben - nicht mehr, aber eben auch nicht 
weniger. In Berlin wurde unter anderem die 
Bereitschaft der nationalstaatlichen Regie- 
rungen zum verbindlichen Beginn der Ein- 
führung eines gestuften Studiensystems bis 
2005 erklärt.ln diesem Zusammenhang soll 
auch ein gemeinsamer Qualifikationsrah- 
men entwickelt werden,durch den die Stu- 
dienelemente in Bezug auf Arbeitszeit, An- 
forderungsniveau, Lernziele und erreichbare 
Kompetenzen beschreibbar gemacht wer- 
den sollen. Innerhalb dieses gemeinsamen 
Rahmens sollen jedoch weiterhin verschie- 
dene Ausrichtungen und unterschiedliche 
Profileder einzelnen Studienangebote mög- 
lich bleiben.um unterschiedlichen individu- 
ellen,akademischen und berufsbezoaenen 
Anforderungen gerecht zu werden. Die For- 
mulierung eines gemeinsamen Referenzrah- 
mens bezüglich der Ziele von hochschuli- 
scher Bildung ist aus deutscher Sicht ambi- 
valent zu bewerten. Ein solcher Rahmen 
könnte endlich die an vielen Hochschulen 
unter dem Deckmantel der Freiheit der Leh- 
revorherrschende Beliebigkeit beenden hel- 
fen und so diesehr unterschiedlichen Quali- 
tätsstandards insbesondere universitärer 
Lehrangebote auf ein gemeinsames Niveau 
heben,was auch im Interesse der Studieren- 
den liegt. Dies ist aber nur dann möglich, 
wenn der Rahmen nicht zu eno oefase ict  ~ ~~ ~~ ~,~~ ~~ ~ -~ ~- ~ ~- - -~ - ~~ ~ ~~ ~ ~. . = 

worden,sondern zurVertiefung der europä- wäre durch einen Ausbau von entsprechen- und unterschiedliche wissenschaftlicheTra- 
ischen Integration durch den kulturellen den Sprachkursangeboten im Rahmen eines ditionen und Herangehensweisen weiterhin 
Austausch junger Menschen. studium generale zu flankieren. In diesem möglich bleiben.Ein gemeinsamereuropäi- 
Ein weiterer Zielbereich ist die Herstellung Bereich sind weitere Anstrengungen gebo- scher Rahmen darf also nicht ein starres Kor- 
und Sicherung der individuellen Beschäfti- ten. settdarstellen,dasden Hochschulen dieLuft 

zum Atmen abschnürt.DieVorgaben sollten 
sich aufaemeinsame strukturelle und auali- 
tative Standards beschränken und nich; ver- 
suchen, endgültige inhaltliche Definitionen 
eines Fachs und seiner inhalte abzugeben, 
was zwangsläufig eine Zementierung des 
aktuellen wissenschaftlichen Mainstreams 
bedeuten würde.Einesoiche Politikwäre mit 
der pluralistischen Tradition des deutschen 
genauso wie des europäischen Hochschul- 
Wesens unvereinbacda gerade die Diversität 
des Denkens spätestens seit der Aufklärung 
das Kennzeichen der europäischen Geistes- 
haltung darstellt. Diese Tradition gilt es zu 
bewahren, um Fortschrittsfähigkeit dauer- 
haft zu sichern. 

Bologna und Lissabon 
Mit dem ,,Berliner Kommunique" wurde 
auch die ohnehin große Bedeutung der Eu- 
ropäischen Union weiter verstärkt, indem 
man sich darauf einigte, die Bestrebungen 
zur Bildung eines europäischen Hochschul- 
raums mit den Planungen der EU zur Schaf- 
fung eines europäischen Forschungsraums 



im Rahmen des,,Lissabon-Prozesses" enger ziehen und Anforderungen an den weite- 
zu verzahnen. lm Rahmen dieses Prozesses ren Verlauf des Prozesses zu formulieren. in 
will die EU Maßnahmen ergreifen, um. den nächsten Jahren wird sich entscheiden, 
ebenfalls bis zum Jahr 2010, zur wettbe- ob mit der Schaffung eines gemeinsamen 
werbsfähigsten wissensbasierten Ökonomie europäischen Hochschulraums ein Beitrag 
der Welt zu werden. wodurch ein nachhalti- zur Vertiefuns der kulturellen,soziaien und 
ges wirtschaftliches Wachstum, mehr und 
bessere Beschäftigungsangebote sowie 
eine größere soziale Kohäsion erreicht wer- 
den sollen.Erst durch dieVerbindung eines 
europäischen Hochschulraums und eines 
europäischen Forschungsraums sei es mög- 
lich,das Leitbild eines,,Europas des Wissens" 
mittelbar zur Realität werden zu lassen. Die 
Verbindung des ,,Bologna-Prozesses", an 
dem 40 europäische Staaten beteiligt sind, 
mit dem ,,Lissabon-Prozess" der EU ist 
durchaus ambivalent zu bewerten. So ist 
zum einen zwar die Ergänzung der bislang 
sehr auf das Studium konzentrierten Ziele 
des,,Bologna-Prozesses" um den wichtigen 
Bereich der Forschung zu begrüßen. Denn 
erst Forschunq und 

- 
politischen Integration über die vorläufi- 
gen Grenzen der erweiterten EU hinaus ge- 
lingt,oder ob die Hochschule der Zukunft 
die der Vergangenheit sein wird: Der glorifi- 
zierte freie Austausch der mittelalterlichen 
Studenten war in Wirklichkeit nämlich die 
Mobilität einer kleinen privilegierten Min- 
derheit,die sich an den Segnungen der Er- 
kenntnis laben durfte, während die Masse 
der Bevölkerung in Dummheit gehalten 
und von der herrschenden Klasse ausge- 
beutet wurde.Viel hängt dabei vom Leitbild 
des europäischen Hochschulraums ab. 
Auch wenn einiges darauf hindeutet, dass 
mit der Verbindung des ,,Bologna-Prozes- 
ses" mit dem,,Lissabon-Prozess" der EU eine 

w e i t e r g e h e n d e  . 
Lehre gemeinsam ver- Standardis ierung 
setzen die H O C ~ S C ~ U -  Wenn das Leitbild eines und ökonomisie. 
len in die Lage. den ,,Europas des Wissens" auf rung der Bildung 
vielfältigen gesell- droht, ist doch die 
schaftiichen. politi- den Teilaspekt einer These eines direkten 
schen und durchaus leistungsfähigen Zusammenhangs 
auch den wirtschaftli- des,,Bologna-Prozes- 
chen Anforderungen wissensbasierten ses" mit dem Gene- 
gerecht werden zu Ökonomie reduziert ral Agreement on 
können, die an siege- Trades in Services, 
stellt werden, und so werden sollte,wäre die kurz GATS, dem 
einen wichtigen Bei- Herrschaft eines rein Dienstleistungsab- 
trag zu Innovation kommen der WTO, 
und Modernisieruna ökonomischen Nutzenkal- die sich bei einiqen - 
ailer gesellschaftli- külS die logische ~ ~ l ~ ~ .  Studierendenvertre- 
chen Bereiche zu leis- terlnnen, aber auch 
ten. Die formulierte 
Zielsetzung dieser Verbindung stimmt 
allerdings skeptisch.Wenn das Leitbild eines 
,,Europas des Wissens" auf den Teilaspekt ei- 
ner leistungsfähigen wissensbasierten Öko- 
nomie reduziert werden sollte und somit in 
der Konsequenz Forschung und Lehre voll- 
ständig wirtschaftlichen Zielen untergeord- 
net würden, wäre die uneingeschränkte 
Herrschafteines rein ökonomischen Nutzen- 
kalküls die logische Folge.Eine Politikdiedie 
Hochschulen auf diese Aufgabe reduziert, 
wäre aber fatal.da so eben genau die Stan- 
dardisierung von Bildung und Wissenschaft 
eintreten würde, die nicht nur im Rahmen 
des,,Bologna-Prozesses" nicht erwünscht ist, 

bei einigen Gewerk- 
schafterlnnen und Hochschullehrerlnnen 
einer wachsenden Beliebtheit erfreut, 
kaum haltbar-da mit dem.Beriiner Kommu- 
nique" - zumindest vorläufig - das Be- 
kenntnis der Ministerlnnen zum Verstand- 
nis von Hochschulbildung als öffentlichem 
Gut in staatlicher Verantwortung bekräftigt 
wurde. 

Anforderungen an den ,,Bologna-Pro- 
zess" 
Damit durch den .Bologna-Prozess" die 
strukturellen Voraussetzungen für europa- 
weite akademische Freizügigkeit in einem 
grenzüberschreitenden und emanzipatori- 

sondern auch die breite kulturelle und geis- schen Sinne geschaffen werden können, 
tiaevielfait Euro~as aefährden würde.Ohne sind mehrere Anforderunqen an die weiter- 
d& Freiheit zum~usgrobieren in Forschung 
und Lehre ist aber lnnovation in einemver- 
ständnis ..schöpferischer Zerstörung" 
(Schumpeter) nicht vorstellbar. 
Insgesamt muss jede Bewertung des,,Bolo- 
gna-Prozesses" zum jetzigen Zeitpunkt 
zwangsläufig vorläufig sein. Dennoch ist es 
angebracht, nach der Berliner Konferenz im 

gehende Politikformulierung notwendig: 
So ist es an der Zeit-die recht starke ökono- 
mische Fokussierung um eine soziale und 
eine kulturelle Dimension zu erweitern. 
Dazu gehört auch ein breiteres Verständnis 
von Mobilität, das sich bisher rein auf den 
Abbau formaler Hürden beschränkt. Um 
Menschen in die Lagezu versetzen,selbst- 

letzten Jahr und vor der Folgekonferenz in bestimmt über ihre Mobilität entscheiden 
Bergen im Mai 2005 eine Zwischenbilanzzu zu können, bedarf es einer ausreichenden 

ökonomischen Absicherung. Deshalb sind 
konkrete Maßnahmen zu entwickeln, um 
mittelfristig für alle Studierenden und Wis- 
senschaftlerlnnen in Europa eine 
mindestens den Lebensunterhalt sichernde 
Finanzierung bereit zu stellen, die bei Be- 
dürftigkeit als Zuschuss gewährt wird. Bei 
der lmplementation eines gestuften Studi- 
ensystems mit zwei Zyklen sind breite 
Übergangsmöglichkeiten zwischen den 
beiden Studienabschnitten zu sichern. Die 
Einführung von besonderen Zulassungs- 
prüfungen an dieser Stelle ist mit dem Ziel 
einer breiten Bildungsbeteiligung nicht 
vereinbar.Außerdem würde eine solche Re- 
gelung die zukünftigen Studierenden in 
Ländern mit einerTradition eines längeren 
einzyklischen Studiensystems wie den 
deutschen Diplom- und Magisterstudien- 
gängen gegenüber dem herrschenden sta- 
tus quo benachteiligen. Darüber hinaus 
sollte für internationale Studierende das 
Leitbild eines gastfreundlichen Europas 
umgesetzt werden.Dazu bedarf es des Aus- 
baus von geeigneten Sprachkursangebo- 
ten und Orientierungsprogrammen 
genauso wie der Bereitstellung von qualita- 
tiv angemessenem Wohnraum zu einem 
bezahlbarem Preis. Außerdem müssen die 
diskriminierenden Bestimmungen des Aus- 
länderrechts die Aufenthaltsrechte und die 
Verdienstmögiichkeiten betreffend endlich 
aufgehoben und die betreffenden Bereiche 
in einem modernen Zuwanderungsgesetz 
neu geregelt werden. In einer wissensba- 
sierten Ökonomie besteht ein großer Be- 
darf an Fort- und Weiterbildungsangebo- 
ten. Den Hochschulen kommt bei der Siche- 
rung der Zugangsmöglichkeiten zu Maß- 
nahmen des lebenslangen Lernens auf- 
grund ihrerverfasstheit als öffentliche Insti- 
tutionen eine besondere Rolle zu. Auch die- 
ser Aspekt muss bei der Formulierung eines 

~ 

europäischen Hochschulraums Berücksich- 
tigung finden. lm Bereich der Qualitätssi- 
cherung dürfen auf der europäischen Ebe- 
ne formulierte strukturelle Rahmenvorga- 
ben die inhaltliche Vielfalt der europäi- 
schen Hochschullandschaft nicht gefähr- 
den. Außerdem ist zum Gelingen von Quali- 
tätssicherungsanstrengungen eine absolu- 
teTransparenzdesVerfahrens unter Einbe- 
Ziehung aller Beteiligten zu gewährleisten. 
Im Interesse derTransparenz und der Legiti- 
mation der weiteren Erklärungen im Rah- 
men des ,,Bologna-Prozesses" ist auch die 
Einbeziehung des europäischen Parla- 
ments und der nationalen Parlamente drin- 
gend geboten. Ein so weitreichender Um- 
bau der europäischen Hochschulsysteme 
wie er in der,,Bologna-Erklärung" und den 
Folgedokumenten angestrebt wird kann 
nicht ausschließlich durch die nationalen 
Regierungen ausgestaltet werden. An der 
Regelung dieser Fragen wird sich eine end- 
gültige Bewertung des,,Bologna-Prozesses" 
entscheiden. rp 212Wd 
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Von Nora Hentrop und Lars Klingbeil 

Es war wieder soweit! Vom 27. bis die politischen und wirtschaftlichen Bezie- 
zum 29. Februar 2004 fand der 25. iUSY hungen zu den Staaten der Europäischen 
World Congress in der schönen Stadt Buda- Union auszubauen. 
pest an der Donau statt. Drei Tage lang dis- 
kutierten die Juaendoraanisationen der So- Global Governancefür Peace L L. . - 
zialistischen und Sozialdemokratischen Par- Im Mittelpunkt des Kongresses stand neben 
teien der Welt miteinander über Frieden.50- den Wahlen zum neuen IUSY-Präsidium die 
ziale Gerechtigkeit und die Giobalisierung. Verabschiedung des Dokuments,Global Go- -U 
DaTagungsort und Hotel dieses Mal eins wa- vernance for Peace", das bereits seit iänge- 
ren, blieben die Einblicke in die ungarischen rem ausführlich innerhalb der IUSY und in 
Sehenswürdigkeiten allerdings sehr be- ihren Mitgliedsorganisationen diskutiert 
grenzt. Lediglich die Fahrt vom Flughafen wurde. Schon auf dem IUSY World Council 
und die Eröffnung des Kongresses im unga- Ende 2002 in Portugal und auf dem Euro- 
rischen Parlamentsgebäude boten einen pean Committee im September 2003 in 
kurzen Blick auf die Stadt. Wien war es den Jusos gelungen, wichtige 

Änderungen im Dokument in Fragen der po- 
Das Gastgeberland Ungarn litischen und der ökonomischen Regulation 
Nichtsdestotrotz soll Ungarn an dieser Stelle durchzusetzen. So spricht sich das Doku- 
noch ein wenig vorgestellt werden. Das ment unter anderem für eine grundlegende 
Land, das am 01. Mai Reform und Demo- 
der Europäischen kratisierung der Ver- 
Union beitreten wird, Die Herausforderung Von einten Nationen aus. 

Der neue IUSY-Präsident Fikilele Mbalula 

operative Weltordnungspolitik und eine 
deutliche Absage an die unilaterale Politik 
der USA. Die Herausforderung von Frieden 
uns Wohlstand iässt sich nur angehen,wenn 
die Staaten der Weit im Interesse der Men- 
schen zusammenarbeiten und nicht 
gegeneinander. - 

hat 10 Millionen Ein- Neben der Stärkung Auch wenn die großen Linien des Doku- 
wohner iind Zeiten Frieden uns Wohlstand der Vollversammluna ments,,Giobal Governancefor Peace" besrü- .. .. .. -. . . ~ 

des rasanten Wandels lässt sich nur angehen, soll eszu einer ~ e f o r i  ßenswert sind,steckte der~eufel wie immer 
hinter sich. Über Jah- des UN-Sicherheitsra- im Detail. Die Konflikte auf dem Kongress la- 
re hinweg hat der IWF wenn die Staaten der Welt tes kommen, bei der genvoraliem im Bereichder Friedenspolitik. 
strenge Vorgaben an- im interesse der Menschen unter anderem die So wird in dem Grundsatzpapier - entgegen 
geordnet, die das Möglichkeit geschaf- dem Votum der Jusos - beispielsweise eine 
Land im Zuae seiner zusammenarbeiten und fen wird,reqionaleZu- UN-Einqreiftruppeqefordert.Es wird jedoch 
~odernis ier ing um- nicht gegeneinander. 

- 
sammenhänge im Si- 

zusetzen hane.Schon cherheitsrat zu reprä- 
seit 1998 hat Ungarn sentieren. Auch das 
dabei die Kriterien für einen Beitrittzur Euro- Veto-Recht der ständigen Mitglieder soll ab- 
päischen Union weitestgehend erfüllt. Die geschafft werden. 
Sozialreformen der vergangenen Jahre sind Im Bereich der Weltwirtschaft spricht sich 
alle nach strikt neoiiberalen Kriterien ausge- die IUSY für eine Re-Regulierung des welt- 
fallen und waren mit einer Privatisierungs- weiten Handels und eine Orientierung an 

. . .  . 
weder festgelegt unter welchen Kriterien sie 
eingesetzt werden soll, noch für welche Art 
von Einsätzen siegut sein soll.Dabei war es 
weniger die inhaltliche Diskussion,die einen 
solchen Beschluss herbeiführte,aisvielmehr 
die Unfähigkeit desTagungspräsidiums,eine 
koordinierte und inhaltliche Debatte zu or- 
ganisieren. 

wellevero~noen.Ungarnverf~grheuteuber Menschenrechten und sozialer Gerechtig- 
einen aroßeren Privatanteil n der Wirtrchafl keit a ~ r .  Die W O  und oie anderen internar - Die Wahlen zum Präsidium 
~ 2 

I als die Bundesrepublik. onalen Finanzorganisationen sollen refor- 
Die regierende Sozialistische Partei in Un- miert werden und sich stärker an entwick- 
garn wird sich in diesem Jahr noch Parla- lungspolitischen als an reinen ökonomi- 
mentswahlenzu stellen haben.Dementspre- schen Zielsetzungen ausrichten. In diesem 
chend hoch war das Medieninteresse am Zusammenhana wird dieaktuelle WTO-Han- 
~ ~ ~ ~ 

IUSY-Kongress. Der ungarische Regierungs- 
chef Peter Medgyessy und weitere hohe Par- 
teimitglieder nutzen folglich den Kongress 
intensiv für Wahlkampfauftrine und richte- 
ten ihre Reden mehr an die eigene Bevölke- 
rung als an die iUSY-Delegierten. Die Oster- 
weiterung, die im Mittelpunkt der Reden 
stand, wird demnach als Chance gesehen, 

deisrunde sam;des GATS-Abkommen stark 
kritisiert. Auf der Ebene der Vereinten Natio- 
nen soll zudem neben dem UN-Sicherheits- 
rat einen Rat für soziale und ökonomische 
Sicherheit eingerichtet werden, der die Ar- 
beit von WTO, iWF,Weltbank und der lL0 ko- 
ordiniert und kontrolliert. Das Dokument ist 
insgesamt ein klares Bekenntnis für eine ko- 

Nora Hentrop ist Bezirksvorsitzende der Jusos Nord-Niedersachsen und Lars Klingbeii ist steilver- 
tretenderJuso-Bundesvorsitzender, Beide gehörten der deutschen Delegation auf dem IUSY-Kon- 
gressan. 

Zum ersten Mal in der Geschichte der IUSY 
wurde mit Fikiie Mbalula von der ANC-Youth 
(Südafrika) ein Vertreter von einer afrikani- 
schen Organisation zum Präsidenten ge- 
wählt. Als Generalsekretär wurde Enzo 
Amendola von der Sinistra Giovanile aus Ita- 
lien wiedergewählt. Die Jusos werden von 
nun an durch Kai Burmeister aus Lübeck im 
IUSY-Präsidium vertreten, der einer von 17 
Vizepräsidenten ist. Alle Regionen der Welt 
sind dabei in dem neuenvorstand repräsen- 
tiert. Strittig war bei den Wahlen lediglich 
jeweilsein Platz in Südamerika und Asien so- 
wie ein südeuropäischer Vizepräsidenten- 
platz bei dem sich derVertreter der griechi- 
schen PASOK-Youth, Panagiotis Nikas, knapp 
gegen die Kandidatin der MJS aus Frank- 
reich,Claire Edey, durchsetzen konnte. 



Fokus auf Afrika 
Mit der Wahl von Fikile Mbalula zum 
Präsidenten, aber auch mit dem Doku- 
ment ,,Global Governance for Peace", 
das sich im Kapitel über regionale Inte- 
gration verstärkt mi t  Afrika auseinan- 
dersetzt, hat die IUSY und ihre Mit- 
gliedsorganisationen ihren Anspruch 
verdeutlicht, den afrikanischen Konti- 
nent stärker in den Fokus ihrer Arbeit zu 
rücken. Die Jusos haben ebenfalls be- 
schlossen dies zu tun und es bieten sich 
mi t  Fragestellungen wie der Reform der 
Vereinten Nationen, der Neuausrich- 
tung von Entwicklungszusammenar- 
beit, der politischen Gestaltung von 

Soziale Bewegung 
Gemeinsam mit den Genosslnnen von der 
italienischen Sinistra Giovaniie hatten die Ju- 
sos einen Antrag eingebracht, verstärkt auf 
internationaler und nationaler Ebene mit den 
neuen sozialen Bewegungen, etwa der er- 
starkten Friedensbewegung oder der globali- 
sierungskritischen Bewegung zusammenzu- 
arbeiten. Bei einigen Partnerorganisationen 
innerhalbder IUSY istdie Kooperation mit der 
Zivilgesellschaft nicht so starkentwickelt und 
der Schwerpunkt der Arbeit erstreckt sich so 
nur auf die Kooperation mit der jeweiligen 
Mutterpartei. Die iUSY hat dies als eine ihrer 
Herausforderungen erkannt und durch ihre 
Aktivitäten, etwa auf dem Weltsozialforum im 

ökonomischen Globalisierungsprozes- Mumbai.begonnen,ihreKontakteindiesozi- 
sen und hier speziell dem New Partners- alen Bewegungen auszubauen und zu stär- 
h i ~  for African Develo~ment Proaramm ken.DieJusos werden aerade hiereinen ihrer 
(NEPAD) gute ~nsätze ' für  eine gemein- kommenden Schwerpunkt in der Arbeit in- 
same Agenda. nerhalbder IUSY sehen. 

SPÖ und FPÖ in Kärnten - 
alles Punschkrapferl? 
Von Georg Brockmeyer 

Wiedereinmal sorgt der das enfant Landeshauptmanns und langjährigen Kärnt- 
terrible Österreichs,der Rechtsausieget und ner SPÖ-Obmanns Leopold Wagner zuge- 
NS-Beschäftigungs-Lober Jörg Haider, für schrieben werden: Er sei stolz ein Pimpf ge- 
politischen Wirbel über sein Bundeslandes wesen zu sein.Zudem sei er sicher immer so- 

Die Rolle derJusos 
Die Jusos sind traditionell eine der stärksten 
Organisationen innerhalb der IUSY. In den 
letzten Jahren konnte diese Stellung 
weiterhin ausgebaut werden. Der Dank giit 
hier vor allem Wolfgang Schmidt, der als 
IUSY-Vizepräsident vor allem die Bereiche 
Politische Regulation und Soziale Bewegun- 
gen betreute und wesentlich voranbrachte. 
Mit der Wahl von Kai Burmeister zum IUSY- 
Vizepräsidenten wird diese Arbeit nun fort- 
gesetzt. Es wird in den nächsten Jahren ver- 
stärkt darauf ankommenZinnerhalb der IUSY 
die politische Diskussion zu suchen und aber 
auch in unseren Verband zu tragen. Gerade 
in den Bereichen der Friedenspolitik und in 
ökonomischen Fragestellungen gibt es gro- 
ße Unterschiede in der Familie. Diese müs- 
sen im Sinne einer politischen Fortentwick- 
lung derlUSY deutlich gemacht und produk- 
tivgewendet werden. spw 2 1 2 ~  
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Kärnten hinaus. Nicht nur, dass er Mithilfe zialistisch, jedoch als erstes national. Auch 
von Millionen Euro und einem furiosen die Position der Landespartei in der Minder- ner SPÖ. Und auch der Obmann Peter Am- 
Wahlkampf erneut die Kärntner Landtags- heitenfrage - Südkärnten hat eine starke au- brozy schien mittlerweile umgedacht zu ha- 
wahlen am achten März gewann. nein, nun tochtone slowenische Minderheit - ist in der ben.Nach der überraschend schnellen Eini- 
gibt es auch noch eine Arbeitskoaiition mit Geschichte fragwürdig gewesen. Dazu passt gung mit Haiders FPÖ,erscheint dies als Illu- 
der SPÖ in eben diesem Bundesland. Dieses es dann ganz gut,dass im diesjährigen Land- sion. Auch scheint kein Druck aus Wien wie 
Bündnis sorgtweit über ÖsterreichsGrenzen tagswahlkampf führende Genossen, wie der noch unter Kreisky,Vranitzky und Klima das 
für erhebliche Verwirrung und berechtigte 
Kritik.Teilweise wird sogar laut über einen 
SPE-Ausschluss der SPÖ nachgedacht. Wäre 
es doch das erste Bündnis einer Sozialdemo- 
kratischen Partei mit einer rechtsextremen 
bzw. rechtspopulistischen Partei. in diesem 
Falle auch noch mit der FPÖ,sozusagen dem 
Prototyp. 
Die österreichischen Verhältnisse kennend 
erscheint dies erschreckend, jedoch aus 
mehreren Gründen keinesfalls verwunder- 
lich.Die Kärntner SPÖ hat in der Geschichte 
der zweiten Republik schon immer Proble- 
me mit der Abgrenzung nach rechts und 
ganz rechts gehabt. Berühmt berüchtigt 
sind zwei Aussagen, die dem ehemaligen 

Wolfsberger Bürgermeister und der ehema- 
lige Direktor der Kärntner Arbeiterkammer, 
sich offen für die Wiederwahl Haiders zum 
Landeshauptmann eingesetzt haben. 
Allerdings hat es immer wiederversuche ge- 
geben. den nationalen Schatten der Kara- 
wanken-SPÖ zu bannen.War zwar noch un- 
ter Kanzler Viktor Klima der weltoffene und 
liberale Arzt Michaei Ausserwinkier kläglich 
an seiner Partei und den Kärntnerverhältnis- 
Sen gescheiten, so gab es jedoch gerade in 
den letzten Jahren Zeichen der Hoffnung. 
Die junge Soziallandesrätin (d.i. Landesmini- 
sterin) Gabriele Schaunig-Kandut ist die be- 
liebteste Politikerin des Landes und gehört 
eher zu den Antinationalisten in der Kärnt- 

Georg Brockmeyer hat mehrere Jahre in Österreich gelebt und fürdieSPö gearbeitet, er lebt nun 
in Berlin. 
Punschkrapferlsindeine süßeMeh1speise;sie sindaußen mir einer rosaroten Zuckerlasur überzo- 
gen und bestehen innen aus brauner Kuchenmasse. 

schlimmste verhindern zu wollen. 
Nun behauptet die Lande~partei~dass sie so 
oder so mit der FPÖ und Haider zusammen 
in einer Konzentrationsregierung sitzen, wie 
es die Verfassung des Landes vorschreibt. 
Zudem war wohl die Angst groß, dass die 
ÖVP sich doch wieder mit der FPÖ einigen 
würde und bei der Geschäftsverteilung der 
neuen Landesregierung die SPÖ finanziell 
schlecht gestellt würde. Das wichtigste Res- 
sort ist bei denVerhandlungen in den Kon- 
zentrationsregierungen das Gemeinderes- 
sort. ist dieses doch für die Verteiluno von 
~e ldern zuständig und somit auch ein Mittel 
zur Stärkung der jeweils eigenen Partei.Von 
Seiten der sozialdemokratischen Bürger- 
meister kam wohl auch der stärkste Druck, 
mit Haider zusammenzuarbeiten. . 
Dem oberösterreichischen SPÖ-Vorsitzen- 
den Erich Haider (nicht zu verwechseln mit 
Jörg Haider) ist es jüngst nach einem furio- 
sen Zugewinn von über elf Prozent so ergan- 
gen. Da einigten sich ÖVP und Grüne sehr 



I 

schnell auf eine Koalition innerhalb der Pro- 
oorzreaieruna und die SPÖverlor viel an Ein- ,~~ 2 - 
fluss. Doch jenseits der Tauern wurde gar 
nicht versucht eine Mehrheit gegen die Hai- 
der-FPÖ zu schmieden.Zumindest legt dies 
die schnelle Einigung mit anschließendem 
weinseligem Beisammensein nahe. Dabei 
hatte sich die Landes-ÖVP doch so vehe- 
ment auf einVotum gegen Haider festgelegt 
und die neu im Landtag vertretenen Grünen 
ebenfalls. 
Das eine solcheVerhinderungs-Mehrheit un- 
realistisch gewesen sein mag,ist zwar richtig, 
entschuldigt jedoch nicht das Vorgehen der 
SPÖ.Schließlich wäreesdie Chancegewesen, 

doch häne es die SPÖ darauf ankommen las- 
sen müssen.Schließlich häne sie die ÖVP ge- 
hörig unter Druck setzen können. Der Glaub- 
würdigkeitsverlust für sie wäre enorm.Nun ist 
der Glaubwürdigkeitsverlust auf Seiten der 
SPÖ. Bedingt auch durch den Schlingerkurs 
des Parteivorsitzenden Gusenbauer,der zwar 
überjeden Verdacht erhaben ist,jedoch sich 
erst Ende Märzzu einer klaren Missfallens-Äu- 
ßerung durchringen konnte. Erst nachdem 
der mächtige Bürgermeister von Wien, Mi- 
chael Häupl,und derambitionierteoberöster- 
reichischeVorsitzende,Erich Haider,öffentlich 
ihrem Ärger Luft machten. 
Gusenbauer hat es verabsäumt nach den 

Tage tretender Unterschiede.Die Frage stellt 
sich schneller als erwartet. Und sie stellt die 
Partei vor eine Zerreiß-Probe und beschä- 
digt ihren aktuellen Parteivorsitzenden 
nachhaltig. Dieser wirkt nun als nicht durch- 
setzungsstark und grundsätzliche Fragen 
werden von wahltaktischen Fragen und per- 
sönlichen lnteressen überlagert.WilldieSPÖ 
jedoch die Rechtskoalition in zwei Jahren 
ablosen so muss sie die Frage beantworten. 
W e sie hre an d e FPO und in Folae aie 6VP 
verlorenen Wählerlnnen zurückgewinnen 
kann ohne, dass sie sich der FPÖ inhaltlich 
oder durch Koalitionen annähert. Wie das 
geht, haben bereits die neue Landeshaupt- 

alte Strukturen und Denkmuster in Österreich verlorenen Wahlen von 1999 und seiner frau von Salzburg,Gabi Burgstaller,der Ober- 
und Kärntenaufiubrechen.SchlieRlichistdie überraschenden Wahl zum Vorsitzenden. Österreicher Erich Haider und nicht zuletzt - ~~~ ~~~~~ ~~ ~ 

Frage berechtigt, da ja ganze 58 Prozent der eine Grundsatzdebatie über das Verhältnis der Wiener Bürgermeister sehr erfolgreich 
Kärntnerlnnen Parteien gewählt haben, die zur FPÖ zu führen.Wohl weil er die unterle- vorgemacht. 
dezidiert gegen die FPÖ auftraten. Die ÖVP genen Anhänger einer Annäherung an die In einer nach wie vor zentralistisch-leninis- 
hätte auf Geheiß Schüssel wahrscheinlich FPÖ nicht verprellen wollte und das Kalkül tisch organisierten Partei wieder SPÖfunkti- 
Haider doch wieder gewählt, um diesen hegte, dass sich die Frage so schnell nicht oniert leider die Willensbildung von unten 
zumindest vermeintlich zu kontrollieren, stellen werde aufgrund wieder verstärkt zu nicht so gut. vw 2 1 2 ~ 4  

Stabilität ohne Demokratie F' 
Von Hans-Henning Schröder 

.Ein weiterer Schritt in Richtung auf 
Stärkung der Demokratie in Russland" - so 
beurteilte der russische Präsident Putin das 
Ergebnis der Duma-Wahlen am 7. Dezember 
2003. Das russischeVolk habe abermals die 
Möglichkeit gehabt,das gesetzgebende Or- 
gan des Landes zu wählen und der Staat 
habe eine freiesehrliche und demokratische 
Wahl gewährleistet. 
Die Beobachtermission der OSZE, an deren 
Spitzedie frühere Präsidentin des Deutschen 
Bundestages, Rita Süssmuth stand. sah das 
anders. In ihrer ersten Stellungnahme nach 
dem Wahlgang hieß es:. ... die Wahlen zur 
Staatsduma verfehlten es,vieledervon OSZE 
und Europarat akzeptierten Regeln für de- 
mokratische Wahlen zu erfüllen. ... Das ist 
eine betrübliche Entwicklung. die Russlands 

ne Lager deutlich gestärkt hatten,die libera- 
le und die kommunistische Opposition da- 
gegen eine schwere Niederlage erlitten hat- 
te.Westliche und liberale russische Beobach- 
ter stellten eine Schwächung demokrati- 
scher Strukturen fest,da der Apparat des Prä- 
sidenten eben dieses Ergebnis durch umfas- 
sende Manipulation der Öffentlichkeit er- 
zielt hat.Fürsie ist nur allzu klar,dass der Pro- 
zessgesellschaftlicher Emanzipation in Russ- 
land,dervor etwa 15 Jahren inGanggekom- 
men ist,zum Stillstand gekommen ist,dass 
das Regierungssystem autoritäre Züge an- 
nimmt. 
Zur Analyse des politischen Systems in Russ- 
land sind heute Begriffe wie,delegative De- 
mokratie",,,gelenkte Demokratie",.defekte 
DemokratieUoder gar das böse Wort von der 

ten eine Beteiligung am Zustandekommen 
der Gesetze und Vorschriften zu verschaffen. 
Gerade dies ist in Russland nicht gelungen. 
Eine wirksame Kontrolle der Exekutive durch 
Parlament oder Öffentlichkeit existiert nicht, 
eine effektive Beteiligung der Gesellschaft 
an Politikist nicht gegeben.Gesellschafttritt 
nicht als politischer Akteurauf. 

f-noamentale Beretschaft. sicn edropai- ,,s mu erten Demokrate" im Gebra-ch.De. 
schen und internationa en Stanoards fur de- mokrate aber vertraat keine Beiworte. Folqt Dieneue Gesellschaft 
mokratische Wahlkriterien anzupassen, in 
Frage stellt." 
Der Widerspruch bei der Bewertung der 
Wahlen zum russischen Parlament spiegelt 
die diametral unterschiedliche Bewertung 
der politischen Lage in Russland wider: Der 
Präsident konstatierte eine Konsolidierung 
des Regimes.da die Wahlen das ihm ergebe- 

- 
man der einprägsamen Charakterisierung, 
die Barrington Moore einst gegeben hat, 
dann ist Demokratie ein langer und nie be- 
endeter Kampf, bei dem es um drei Dinge 
geht:darum.Willkürherrschern entgegenzu- 
treten, darum, Willkürherrschaft durch ge- 
rechte und rationale Herrschaftsformen zu 
ersetzen, und schließlich darum, den Regier- 

Hans-Henning Schröder, Professor (apl.) für osteuropäische Geschichte an der Ruhr-Universität 
Bochum, derzeit Gastwissenschaftler der Forschungsstelle Osteuropa an der Universität Bremen, 
Mitglieddes Vorstands der,Deutschen Gesellschaftfür Osteuropakunde" 

Gewiss lässt sich das erklären.74 Jahre sow- 
jetischer Herrschaft haben eine atomisierte, 
fragmentierte Gesellschaft hinterlassen,eine 
Gesellschaft ohne Verbände, Parteien, ohne 
organisierte Interessen. Ein bürokratischer 
Apparat, der Apparat der KPdSU, verfügte 
über das politische Monopol,er handeltean- 
stelle der Gesellschaft,für die Gesellschaft. 
Transformation war in Russland daher weit 
mehr als Übergang zur Marktwirtschaft und 
Einführung demokratischer Institutionen. 
Transformation musste Gesellschaft neu 
konstituieren. sie musste eine zivile Gesell- 
schaft,eine,,Gesellschaft der Bürger" schaf- 



fen - denn ohne.,Burger ist Demokrat e .n- 
denkbar InoerTat kam es n den .ahren MI- 

schen 1987 und 1995 zu einem umfassen- 
den gesellschaftlichen Wandel: 
Die Logik der sozialen Hierarchie veränderte 
sich:nun zählte nicht mehr Position in Partei- 
und Sowjetapparat, vielmehr zählte Geld 
und Besitz - wie in den Marktwirtschaften 
international üblich. 
Die Durchsetzung dieses neuen, an Besitz 
orientierten Denkens war im Prozess der Pri- 

Festigung eines Rechtswesens, das von 
der Politik unabhänoio ist und landesweit 

2 2 ~~~ ~~ 

Rechts- und Regelsicherheit durchsetzt. 
Die Kontrolle der Exekutive - Präsident 

und Regierung - durch ein selbständiges. 
selbstbewusstes Parlament und eine leben- 
dige Öffentlichkeit. 
All das braucht seine Zeit und man darf in 
der kurzen Zeit seit dem Zusammenbruch 
des Sowjetsystems nicht zuviel erwarten: 
Deutschland hat über 100 Jahre und drei An- 

I vatisierung mit einer ~nkontrollierten Um- laufe gebraucht, ene sch dort ein stab'les 
K i d  i:lmri;n F ~ i c r  Kn<ii H!gri-iiio verte:luna des oesamten oesellschaftlichen demokratisches Svstem entwickelte.In Russ- 
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Vermöqens verbun- land oab und oibt es . 
den, bei dem es weni- aufvielen FeldernAn- 
geGewinner und eine Nur eine Minderheit sätze dazu. Unter den 
große Mehrheit von 1991 von extremen Bedingun- 
Verlierern gab. Infol- gen der Transformati- 
aedessen ist die russi- der neUen Ordnuna und on kommen diese - - 
sehe Gesellschaft nahm die chancen wahr, Ansätze aber nicht 
heute tief gespalten. zur Entfaltung. 
Die Masse der Gesell- die Privatisierung und Elitenkartelle als ~ k -  - 
schaft war in diesem Freigabe der unternehme- 'eure rU"iSChe' Pali- 
Umverteilungspro- tik 
zess bloßes Obiekt rischen Tätiakeit boten. Der Überoana zum 

I von Politik. ~ e i e l l -  
Elmtr Altvater/Birgit Mahnkopt' 
c~~~~~~ A*. C I ~ ~ , I I ~ ; ~ V , , C W  schaft handelte nicht, 
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sie erlitt Politik.Gehandelt hat ein Kartell von Hyperinflation war in Russland mitder Ent- 
politischen und Wirtschaftseliten,das sich in stehung eines spezifischen politischen Re- 
der russischen Gründerzeit rücksichtslos be- gimesverbunden.Nur eine Minderheit profi- 
reicherte. tiertevon der neuen Ordnunq und nahm die 
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In der neuen Gesellschaft,die in der Privati- 
sierung entstand,fehlt so ein wichtiges Ele- 
ment,das in westlichen Industriestaaten die 
soziale Basis demokratischer Strukturen dar- 
stellt:eine gutsituierte Mittelschicht.zusam- 
mengesetzt aus mittelständischen Unter- 
nehmern, aus freien Berufen, aus Angestell- 
ten und höheren Beamten in Management- 
positionen,aus Intellektuellen und Bildungs- 
bürgern. 
Die Neukonstituierung der Gesellschaft in 
den neunzigerJahren hat also gewiss keine 
idealenVoraussetzungen für die Entfaltung 
von Demokratie geschaffen. Zwischen den 
wenigen Transformationsgewinnern und 
der Masse der Verlierer besteht eine tiefe 
Kluft und allein dieTatsache,dass die Mehr- 
heit über keinerlei soziale Organisation ver- 
fügt, verhindert den Ausbruch von offenen 
Konflikten. 

Chancefür Demokratie 
Dennoch gab und gibt es Chancen für eine 
demokratische Entwicklung. Die Frage ist 
allerdings, ob es zur Entfaltung zivilgeseil- 
schaftlicher Strukturen kommen kann und 
wie weit diese Raum greifen. Als solche 
Strukturen könnte man ansprechen: 

Die Entfaltung von Öffentlichkeit durch 
Ausbau einer vielfältioen Medienlandschaft. - 
in derauch kritischestimmen gehörtwerden. 

Entstehung und Erstarken von Verbän- 
den,in denen Gruppeninteressen aggregiert 
und formuliert werden,die Entstehung sta- 
biler Parteien, die Interessen zusammenfas- 
sen und politisch vertreten. 

- 
Chancen wahr, die Privatisierung und Freiga- 
be der unternehmerischen Tätigkeit boten. 
Einer Handvoll von ihnen gelang es,sich re- 
gelrechte Finanz- und lndustrieimperien zu 
schaffen. Diese .Oligarchenn erwarben, ge- 
deckt und gefördert von der Jelzinschen 
Führung, in der ersten Hälfte der neunziger 
Jahre große Vermögen und eigneten sich 
bedeutende Teile der lukrativen, exportori- 
entierten Industrien an, vor allem im Bunt- 
metall- und im Erdölsektor.Sie unterstützten 
ihrerseits die Jelzin-Administration und or- 
ganisierten 1996 Jelzins Wiederwahl. Das 
,,System Jelzin" basierte im Kern auf der 
Symbiose von politischer Führung und Wirt- 
schaftseliten. Auch Putin verdankte seine 
Wahlsiege 1999 und 2000 der Unterstützung 
durch dieses Machtkartell. 
Mit dem Amtsantritt Putins änderten sich 
die Verhältnisse allerdings. lm Frühjahr und 
im Sommer des Jahres 2000 begannen Jus- 
tizorgane und Steuerpolizei. die finanziellen 
Missbräuche der großen Industrie- und Fi- 
nanzgruppen schärfer zu verfolgen. Die 
Mehrzahl derverfahren wurde ohne Aufse- 
hen auf dem Wege des Kompromisses und 
ohnegravierende Folgen für die betroffenen 
Unternehmen abgeschlossen werden.Nur in 
zwei Fällen gingen die Behörden mit aller 
Härte vor. Der Medienmagnat Wladimir 
Gusinskij und der Finanzspekulant Boris Be- 
resowskij,die bis in das Jahr 2000 hinein die 
wichtigsten Fernsehkanäle kontrolliert hat- 
ten, waren gezwungen. Russland zu verlas- 
sen, um der Strafverfolgung zu entgehen. 
Präsident Putin unterstrich die politische Di- 
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mension dieses Konflikte~~als er im Oktober 
2000 in der französischen Zeitung.Le Figa- 
ror'erklärte,in den Fällen Gusinskij und Bere- 
sowskij stehe der Staat gegen die Pligar- 
chen" - und der Staat habe einen Knüppel, 
mit dem er nur einmal zuschlage-,aber auf 
den Kopf". 
Der Putin-Administration ging es um offen- 
bar zwei Dinge: um die Kontrolle über die 
elektronischen Medien, die sie mit der Ver- 
treibung Gusinskljs und Beresowskijs auch 
erlangte, und um die Einschüchterung der 
Kräfte,die unter Jelzin an der Macht partizi- 
piert und Politik unmittelbar beeinflusst hat- 
ten. Um die negativen Auswirkungen seines 
Vorgehens abzuschwächen, suchte Putin 
das Gespräch mit den wichtigsten Unter- 
nehmern,denen er signalisierte, dass er ge- 
nerell auf Kooperation mit der Wirtschaft 
setze, und diese ohne Sorge vor staatlicher 
Verfolgung agieren könne. in derTat räumte 
die Putin-Administration in der Folge den 
großen Kapitalgruppen Freiräume ein, vor- 
ausgesetzt sie strebten keine eigenständige 
oolitische Rollean.Die Allianzzwischen ooli- 
tischer Führung und Wirtschaftselite blieb 
insofern bestehen - allerdings mit einer ver- 
änderten Rollenverteilung: die Politik war 
eindeutig in derVorhand und bestimmte die 
Regeln - wiedie Inhaftierung desölmagna- 
ten im Sommer2003 noch einmal deutlich il- 
lustrierte. 

,,Administrative Parteien" 
Auf der anderen Seite fehlen nach wie vor 
Strukturen, die gesellschaftliche Interessen 
aggregieren und in Politik umsetzen.Kaum 
eine der vorhandenen Parteien überlebt ein 
oder zwei Wahlgänge. Im Dezember 2003 
sind mit.Jabloko" und der,Union der Rech- 
ten Kräfte" ausgerechnet die zwei Parteien 
an der 5%-Klausel gescheitert,die seit 1993 
regelmäßig an Wahlen teilgenommen ha- 
ben und eine gewissedemokratischeTraditi- 
on verkörperten.Stattdessen gewinnen,,ad- 
ministrative Parteien"immer mehr an Boden 
- bloße,,Kopfgeburten".die von der Exekuti- 
ve erdacht, gegründet und mit Ressourcen 
ausgestattet werden. 
Bei den Dumawahlen erhielt die Partei,,Eini- 
ges Russland" über 37% der Zweitstimmen. 
Diese Partei war nach den Wahlen 1999 auf 
Drängen der politischen Führung durch Ver- 
einigung zweier konkurrierender,,administ- 
rativer Parteien" geschaffen worden, die 
selbst beideerst knappvor den Wahlen 1999 
gebildet worden waren.,,Administrative Par- 
teien"oder,,Parteien der Macht3'sind Grün- 
dungen..von oben",deren politische Bedeu- 
tung durch die Unterstützung aus der Regio- 
nalverwaltung und der zentralen Exekutive 
gesichert wird. Ihren Wahlerfolg verdanken 
sie in der Regel dem Einsatz,administrativer 
Ressourcen", u.a. auch der exzessiven Nut- 
zung der elektronischen Medien. 
.Einiges Russland ist nicht der ersteversuch, 
eine,,administrative Partei"zu gründen,wohl 

aber der erfolgreichste. 1993 war die liberale 
Reformpartei..Russlands WahLaus der spä- 
ter die "Union der Rechten Kräfte" hervor- 
ging, die ,,Partei der Macht", die 15% der 
Stimmen erhielt,aber weit hinter der rechts- 
radikalen, populistisch agierenden LDPR zu- 
rückblieb, für die knapp 23% der Wähler 
stimmten. 1995 trat eine neue .Partei der 
Macht" an, doch diese, .Unser Haus Russ- 
land", erhielt gerade 10% der Stimmen ge- 
genüber 11% für die LDPR und 22% für die 
Kommunisten. 1999 gab es dann die bizarre 
5ituation.dass drei,,administrative Parteien" 
gegeneinander antraten:neben.Unser Haus 
Russland" das Wahibündnis,,Vaterland-Ganz 
Russland",das der Moskauer Bürgermeister 
Luschkow und der ehemalige Ministerpräsi- 
dent Primakow anführten, und die Partei 
,,Einheit (Bär)", die der Finanzmagnat Bere- 
sowskij drei Monate vor den Wahlen zusam- 
mengeschmiedet hatte, um Jelzin und dem 
,,Familien-Clan" einen parlamentarischen 
Rückhalt zu verschaffen.,Unser Haus Russ- 
land" scheiterte mit 1.2% und löste sich in 
der Folge auf, doch die beiden anderen er- 
zielten mit 13% bzw.23%aus dem Stand be- 
achtliche Ergebnisse. 
Nach der Wahl 1999 arbeiteten die,,Polit- 
technologen" der Präsidialverwaltung dar- 
an, die beiden Parteien zu vereinigen und. 
nachdem dies im Herbst 2001 geglückt war, 
der neuen Partei ..Einiges Russland" einen 
deutlichen Stimmenvorsprung gegenüber 
der schärfsten Konkurrenz- den Kommunis- 
ten - zu verschaffen.Zu diesem Zweck wur- 
den nicht nur die elektronischen Medien 
eingesetzt, über die sich die Putin-Administ- 
ration im Lauf der Jahre 2000-2001 die Kon- 
trolle verschafft hatte-man förderte auch die 
Gründung von Parteien, die Stimmen von 
der KPRF abziehen sollten. Dazu gehörte 
etwa die.Partei der Pensionäre",die bereits 
in ihrem Namen das Wählersegment nannte, 
das sie einwerben wollte, und die immerhin 
3% der Stimmen er- 

Partei LDPR,die ihren Stimmenanteil gegen- 
über 1999 fast verdoppeln konnte. Auch die 
Partei des rechtsradikalen Politclowns Schiri- 
nowskij ist dem präsidialen Lager zuzurech- 
nen, so dass die Putin-Administration über 
mehr als 50% der 225 Listenplätze verfügt. 
Eine regelrechten Coup landete das Präsi- 
dentenlager aber bei den 225 Direktmanda- 
ten, von denen sie 102 für sich gewinnen 
konnte.Erfolg macht attraktiv und so schlos- 
sen sich den 222 Abgeordneten von,,Einiges 
Russland alsbald viele unabhängige Depu- 
tierte und Abgeordnete kleiner Parteien an. 
Infolgedessen verfügte die Fraktion,,Einiges 
Russland" Ende Januar mit 304 Abgeordne- 
ten im russischen Unterhaus über eine 
Mehrheit von 67.6%. 
Dieses Mehrheitsverhältnis stellte den 
Wählerwillen praktisch auf den Kopf. Die 
Verteilung der Zweitstimmen hatte gezeigt, 
dass ein starkes Drittel derwähler die Partei 
des Präsidenten unterstützte, unter russi- 
schen Verhältnissen kein schlechtes Ergeb- 
nis.Aber 11% der Wähler hatten mit LDPR 
für eine rechtsradikale Alternativezu Putin 
optiert. 8% hatten sich für liberale Parteien 
(Jabioko, Union der Rechten Kräfte) ent- 
schieden und 28% schließlich wollten eine 
,,linke" Politik, für die die KPRF,.Heimat", 
.,Partei der Pensionäre" und die Agrarpartei 
angetreten waren. In der Grundstimmung 
gab es also eine deutliche Mehrheit gegen 
das Establishment. Dies entspricht 
durchaus den sozialen Verhältnissen, bei 
der eine große Kluft zwischen einer begü- 
terten Minderheit und einer verarmten 
Mehrheit klafft Doch das oppositionelle La- 
ger ist politisch gespalten. Die Manipulatio- 
nen der Präsidialadministration taten ein 
übriges. Aus einer Wahl, in der sich zwei 
Drittel der Wähler für das oppositionelle La- 
ger ausgesprochen hatten. ging ein Parla- 
ment hervor, in der die Exekutive über eine 
Zweidrittelmehrheit verfügte. Logische 

Fortsetzung waren 
hielt. Noch erfolgrei- die ~räsidentenwah- 
 her war die partei Das,,System Jelzin" basierte I„ im mrz 2004. .... . -~~ 

,,Heimato, die erst im im Kern auf der Symbiose Nach dem schlech- 
August 2003 von ten Abschneiden 
Glasjew, einem ehe- Von politischer Führung von linken und libe- 
maligen Reformer und Wirtschaftseiiten. ralen Parteien war 
und zeitweiligem kein ernctzuneh- 
Kommunisten, und 
Rogosin, einem Außenpolitiker mit pronon- 
ciert nationalem Profil gegründet wurde.Die 
Parteiliste stellte ein erstaunliches Sammel- 
surium aus namhaften Generälen und links- 
orientierten Politikern dar, garniert mit ei- 
nem millionenschweren Banker,der als Mos- 
kauer Bürgermeister kandidierte, sowie dem 
bekannten Rechtsradikalen Sergej Baburin. 
.Heimat" erreichte aus dem Stand 9% der 
Stimmen und war damit wohl weitaus er- 
folgreicher,als den Polittechnologen der Pu- 
tin-Administration lieb sein konnte. Auf Kos- 
ten des Wählerpotentials der KPRF ging 
wohl auch die Stärkung der Schirinowskij- 

- ~ 

mender Kandidat 
mehr willens, gegen den überaus popuiä- 
ren Amtsinhaber, der über alle medialen 
und administrativen Ressourcen verfügte, 
anzutreten. Mit Mühe konnte die Präsidial- 
administration eine Reihe von Politikern 
der zweiten Reihe bewegen, sich aufstellen 
zu lassen. Der Chef der rechtsextremisti- 
schen Liberaldemokraten, Schirinowskij, 
etwa stellte seinen Leibwächter als Kandi- 
daten auf - eine bösartige Kommentierung 
des gesamten Vorgangs.Am 14. März wur- 
de Wladimir Putin mit 71.2 Prozent der 
Stimmen wiedergewählt. Bei dem hohen 
Sieg spielte neben der professionellen 



Kampagne,die die Administration geführt 
hatte, auch der Persönlichkeitsfaktor eine 
Rolle. In derTat gibt es in Russland gegen- 
wärtig keinen Politiker, dem die Bürger 
auch nur annähernd das Vertrauen entge- 
genbringen, das Putin -,,ein anständiger 
Mensch",,,ein echter Kerl" - genießt. Inso- 
fern istdas Plebiszit am 14.März-eine Wahl 
kann man den Abstimmungsvorgang 
schlecht nennen-auch eineeindrucksvolle 
Legitimation für den Präsidenten. 

,,Der KremlU 
Praktisch gibt derzeit im politischen Leben 
Russlands die Exekutive in Gestalt der Prä- 
sidialadministration 

die Reste des Jelzin-Clans, insbesondere 
Kasjanow,der am 24. Februar 2004 nur drei 
Wochen vor der Präsidentschafstwahl von 
Putin als Ministerpräsident entlassen wur- 
de, und Woloschin, bis dieser im Herbst 
2003 als Leiter der Präsidialadministration 
abgesetzt wurde. Die Position der,,Familie" 
ist also gefährdet,nachdem Woloschin und 
Kasjanow ihre Schlüsseipositionen verloren 
haben. Die ..Petersburger Juristen", wirt- 
schaftsnahe und reformorientierte Politiker, 
die Putin aus der Petersburger Verwaltung 
mitgebracht hat,zu denen auch der jetzige 
Leiter der Präsidialadministration Medwed- 
jew gezählt wird,erscheint vergleichsweise 

stabi l .2~ ihnen rech- 
den Ton an. Neben net man neben Med- 
ihr gibt es kaum ei- ,,Administrative Parteien" wedjew etwa Wirt- 
genständige, politi- gewinnen immer mehr an xhaftsminister Gref 
sche Kräfte. Die Ver- und Finanzminister 
fassung von 1993 Boden -Von der Exekutive Kudrin und den Ers- 
konzentriert die ge- erdacht, und mit ten Stellvertretenden 
samte Macht in der Leiter der Präsidialad- 
Hand des Präsiden- Ressourcen ausgestattet. ministration Kosak. 
ten.lhm - nicht dem 
Parlament - ist der 
Ministerpräsident und die Regierung ver- 
antwortlich. ihm unterstehen direkt die 
,,Machtstrukturen" (Verteidigungsministe- 
rium, Innenministerium und Dienste), bei 
ihm ressortiert die Außenpolitik. Er verfügt 
über eine eigene legislative Kompetenz, 
die er über Erlassen ausüben kann, er ist 
Oberbefehlshaber der Streitkräfte - kurz 
der Präsident bestimmt nicht nur die 
Richtlinien der Politik, er trifft selbst alle 
wesentlichen Entscheidungen. Dazu be- 
darf er naturgemäß eines Apparates, in 
dem Strategien entwickelt und Entschei- 
dungen vorbereitet werden.Gegenwärtig 
gibt es i m  Umfeld des Präsidenten drei 
Zentren, die dies tun: die Präsidialverwal- 
tung,die Regierung und der Sicherheitsrat. 
In der Regel werden innenpolitische Fra- 
gen in der Präsidiaiverwaltung entschie- 
den, der Sicherheitsrat befasst sich mit 
Außen- und Sicherheitspolitik und die Re- 
gierung mit Wirtschaftspolitik. In der Pra- 
xis kommt es vielfach zu Überschneidun- 
gen und die drei Zentren stehen in ständi- 
ger Konkurrenz. Dabei ist der Sicherheits- 
rat in den letzten Jahren ins Hintertreffen 
geraten, er hat unter Ruschajlo viel an Be- 
deutung verloren. Entscheidungsvorlagen 
der drei Zentren werden in der Regel der 
Staatsrechtliche Hauptverwaltung und 
der Wirtschaftspolitischen Verwaltung der 
Präsidialadministration vorgelegt, wenn es 
um Personalfragen geht, auch der Kader- 
verwaltung, ehe sie dem Präsidenten 
selbst unterbreitet werden. 
In diesem engen Kreis wird Putins Politik 
gemacht. Dabei konkurrieren - glaubt man 
russischen Medien - wenigsten drei Grup- 
pen oder,,ClansU: die,,Familie", die,,Peters- 

Letzterer gilt als ei- 
gentlicher Leitwolf 

dieses Cians,während Medwedjew eher als 
Moderator zwischen den Gruppen aufzu- 
treten scheint. Als wichtigsteVertreter der 
"Petersburger Tschekisten", den Wegge- 
fährten Putins aus seiner Petersburger KGB- 
Zeit und aus seiner Tätigkeit als Direktor 
des lnlandsgeheimdienstes FSB,sind Viktor 
Iwanow, der u.a.für Personalpolitik zustän- 
dig ist,und lgorSetschin,der die Kanzlei des 
Präsidenten leitet. Die,,Tschekisten" gelten 
als treibende Kraft hinter den Angriffen auf 
den Jukos-Konzern, man unterstellt ihnen 
insgesamt antiwirtschaftliche Tendenzen, 
während die,,Juristen" als Sachwalter von 
Wirtschafts- und Reforminteressen angese- 
hen werden.Ob diese Zuordnungen zutref- 
fen, ist von außen nur schwer zu beurteilen. 
Gegensätzliche Aussagen etwa zur Frage 
der Verfügung über Bodenschätze legen 
aber die Vermutung nahe, dass es im Um- 
feld des Präsidenten erhebliche Konflikte 
gibt. 

Perspektiven der russischen Politik 
Mit der Schwächung der regionalen Eliten 
und der Disziplinierung der Oligarchen ist 
die Exekutive der einzige politische Akteur in 
Putins Russland.Dies aber schafft eine Situa- 
tion,die für eine demokratische Entwicklung 
nicht hoffen lässt: 

Die elektronischen Medien sind unter 
Kontrolle der Administration. Kritische Zei- 
tungen gibt es nach wie vor,doch sie spielen 
aufgrund der geringen Auflage keine Rolle. 

Es gibt immer noch keine stabilen, in 
der Gesellschaft verankerten Parteien. 
Statt dessen hat die Exekutive jetzt 
abermals eine,,administrative Partei" lan- 
ciert. diesmal allerdings erfolgreicher als 

burger Juristen" und die ,,Petersburger 1995 und 1999.lnfolg~dessen~ibtes kein 
Tschekisten".Zur ersten Gruppe zählt man Parlament,das sich kritisch mit der,,MachtU 

auseinandersetzt, sie kontrolliert, sich ihr 
widersetzt. 
Für die Entfaltung von Zivilgesellschaft 
bleibt da kaum Raum. Und es gilt festzu- 
halten, dass die Ansätze einer demokrati- 
schen Entwicklung,die es in Russland trotz 
allem gegeben hat, unter der Ägide der 
Putin-Administration erheblich beschä- 
digt worden sind. Die Chance zur Durch- 
setzung einer funktionierenden Demokra- 
tie - einer,die nach Barrington Moore Will- 
kürherrschaft durch gerechte und rationa- 
le Herrschaftsformen ersetzt und den Re- 
gierten eine Beteiligung am Zustande- 
kommen der Gesetze und Vorschriften ver- 
schafft - ist fühlbar gesunken. Heute ha- 
ben wir in Russland ein fast lateinamerika- 
nisches Szenario: - eine in Arm und Reich gespaltene Bevöl- 
kerung; 

eine atomisierte Gesellschaftdie nicht in 
der Lage ist, politisch zu agieren; - eine,,Machtr', die unkontrolliert handelt 
und ihre Herrschaft durch Manipulation von 
Öffentlichkeit perpetuiert; 

und innerhalb des Führungszirkels eine 
Reihe von Clans und Gruppierungen,in de- 
nen auch die Machtapparate (Sicherheitsor- 
gane) eine nicht unwesentliche Rolle spie- 
len. 
Gewiss ist es dem zweiten Präsidenten der 
Russländischen Föderation gelungen, das 
politische System zu stabilisieren.Aus einem 
intelligenten Bürokraten ohne Hausmacht 
und politisches Profil, der nur durch eine 
von anderen initiierte. massive Imagekam- 
pagne in das höchste Staatsamt gelangt 
war, ist ein souveräner politischer Führer 
geworden,der festen Rückhalt in der Bevöl- 
kerung und in den Apparaten hat. Auf dem 
Weg zu diesem Ziel sind die Bestimmun- 
gen. die die russische Verfassung vorgibt, 
im wesentlichen eingehalten worden. 
Allerdings hat die gezielteverdrängung po- 
litischer Konkurrenten aus den elektroni- 
schen Medien wohl nicht Verfassungsnor- 
men, aber doch Grundsätze demokrati- 
schen Verhaltens massiv verletzt. Heute ist 
Putins politische Machtstellung kaum an- 
fechtbar. Aber sein Regime weist zuneh- 
mend autoritäre Züge auf.Zudem sind zahl- 
reiche Probleme in den Bereichen Gesell- 
schaft, Sozial- und Innenpolitik nach wie 
vor ungelöst:so steht eine Gesundheitsre- 
form ebenso aus wie eine Reorganisation 
der Sozialversicherung, die Bekämpfung 
von Kriminalität und Korruption macht 
kaum Fortschritte, die starken Einkom- 
mensunterschiede führen zu sozialen Span- 
nungen, die zu einer Verstärkung autoritä- 
rerTendenzen führen können. Die Entwick- 
lung,die sich hier andeutet, muss bei Beob- 
achtern in Deutschland und Europa,diesich 
für Russland, den unmittelbaren Nachbarn 
der Europäischen Union-eine stabile.demo- 
kratische Entwicklung wünschen, erhebli- 
ches Unbehagen auslösen. W 2 1 ~ 0 4  
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Mr. Electable auf dem Weg ins Weine 
Haus? 
Zwischenstand der  Präsidentschaftswahlen in den USA 

Von Lars Klingbeil 

,,Am ersren Dienstog noch dem ersten 
MontogimNovember"finden dieses Jahr, wie 
in der Verfassung festgehaiten. die Präsi- 
dentschaftswahlen in den USA statt. Im Au- 
genblicksieht es danach aus,dass die Wah- 
len spannender werden könnten,als es noch 
vor kurzem vermutet wurde. 
Als Präsident Bush am O1.Mai 2003'auf dem 
Flugzeugträger USS Lincoln aus einem 
Kampfflieger stieg und vor dem berühmten 
Plakat,,Mission Accomplished" den Krieg ge- 
gen den lrakals gewonnen erklärte, herrsch- 
ten keine 2weifel:Bush war als Präsident ak- 
zeptiert, genoss hohe Zustimmungsraten 
und an seiner Wiederwahl im November 
2004 bestanden oerinoe Zweifel.Mit den zu- -~ ~ ~ ~~~~ ~ ~ < 2 

nehmenden Problemen im lrakund der stei- 
genden Zahl getöteter amerikanischer 501- 
daten nahm die Kritik am Präsidenten 
allerdings zu.Auch innerhalb der Administ- 
ration machte sich Nervosität breit: Bestand 
dasSystem Bushdarin,Konflikte nicht andie 
Öffentlichkeit dringen zu la~sen~zerstritten 
sich Sicherheitsberaterin Rice,Außenminis- 
ter Powell und Verteidigungsminister Rums- 
feld in der Öffentlichkeit über Kompetenzen 
in der Irak-Frage und die Strategien,dieaktu- 
ellen Probleme dort zu lösen. 
Das geringe Wirtschaftswachstum dynami- 
sierte die Kritikan Bush.Der im Januar 2004 
vom Präsidenten vorgelegte Economic Re- 
Port prognostizierte nicht das erhoffte 
Wachstum, um aus der schlechten Lage her- 
auszukommen.Verließ Clinton das Präsiden- 
tenamt mit einem ausgeglichenen Haushalt, 
ist im Entwurf für das Jahr 2005 ein Defizit 
von 364 Milliarden Dollar eingeplant. Dabei 
gilt aber als sicher,dass das Defizit aus dem 
Jahr 2004in Höhevon 521 Milliarden Dollar 
wohl deutlich überschritten wird. Die Gelder 
für die Kriegseinsätze in Afghanistan und 
den Irak sind beispielsweise noch nicht ein- 
geplant. Einhergehend mit diesen wirt- 
schaftlichen Entwicklungen wurden in der 
bisherigen Amtszeit von George W.Bush in 
der Bilanz 2.3 Millionen Arbeitspläne abge- 
baut. Die geringen Verbesserungen der Kon- 
junktur blieben bisher ohne Auswirkungen 
auf den Arbeitsmarkt (.jobless growth). 
Die Kritik an Bush schlägt sich auch in den 
Umfrageergebnissen wieder. In einer news- 
week Umfrage von Ende Februar lag der He- 

rausforderer der Demokratischen Partei, nich,den Wahlkampf um seineantimilitaris- 
John F. Kerry, mit 48% um 3% vor dem Amts- tischen Forderungen (etwa die Abschaffung 
inhaberGeorge W.Bush (45%).1m Folgenden des Verteidigungsministeriums) bekannt zu 
soll ein Blick auf die Vorwahlen der Demo- machen und Al Sharpton rückte die Interes- 
kratischen Partei-die Ausgangslagefür den sen der Farbigen in den USA in die Offent- 
Wahlkampf und seine thematische Ausrich- lichkeit. 
tung geworfen werden. DieThemen desvorwahlkampfes innerhalb 

der Demokratischen Partei wurden weitest- 
Die Rückkehr der Demokraten gehend von linker Seite her bestimmt. So- 
Der beginnende Vorwahlkampf der Demo- wohl Howard Dean, d e ~  die sozialen Bewe- 
kraten rückte die Alternativen zum amtie- gungen im Rücken hatte,als auch der Link- 
renden Präsident in die Öffentlichkeit.Schon spopulist John Edwards setzten dabei die 
vor knapp zwei Jahren haben die ersten Be- Themen:Die Kritikam Irak-Krieg-an den Frei- 
werber um das Präsidentenamt ihre Kandi- handelsabkommen und der damit verbun- 
datur erklärt und den -- 
Wahlkam~f eröffnet. ... -. ...,. .... . -WB 

Bei den Demokraten 
hatten bis Anfang 
November 2003 
insgesamt 10 Kandi- 
daten ihren Willen 
bekundet. gegen 
Bush anzutreten. Die 
erste Hürde, die auf 
dem Weg ins Weiße 
Haus zu nehmen ist .  
sind die Vorwahlen. 
Über regionale Vor- 
entscheidungen le- 
gen die Parteigliede- 
rungen fest, welchen 
Kandidaten sie bei 
Nominierungspartei- 
tag vom 26.-29. Juli in Boston unterstützen 
werden. Bei den Republikanern ist dieses 
Mal klar,dass George W.Bush für einezweite 
Amtszeit antritt. Er steht somit als Kandidat 
fest. 
Als aussichtreichste Bewerber unter den De- 
mokraten galten der ehemalige Gouverneur 
von Vermont Howard Dean. die Senatoren 
John F. Kerry aus Massachusens und John 
Edwards aus North Dakota sowie der erst 
spät ins Rennen und auch die Demokrati- 
sche Partei eingetretene, ehemalige Nato- 
Oberbefehlshaber und General Wesley Clark. 
Andere Bewerber wie Joe Liebermann oder 
Dick Gebhardt überschätzen ihre Sieges- 
chancen erheblich oder wollten ihre Kandi- 
datur nutzen, um in den zahlreichen Diskus- 
sionsveranstaltungen für ihre politischen in- 
halte zu werben.50 nutze etwa Dennis Kuci- 

Lors Klingbeilisr stellvertretenderJuso-Bundesvorsitzender 

denen Verlegung von Arbeitsplätzen ins 
Ausland standen im Mittelpunkt.Das.Patriot 
Act",dasals Reaktion auf dieTerrorgefahr zur 
Stärkung der inneren Sicherheit massiv die 
Bürgerrechte abbaut und die republikani- 
sche Bildungspolitik (,.No child left behind), 
die vor allem im Ausbau von Privatschulen 
besteht, wurden ebenfalls diskutiert. Auch 
die massiven Steuersenkungen, die der Prä- 
sidenten umsetzen will, wurden von Dean 
als Umverteilungspolitik von unten nach 
oben hart angegriffen.Schon innerhalb der 
Demokratischen Partei deuteten sich dabei 
erhebliche politische Differenzen, etwa an 
der Frage des Irak-Krieges oder der Steuer- 
senkungen,an. 

Es geht um die Mine: Mi. Electable ge- 
sucht 
Im Vorfeld der Primaries waren sich die Ex- 
perten einig,dass Howard Dean das Rennen 
machen würde.Gleich bei den ersten regio- 
nalen Entscheidungen wurden die Exper- 



tenaussagen jedoch widerlegt: John Kerry 
setzte sich bei den Vorentscheidungen in 
lowa und New Hampshiredurch und konnte 
seitdem seinen Siegeszug ungestört fortset- 
zen. Nachdem alle relevanten Konkurrenten 
aus dem Rennen ausgeschieden sind und er 
die nötige Delegiertenzahl für den Partei- 
konvent der Demokratischen Partei Ende 
Juli in Bosten erreicht hat ist klar:John F.Ker- 
ry wird Bush im Wahlkampf herausfordern. 

Vernetzung junger, linker und auch zuvor 
unpolitischer Aktivisten neue Maßstäbe ge- 
setzt,diedie politische Bewegung langfristig 
verändern dürften. Er hat das lnternet dabei 
nicht nur zu Mobilisierung,Vernetzung und 
Diskussion genutzt, sondern auch nahezu 
seine ganzen Spenden wurden über das 
Netz gewonnen. Der wirkliche Verdienst von 
Howard Dean ist allerdings, einen großen 
Teil der Jugend wieder für die Demokrati- 

Dabei gelang es der Demokratischen Partei, sche Partei gewonnen zu haben und die Par- 
in Rekordzeit ihren Kandidaten zu finden. tei dabei thematisch nach links aezoaen zu 
Was sind jedoch die Gründe für den unvor- 
hersehbaren Absturz von Howard Dean und 
den Triumph von Kerry? Wie kann es sein. 
dass Dean monatelang die Agenda des 
Wahlkampfes bestimmte, tausende junger 
Menschen aktivierte, für ihn Wahlkampf zu 
machen und mit 50.3 Milliarden mit Abstand 
die meisten Spenden sammeln konnte,aber 
in nur wenigen Tagen gnadenlos abstürzte. 
Zwar konnte Dean die Demokratische Partei 
revitalisieren, letztendlich war es aber eine 
rationale Entscheidung der Parteimitglieder 
für Kerry zu stimmen. Die USA sind ein ge- 
spaltenes Land:45% der Wähler stehen fest 
zu den Demokraten,45% fest zu den Repub- 
likanern. Ziel muss es im Wahlkampf also 
sein, die eigenen Wähler zu mobilisieren, 
dann aber vor allem um die 10% Wechsel- 
wähler in der Mitte der Gesellschaft zu 

haben. 
Howard Dean und sein Umfeld haben ange- 
kündigt,die Demokratische Partei jetzt ver- 
ändern zu wollen und weiterhin Einfluss auf 
die thematische Agenda zu nehmen.Vertre- 
ter seiner Netzwerke.die sich auf den unte- 
ren Ebenen gegründet haben, streben nun 
lokale Mandate an. um so ihren politischen 
Rolle in der Partei zu stärken. Der Richtungs- 
konflikt innerhalb der Demokratischen Par- 
tei war über Jahre gewachsen. Die Kontrolle 
über die Partei hielt langeZeit der eher kon- 
servativ ausgerichtete Democratic Leaders- 
hip Council (DCL) aus dem die,,New Demo- 
crats" unter Bill Clinton hervorgingen. Dean 
und anderer Prominente Demokraten wie Al 
Gore setzten sich nun von den.New Demo- 
crats" ab und forderten eine thematische 
und strategische Neuausrichtung der Partei. 

kämpfen.Dies wurde Dean nicht zugetraut. Inwiefern der Vorwahlkampf hier prägend 
Die parteiinterne Mobilisierung der Demo- ist, wird sich in den nächsten Monaten zei- 
kraten geschieht alleine schon durch den gen. 
Gegenkandidaten George W. Bush. Hinzu 
kommt,dass Dean zwar 12 Jahre lang einen Bush setzt auf ein Amerika der Stärke 
kleinen Staat als Gouverneur regierte, man Präsident Bush hat durch die veränderte 
ihm aber nicht zutraut, die USA zu führen. Stimmungslage seine Konzeption geändert 
Viele Demokraten entschieden somit nach und ist schon ietzt in den Wahlkamof einae- , ~ a~ 

Verstand. die Electability bzw. Wählbarkeit treten. Er warf in einer ersten Rede John Ker- 
des Kandidaten stand im Mittelpunkt. ry vor,dieser würde die nationale Sicherheit 

gefährden. Die Republikaner wollen so 
Der politische Einfluss von Howard Dean gleich die Schwächen des Gegenkandidaten 
Das Ende der Kandidaturvon Howard Dean festsetzen. Bush selbst bezeichnet sich als 
wird nicht gleichbedeutend sein mit seinem Präsident der für ein ,,Amerika der Stärke" 
politischen Aus. Dean hat mit seinem Inter- steht und zieht seine positive Bilanz des 
netwahlkampf und der Mobilisierung und Kampfes gegen den Terrorismus. Bush will 

im Wahlkampf seine 
Führungsqualitäten 
herausstellen. So 
passt es,dass der Re- 
publikanische Partei- 
konvent kurz vor 
dem 11. September 
2004 nahe vom 
Ground Zero stattfin- 
den wird. 
Der gewaltige Fi- 
nanzapparat von 
Bush ist unterdessen 
angelaufen.Ende Fe- 
bruar waren es 
bereits 160 Milliar- 
den, die der amtie- 
rende Präsident an 
Spenden eingesam- 
melt hatte. Das sind 

Summen, die für die Demokraten nicht er- 
reichbar sein werden. 

Ausblick: DieThemen des Wahlkampfes 
Die beiden beherrschten Themen des Wahl- 
kampfes werden der Bereich WirtschaRHan- 
de1,Arbeitsplätze und die Außen- und Sicher- 
heitspolitiksein.Neuerdings distanzieren sich 
die Demokraten dabei vom Freihandels-En- 
thusiasmus, den Bill Clinton noch selbst ge- 
priesen hatte. Die Verlagerung von Arbeits- 
plätzen (Outsourcing) ist dabei in den Mittel- 
punkt der Debatte gerückt. So sollen keine 
staatlichen Aufträge mehr an Unternehmen 
gegeben werden, die Arbeitsplätze ins Aus- 
land verlagern. Gerade viele so genannte 
swing states, das heißt Staaten, die bei den 
letzten Präsidentschaftswahlen knapp für ei- 
nen Kandidaten ausgingen, haben hohe Ar- 
beitslosenzahlen. Die Demokraten setzten 
daher auf eine Rhetorik, die den Freihandel 
kritisch betrachtet und zeitgleich nach mehr 
Sozialstaatlichkeit ruft.Edwards hatte zudem 
gefordert, dass in der Nafta beispielsweise 
amerikanische Arbeits- und Umweltstan- 
dards festgeschrieben werden müssen. 
Die Bilanz des Kampfes gegen den Terroris- 
mus und der Krieg gegen den lrak dürften 
der zweite Schwerpunkt des Wahlkampfes 
sein.DerVietnamheld John F.Kerry attackiert 
zunehmend Bush in der Außen- und Sicher- 
heitspolitik.Zwar hat er den Irak-Krieg nicht 
grundsätzlich abgelehnt,fand jedoch die Art 
und Weise seiner Durchführung falsch.Kerry, 
nach denVorwahlen um die politische Mitte 
bemüht. hat z~gesagt~amerikanische Streit- 
kräfte niemals unter die Kompetenz irgend- 
einer Institution zu stellen und hat selbst 
eine eigene Doktrin der vorbeugenden 
Selbstverteidigung entwickelt. Kerry be- 
zeichnet die Politik von Bush als..arrogant" 
und bekennt sich selbst zum Multilateralis- 
mus.Bush muss bis zum Sommer diesesJah- 
res die Probleme im lrak halbwegs in den 
Griff bekommen, amerikanische Soldaten 
abziehen und dasVerhältnis zu Staaten wie 
Deutschland und Frankreich wiederverbes- 
sern. um Chancen zu haben,auf dem Gebiet 
der Außen- und Sicherheitspolitikzu punk- 
ten. 
Da die politischen Unterschiede zwischen 
den Kandidaten in den großen Politikberei- 
chen immer geringer geworden waren, rü- 
cken kulturelleThemen in den Vordergrund: 
Die Definition der Ehe, Abtreibungen und 
die Waffenkontrolle sind nur einige dieser 
Bereiche.Bush rücktedeshalb in den letzten 
Wochen eine weitere prominente Forderung 
in den Mittelpunkt seiner Wahlkampfstrate- 
gie und verlangte einen Verfassungszusatz 
zur Definition der Ehe als,,Gemeinschaft von 
Mann und Frau". Hiermit erteilte er den Be- 
strebung der Anerkennung gleichge- 
schlechtlicher Lebenspartnerschaften als 
Ehe eine deutliche Absage. Die Strategie 
dahinter ist klar:Übersoftissuessollen dieei- 
genen Wählerlnnen mobilisiert werden. 
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Kerry - Auf dem Weg ins Weiße Haus? 
Ob George W. Bush ebenso wie sein Vater 
nach nurvier Jahren abgewählt wird, ist bei 
Weitem noch ungewiss. Für John F. Kerry 
können sich auf dem Weg ins Weiße Haus 
noch eine Reihevon Stolpersteinen auftun. 
Ralph Nader, der populäre Verbraucher- 
schützer erklärte abermals seine Kandidatur 
für das Präsidentenamt. Bei den Demokraten 
weckt das schlechte Erinnerung: 2000 er- 
reichte Nader 2,896 der Stimmen. Diese fehl- 
ten letztendlich Al Gore für den Einzug ins 
Weiße Haus. Allerdings kandidiert der 
mittlerweile über 70jährige Nader dieses 
Mal nicht mit Unterstützung derGrünen Par- 
tei und auch die Graswurzel-Bewegung um 
Howard Dean hat ihm jegliche Unterstüt- 
zung abgesprochen. Sein Einfluss auf die 
Wahl ist somit ungewiss. 
John F. Kerry schafft es zwar ähnlich wie 
Dean, die eigene Parteibasis für sich zu ge- 
winnen,er kann jedoch nicht die gleiche Eu- 

Medien - Macht - Hegemonie:24.April 
Wie im letzten Heftangekündigtfindet unter 
dieSemTitel die spw-Frühjahrstagung am 24. 
April ab 11.00 Uhr in Hamburg in den Räu- 
men der Hochschule für Wirtschaft und Poli- 
tik im Von-Melle-Park statt. Zu Beginn wird 
Prof. Dr. Kleinsteuber von der Universität 
Hamburg zu den Konzentrationsprozessen 
im Mediensektor referieren.Dr.Christiane Lei- 
dinger, Beriin. bearbeitet in ihren Vortrag die 
Frage, wie mediale Waren entstehen. 
In drei Arbeitsgruppen geht es um das (1) In- 
terner alsdemokratisches Medium (mit Chris- 
toph Spehr und OliverZeisberger),(Z) Die m e  
diale Inszenierungen am Beispiel der Rürup- 
Kommission und des Bürger-Konvents (u.a. 
mit Barbara Stolterfoth) sowie (3) noch 
einmal vertiefend zum Thema Medienkon- 
zentration (u.a.mit Christiane Leidinger) 
In oer Abschl-ssrunoe disd~teren dann Eck- 
art 5000. Born Bohnino. Barbara Stoltefoth . . ,  2. 

und Thymian Bussemer über,,Medialisierung, 
Inszenierung und politische Strategie". Der 
Tagungsbeitrag beträgt 8 bzw.4 Euro (ohne 
Einkommen),Anmeldungen nimmt Kai Bur- 
meister, Wendische Str. 74, 23558 Lübeck. 
eMail kai.burmeister@t-online.de,entgegen. 

phorie unter ihnen auslzuösen. Dean ist dies 
über seine deutliche. inhaltliche Positionie- 
rung gelungen. Kerry muss also die nach 
links gerückte Partei mobiiisieren,gleichzei- 
tig aber die Wechselwähler für sich gewin- 
nen. Dieser Spagat dürfte schwierig werden. 
Zwar ist es Kerry gelungen, schnell aus den 
Vorwahlen als Sieger hervorzugehen. Diese 
Geschlossenheit der Partei muss er nun wei- 
ter bewahren und dabei ausstrahlungsfähig 
für die Wechselwähler sein. 
Bei den Vorwahlen konnte Kerry eine Viel- 
zahl von lateinamerikanischen Einwande- 
rern für sich gewinnen.die mittlerweile eine 
der wichtigsten Wählergruppen in den USA 
sind.Traditionel1 stehen sie ebenso wie die 
Farbigen der Demokratischen Partei nahe. 
Doch gerade um die Gruppe der Latinos hat 
bereits ein erbitterter Wettstreit begonnen. 
Präsident Bush hat sich von Beginn seiner 
Amtszeit um diese Gruppe gekümmert und 
hat erst vor kurzem ein Gesetz vorgelegt, 

dass die Rechte der Einwanderer aus Latein- 
amerika erheblich stärken wird.Es bleibt von 
daher abzuwarten, wie sich die Latinos im 
Wahlkampf positionieren werden. 
Und zuletzt muss man auch deutlich sehen, 
dass die Republikaner während der demo- 
kratischenvorwahlen recht wenig Medien- 
Öffentlichkeit genießen können. Dies wird 
sich mit der Nähe zum Wahltermin andern 
und sollte nicht unterschatzt werden.Geor- 
ge W. Bush verfügt zudem mit Karl Rove 
über einen der profiliertesten Wahlkampf- 
profis überhaupt.Sollten die Konjunkturda- 
ten im Sommer ansteigen und die Lage im 
Irak befriedet werden, verbessert sich die 
Situation für Bush zusätzlich.Auch wenn es 
gut aussieht im Moment - der regime 
change in den USA ist keinesfalls eine Ge- 
wissheit. Und ob dann auch der politische 
Wechsel kommen würde. so wie ihn sich ei- 
nige in Old Europe wünschen, ist sowieso 
ungewiss. SOU 212004 

Weitere Informationen finden sich unter Die Herausgeberlnrien dariintpr mit Ger- . -. , , -. . . . . . . . . . . . . - . . 
www.proms-nord.de. Die turnusmäßige Mit- hard Bäcker, James K. Galbraith, Jörg Huf- 
gliederversammlung des Vereins zur Förde fschmidt, Jürgen Krom~hardt .Christo~h 
rung von Demokratie und Völkerverständi- 
gung findet am anschließenden Sonntag.25. 
April,statt.lnfos hierzu bei verein@spw.de 

DL21-Frühjahrstagung :ObMai i n  Berlin 
Seit Monaten herrscht nicht nur im Blätter- 
wald eine intensive Debatte über die Politik 
und Zukunft der SPD, sondern gerade auch 
unter den SPD-Mitgliedern und Linken 
insgesamt.Sind die Chancen auf eine politi- 
scheveränderung in der SPD durch die Wahl 
von Franz Müntefering besser geworden? 
Kann sich die SPD-Linke konsolidieren und 
stärker gestaltend in die politischen Prozesse 
eingreifen? 
Diese Fragen diskutiert das Forum DL 21 auf 
seiner Frühjahrstagung am Samstag, 08. Mai 
in Berlin unter dem Motto..Die neue SPD - 
Eine Partei auf der Suche nach ihrem Profil". 
DieVeranstaltung findet in der Bezirksverord- 
netenversammlung Berlin-Mitte Parochial- 
straße 3, U2 (U-Bhf. Klosterstraße) statt. Über 
die aktuelle Lage im fortschrittlichen wie im 
konservativen Lager diskutiert u.a. der neue 
SPD-Bundesgeschäftsführer Kajo Wasserhö- 
vel mit namhaften Politologen.Weitere Infor- 
mation finden sich unterwww.forum-dl2l .des 
Anmeldungen bittean infomforum-d121.de. 

Intervention 
Seit einigen Wochen gibt es auf dem Markt 
der wirtschaftswissenschaftlichen Fachzeit- 
schriften eine neue Periodika: Interventionen 
-Zeitschrift für Ökonomie. Die Zeitschrift ist 
der bewussteVersuch,Wirtschaftstheorie ge- 
gen den vorherrschen Mainstream der Markt- 
zentrierung kritisch zu diskutieren und zu 
entwickeln. 

Scherrer oder Juliet Schor nationale wie in- 
ternationale Größen,stellen dem ein histori- 
sches und gesellschaftlichesVerständnisvon 
Ökonomie und Ökonomik entgegen, ohne 
dabei jedoch einem einzelnen Paradigma 
verpflichtet zu sein.Der Name der Halbjah- 
resschrift ist durchaus programmatisch zu 
verstehen:die Zeitschrift will in die inhaltli- 
che Ausrichtung der Mainstream-Ökonomik 
intervenieren und grenzt sich gleichzeitig 
durch den Fokus auf die Möglichkeiten ein- 
greifenden Handelns explizit von der vor- 
herrschenden Wirtschaftstheorie ab. Ohne 
Zweifel erkennbar ist die Positionierung im 
gesellschaftlichen Raum,denn mit Dr.Kai Ei- 
cker-Wolf, DGB Hessen, Dr.Torsten Niechoj, 
Wirtschafts- und Sozialwissenschaftliches 
Institut in der Hans-Böckler-Stiftung, Düssel- 
dorf und Dr. Sabine Reiner, Ver.di (Bereich 
Wirtschaftspolitik), kommen drei von fünf 
Redaktionsmitgliedern aus dem Gewerk- 
schaftsbereich. Federführend ist das Mar- 
burger Institut für Wirtschafts- und Politik- 
forschung. 
Lobend hervorzuheben ist, dass es zu allen 
Beiträgen eine englischsprachige Zusam- 
menfassung gibt und einige Beiträge im eng- 
lischen Original erscheinen.Überhaupt ist zu 
hoffen, dass die durch die Herausgberlnnen 
dokumentierte Internationalität den drin- 
gend notwendigen Austausch wirtschafts- 
theoretischer Debatten über Länder- und 
Kontinentgrenzen hinweg befördert wird. 
Dies kann für die linke. wirtschaftspolitische 
Debatte, wie sie sich auch in spw widerspie- 
geln soll, nur nützlich sein. 

Reinhold Rünker 



Brauchen wir eine Partei links von der 
SPD? 
Von Re inho ld  Rünker,Andrea Nah les  und Hors t  Peter  

,,...Selbst wenn sich alle,,gutwilligen" Linken,Sozialistlnnen, Marxistlnnen,etc.zusammen tun wollten, um eine (I) neue Partei zu gründen. so 
wären nicht nur die Fragen der programmatischen und strategischen Kohärenz sowie der materiellen und personellen Ressourcen zu klären, 
sondern vor allem ob es in einem Umfeld statttindet,das in dieser Gründung eine Artikulationsmöglichkeit eigener Forderungen und Positio- 
nen sieht.Gesellschaftliche Bewegung und auf den Parlamentarismus bezogene Parteigründung müssen einander ergänzen und befördern, 
damit ein solches Unterfangen erfolgreich sein kann. 
Wir sehen nicht,dass gegenwärtig eine derartige gesellschaftliche Konstellation besteht. selbst wenn eine programmatische und personelle 
Zuspitzung gelänge.Weder gibt es aus den traditionellen sozialen Bewegungen, noch aus den neuen Bewegungen wie attac das Bedürfnis, 
sich zumindest so weit auf eine parteiliche Organisationsform einzulassen,wie es Ende der 1970er Jahre bei den Bewegungen und Initiativen 
warraus denen heraus seinerzeit die Grünen gegründet wurden.Mit anderen Worten:die Position der sozialistischen Linken,diezur Zeit in der 
Sozialdemokratie organisiert ist-würde sich nicht in einer anderer Partei-diezudem inhaltlich und strategisch anders akzentuiert wäre,verbes- 
sern. geschweige denn,dass die Gründung einer neuen Partei von Erfolg gekrönt wäre. 
Wer gegenwärtig mit dem Gerede einer vermeintlich notwendigen Parteigründung von links umhergeht,trägtzur weiteren Marginalisierung 
der sozialistischen Linken innerhalb wie außerhalb der SPD bei.statt diesezu stärken." (Reinhold Rünker. Andrea Nahles. Horst Peter:SPD-Lin- 
ke, was nun? Zum Standort der sozialistischen Linken in der SPD,spw 132,Juli/August 2003) 

Unser langjähriger spw-Mitherausgeber Pe- 
ter von Oertzen hat auf einer Juso-Linken- 
Veranstaltung 1990 in Hannover einmal 
sinngemäß gesagt. dass jeder gute Sozialist 
einmal im Jahr überprüfen solle. ob seine 
parteipolitische Zugehörigkeit noch ange- 
messen sei. Der Zeitpunkt, zu dem wir die 

schritten werden müssen.Wir setzen auf die 
Lernfähigkeit der handelnden Akteure 
auch in der SPD. 
Unabhängig davon verstehen wir sehr gut, 
dassvieleGenossinnen und Genossen ihrem 
individuellen Leidensdruck Linderung ver- 
schaffen wollen,indem siedie SPDverlassen. 

diegene Facharbeiter-/Angestelltenmentali- 
täten legen.Die Lebenserfahrungen und All- 
tagserlebnisse der neuen städtischen Unter- 
schichten aber fallen aus diesem Drdnunas- 

& 

raster heraus." Den Leidensdruck,in einer Ge- 
sellschaft, die einem marktliberaien Main- 
stream folgt,radikalreformerische, linke Poli- 

oben zitierten Sätze verfasst haben, ist zwar Damit schwächen Sie aber auch gerade die tikzu entwickeln, wird auch die Gründung ei- 
noch kein Jahr her, trotzdem wollen wir an- Linke in der SPD.Wir bedauern dies und woi- ner neuen Oraanisation nicht beheben. 
gesichts der aktuellen Bestrebungen,Wahl- 
initiativen oder Parteien links von der SPDzu 
gründen, darüber reflektieren. Was hat sich 
seit Sommer letzten Jahres an den grundle- 
genden gesellschaftlichen Strömungen und 
Kräfteverhäitnissen geändert? Wir denken, 
dass sich nicht viel geändert hat. 
Die Bedingungen für die Arbeit von Sozia- 
listlnnen in der SPD sind im zurück iiegen- 
den Jahr nicht schlechter geworden, die 
zum Jahreswechsel und im Frühjahr 2004 
beklagte Politik ist in Grundzügen unverän- 
dert und weiterhin unter reformpolitischen 
Gesichtspunkten für die Linke beklagens- 
wert.Dennoch:es gibt immer wieder neue 
Handlung~korridore~die Chancen auch für 
die Linke eröffnen. Die Wahl von Franz 
Müntefering zum Parteivorsitzenden ist so 
eine Chance, ohne dass wir ihn nun zum 
Schutzpatron des kritischen Diskurses er- 
heben wollten.Aber zusammen mit seinen 
Mitarbeiterlnnen hat er doch stärker als 
seinVorgänger ein politisches Gespürdafür, 
dass es eine strategische Notwendigkeit für 
einen kritischen Diskurs gibt. Die Vorhaben 
zum neuen Dialog mit den Gewerkschaf- 
ten,zur Programmdebatte und zur Parteire- 
form sind Korridore, die genutzt und be- 

len aufzuzeigen, dass es weiterhin gute 
Gründe gibt. den politischen Kampf in der 
SPD weiter zu führen.Oder müssen wir nicht 
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Reisende kann man nicht aufhalten, sagt ein 
altes Sprichwort. Wir hoffen aber, dass spw 
dennoch auch für diejenigen. die die Sozial- 
demokratie nicht mehr als ihr parteipoiiti- 
sches Aktionsfeld begreifen, eine publizisti- 
sche Plaitformdes kritischen Diskurses bleibt. 
Zumindest sehen wir uns in der Verantwor- 
tung,alte Fäden nicht abreißen zu lassen. 
Im Folgenden dokumentieren wir unter- 
schiedliche Beiträge.die sich mit der aktu- 
ellen Unzufriedenheit mit der Politik der 
SPD beschäftigen. Professor Friedrich Putz, 
Mitautor des Armut-Memorandums der 
Loccumer Initiative. sieht die Gründungs- 
initiativen links von der SPD als Chance für 
die SPD, ihre Politik zu revidieren. Dr. Fritz 
Riege, ehemaliger niedersächsischer 
Staatssekretär, plädiert für eine stärkere 
europäische Orientierung der Soziaidemo- 
kratie. Niels Annen erinnerte in seinem De- 
battenbeitrag auf dem Sonderparteitag dar- 
an, dass nur eine starke SPD die CDU daran 
hindern könne, MaggieThatchers Poiitik in 
Deutschland umzusetzen. Konkrete Vor- 
schläge für eine alternative SPD-Politik hat 
der AfA-Bundeskongress in Erfurt be- 
schlossen. Wir dokumentieren die Präam- 
bel des Leitantrages. Die von uns doku- 
mentierte lnitative aus Nordhessen wirbt 
für die Rücknahme fehlsteuernder ge- 
sundheitspolitischer Maßnahmen im Zuge 
der Einführung einer Bürgerversicherung. 
Die Debatte um radikalreformerische Poiitik 
und die Zukunftder SPD werden wir in spw 
fortsetzen. F 21m 

sogar sagen - ihn endlich engagierteraufzu- 
nehmen? Wir bleiben dabei.dass die Schwä- 
che der Linken in der SPDzum Gutteil auch 
das Resultat eigenen Unvermögens,Resultat 
eigenen Nicht-Handelns ist, weil sie sich zu 
oft in der Negativbestimmung genügt und 
sie es versäumt,fur die eigenen Reformvor- 
schläge zu begeistern. Diesem Problem wird 
sich auf kurz oder lang jede linke Neugrün- 
dung stellen müssen. 
Wir sind in Kenntnis der handelnden Akteure 
sehr skeptisch, dass der selbst gestellte An- 
spruch, links und populär zu sein, gesell- 
schaftlich umgesetzt werden kann, denn 
Franz Walter hat u.E.nicht unrecht, wenn er 
am 22. März 2004 in der Süddeutschen Zei- 
tung schreibt:..Sie sind ncht d e  geeigneten 
Vol~srrbdne fur d'e ~olitiscn. ÖAonomsch 
und kulturell obdachlosen ~enschen in den 
randstädtischen Trabantenvierteln der urba- 
nen Zentren. Die potenziellen Parteigründer 
auf der Linken sind vielmehr durchweg or- 
dentliche Gewerkschaftsfunktionäre.die Wert .~~ 
auf Organisation, Programme,Stetigkeit, Dis- 
ziplin,Verlässlichkeit und ali dergleichen ge- 

ReinholdRünker.Mitgliedderspw-Redaktion,arbeifetundlebtalsOrganisationsberaterin Leichiingen 
Andrea Nahles,spw-Herausgeberin, Vorsitzende Forum D U  I e. V, lebt in Weiler 
Horst Peter, spw-Herausgeber, Vorsitzender des Vereins zur Förderung von Demokratie und VöI- 
kerversfändigung, lebt in Kassel 
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von Friedrich Putz 

Zwei mehrheitlich von Funktionä- 
ren der Gewerkschaften IG Metall und ver.di 
sowie Mitgliedern der SPD gegründete Ini- 
tiativen, nämlich die,lnitiative Arbeit und 
soziale Gerechtigkeit" (infoainitiative- 
&und die,,Wahlpolitische Alternative 
2006" (wahlalternative@web.de) haben in 
den letzten Wochen für Aufmerksamkeit 
der Medien und Ausschlussdrohungen der 

säumen der alte und der neue Vorsitzende 
der SPD keine Gelegenheit,immer wieder zu 
erklären, einen Kurswechsel werde es nicht 
geben. 
Da rast die Titanic SPD also in voller Fahrt 
auf den Eisberg der Wahlkatastrophe 2006 
zu - und Schuld an dem drohenden Un- 
glück soll nicht der Kurs des Schiffes sein, 
sondern der Umstand, dass einige besorgte 

Partei evtl.eineabsolute Mehrheit der CDUI 
CSU oder sogar eine regierungsfähige 
Mehrheit von CDUICSU und FDP verhin- 
dern. Die damit der SPD ermöglichte Opti- 
on, evtl. - allerdings wohl nur als,,Junior- 
partner" - in einer großen Koalition mit der 
CDUICSU mitzuregieren, mag zwar eine für 
die SPD-Linke weniger erstrebenswerteva- 
riante sein; als Eröffnung einer Alternative 

SPD - Führung gesorgt. Erklärtes Ziel bei- Leute an Bord offen darüber nachdenken, zur andernfalls unvermeidbaren Oppositi- 
der Bündnisse istzunächst,dem neolibera- wie man noch rerht7eirio vnr dem Auforall onsrolle ist sie aus obiektiver Sicht der Ge- 
len Umbau unsere Gesellschaft, insbeson- 
dere dem Sozialabbau und der Umvertei- 
lung von unten nach oben durch die Agen- 
da 2010 entgegenzuwirken und einen ent- 
sprechenden Kurswechsel der Bundesre- 
gierung und der sie tragenden Parteien 
durchzusetzen. Ihre Kritik a ß  Regierungs- 
kurs und ihre politischen Alternativen zu 
diesem stimmen inhaltlich im wesentlichen 
mit den Positionen überein,die in Beschlüs- 
sen, Publikationen und Protestaktionen des 
DGB und seiner Gewerkschaften zum Aus- 
druck kommen und auch von linken Grup- 
pierungen innerhalb der SPD vertreten 
werden. Wer Initiatoren und Unterstützer 
der Bündnisse schon wegen dieses Ziels 
aus der SPD ausschließen möchte, müsste 
sich daher konsequenter Weise auch von 
diesem breiten Spektrum aktiver Gegner 

~ - 

ein Rettungsboot seetüchtig machen 
kann? 
Um im Bilde zu bleiben:Eine neue Linkspar- 
tei könnte tatsächlichzum Rettungsboot der 
SPD werden. Das gilt jedenfalls dann, wenn 
man unter,,SPD" nicht eine endgültig und al- 
ternativlos auf ihrem derzeitigen neolibera- 
len Kurs beharrende,,Agenda - 2010 - Par- 
tei" versteht, sondern eine ihren bisherigen 
Grundwerten sowie dem Sozialstaatsprinzip 
unseres Grundgesetzes verpflichtete politi- 
sche Kraft, die bereit wäre, im Bündnis mit 
der neuen Partei zu regieren, und zwar so, 
wie sie nach ihrem traditionellen Selbstver- 
ständnis eigentlich schon jetzt regieren 
müsste. 
Die neue Partei würde der SPD zwar Stim- 
men wegnehmen,den mit Abstand größten 
Zulauf bekäme sie aber sicher aus der 

~ -~~ ~ ~~ ~ 

samtpartei jedenfalls kein Nachteil, son- 
dern ein Vorteil. Aktivitäten, die der Partei 
bei wirklichkeitsnaher Beurteilung im Er- 
gebnis nur Vorteile schaffen, sind aber kein 
sinnvoller Ausschlussgrund. 
Reicht als Ausschlussgrund aber nicht 
schon der zwar noch nicht vollzogene, 
aber immerhin erwogene Treubruch po- 
tentieller Parteigründer aus? Wer in diese 
Richtung denkt, sollte sich klar machen, 
dass man in einer Demokratie von Mitglie- 
dern einer politischen Partei nicht verlan- 
gen kann, dieser - wie einem Ehegatten 
vor dem Traualtar - bedingungslose ewige 
Treuezu schwören,und daher auch der of- 
fene Vorbehalt, unter bestimmten Voraus- 
setzungen irgendwann vielleicht die Par- 
tei zu verlassen und eine neuezu gründen. 
noch kein Grund für einen vorbeugenden 

der Regierungspolitik trennen. mittlerweile bei vielen Wahlen.größten Par- Parteiausschiuss ist. ipv 2 1 2 ~ 4  

Origineller ist der weitere Zweckder Initiati- tei",nämlich jener d ~ r  Nichtwähler.alsovon .. - ,~ ~~ ~ 

ve;: Sie wollen eine programmatische und Bürgern,die ohnehin nicht die SPD wählen 
oroanisatorische Keimzelle sein. aus der würden. Da c"- -'"- ~t:---m-m- < 

noch vor der nächsten Bundestagswahl eine 
wählbare soziale Alternative entstehen 
könnte. Die Gründung einer neuen Partei 
wird zwar noch nicht beschlossen, für den 
Fall,dass sich die Politikder Regierungskoali- 
tion nicht verändern lässt-aber ausdrücklich 
eingeschlossen. 
Ist eine solche aufschiebend bedingte Be- 
reitschaft zur Parteigründung geeignet, ei- 
nen Wahlerfolg der SPD bei der Bundestags- 
wahl2006zu gefährden? Nach der neuesten 
Umfrage des forsa - Instituts halten 64% der 
Bundesbürger die Agenda 2010 für falsch, 
76% darüber hinaus auch für sozial unge- 
recht. Bei einer im Auftrag der ARD erfolgten 
Befragung (Spiegel 1212004) haben am 
12.März 2004 bei der .Sonntagsfrage" nur 
25% der Befragten die SPD zur Partei ihrer 
Wahl erklärt.Von all dem unbeeindrucktver- 

Friedrich Putz, Prof. a. D., Fuldabrück, Fachgebiet 
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schwung zu Gunsten der SPD bewirkende 
Wende auf dem Arbeitsmarkt bei realisti- 
scher Prognose auch weiterhin dem Reich 
der Wunschträume zuzuordnen ist. 
andererseits aber mit einem weiter anstei- 
genden Leidensdruck einer zunehmenden 
Zahl von Reformopfern gerechnet werden 
muss, würde es wegen der großen Zahl der 
Nichtwähler für eine Neuauflage der rot1 
grünen Regierungskoalition mit höchster 
Wahrscheinlichkeit auch dann keine Mehr- 
heit geben, wenn diese Parteien keine Stim- 
men an die neue Partei verlieren würden. 
Ein Wahlerfolg der neuen Partei wäredaher 
für die SPD selbst dann eine Chance, wenn 
es nicht zu einer Linkskoalition mit dieser 
käme. Indem sie aus vielen Nichtwählern 
Wähler macht und mit deren Stimmen in 
den Bundestag einzieht, könnte die neue 



Für eine europäische 
Neuorientierung der SPD 
von Fritz Riege 

Der Zwang zur Neuaufstellung 

Die weit überwiegendezahlder SPD- 
Mitglieder-so kann ich inden Ortsvereinen un- 
seres Unterbezirks beobachten- hält an ihrer 
Partei fest nur wenige treten aus:aberviele sind 
irritiert wegen der massiven Kritikdie ihnen aus 
der Bevölkerung und aus den Medien wegen 
der aktuellen rotgrünen Sozialpolitik entgegen- 
schlägt. Die klassischen Verbündeten wie G e  
werkschaften und Sozialverbände demonstrie 
ren gegen den Kanzler und die SPD und selbst 
einzelne SPD Bundestagsabgeordnete gehen 
zu Regierung und Fraktionsspitzeauf Konfron- 

vereins. der Gründungsorganisation der SPD 
also, und die nachfolgenden SPD-Parteipro 
grammevon 1869 bis 1925 richteten sich zwar 
an einen deutschen Nationalstaatstanden aber 
alle im Kontext zu einem internationalen, d e  
mokratischen Sozialismus. In der Erklärung der 
Sozialistischen Internationalevon 1951 in Frank- 
furüMain wird dieser Kontext auch nach dem 
2.Weltkrieg wieder deutlich. Das Godesberger 
und das Berliner Programm,vor allem aber die 
Friedenspolitik Wilb Brands zur Milderung des 
ONWest- Gegensatzes und seine Arbeit in der 
internationalen Nord-Süd- Kommission verstär- 
ken die transnationale Identität der'SPD 

modell für die unterschiedlichen Leistungen 
von Volkswirtschaften kann man akzeptieren, 
eine nationale Bildungsoffensive auch. Es ent- 
stehen jedoch Misstöne, wenn man dabei auf 
Vorteilsnahme auf Kosten anderer sem,,Die 
Nasevom"zu haben,zeugtnurdannvon Solida- 
rität, wenn wir bereit sind,die Leistungsergeb- 
nissezuteilen. Wir sollten zur Kenntnis nehmen, 
dasssich dasVerhältnisvon Aufwandund Ertrag 
in einer globalisienen Weltwirtschaftverändert 
Es wäreein Unding daran zu glauben,dass die 
deutsche Wirtschaft Exportvorteile,diezB.wäh- 
rend kriegerischerVerwicklungen von Konkur- 
renten erreicht worden sind (28. Koreakrieg, 
Golfskrieg), immer und ewig erhalten könnten. 
Selbstbei größerer Leistungsbereitschakmüs- 
Sen wir die Erträge gerechter als bisher mit den 
Angehörigen andererVolkswirtschaften teilen, 
sodasssich gelegentlich sogar unsere Sozialleis- 
tungen andie fiirunsgeminderten Erträgean- 
passen müssen. 
In seiner Weltgeschichte des 20. Jahrhunderts 
.Das Zeitalterder Extreme"sem Eic Hobsbawn 

tation.0arüber hinaus hat die SPD ein selbstver- In der Sektion ,,Wirtxhaft und Soziales" aber den BeginnderKrisenjahrzehnte,in welchen die 
schuldetes Zurechnungsproblem, weil sie ihre wurden nationale Anliegen wie Vollbeschäfti- Industriestaaten unter den arbeitsplatzvernich- 
Wahlerwartunq vom Absenken der Arbeitslo- quna im eiqenen Land und Ausbau des deut- tenden Produktionsbedinounaen und der Last 
sigkeit nicht inter den Vorbehalt weltwirt- 
schaftlicherverwerfungen gesteilt hat. DieTat- 
sachedes Anstiegesderdeutschen Arbeitslosig- 
keit in den Jahren 200213 wäre dann klarer,als 
diesgeschehen istsaufdas Kontodertransnatio- 
nalenökonomie und nichtaufdasder nationa- 
len Wirtschaftspolitikgebucht worden.Das alles 
zusammen genommen stellt die Richtigkeit rot- 
grüner Politikund die Regierungs- ja sogar die 
Oppositionsfähigkeit der SPD aus Sicht vieler 
Bürger infrage. 
Eine entsprechende Überzeugungs- und G e  
genstrategie muss daher langfristig angelegt 
werden. Die Agenda 2010 ist zwar vom Presse- 
und lnformationsamt der Bundesregierung mit 
der Devise .Deutschland bewegt sich" über- 
schrieben worden,aberwohin sich das Land b e  
wegen soll, erkennt man nur in einigen Berei- 

- - - 
sehen Sozialleistungsniveaus schon deswegen 
vorrangig behandelt, weil sich die SPDais natio- 
nale Regierungspartei m behaupten hatterund 
bis heute gelten die deutschen Bundestags- 
wahlen als der eigentliche Gradmesser politi- 
scher Potenz 
Andererseits droht fast unbemerkt wie ..über 
Nacht" der xhöne Schutzpark der deutschen 
Sozialversicherung und des.rheinischen Fordis- 
mus" (u.a. die Tarifparmerschaft) den Begehr- 
lichkeiten derGlobal Playerszum Opferzufallen, 
die xhon ganze nationale Währungs- und Wirt- 
schaftssysteme in Asien und Amerika zum Ein- 
sturz gebracht haben. Die Stammtischparole: 
,,Deutsche (Mehrfachurlauber,Zweitautobesit- 
zer,Kleinkapitalisten und sozial gut Abgesicher- 
te) schützt Euch vor untertariflicher ausländi- 
scher Schmutzkonkurrenz und vor Zuzahlun- 

- - 
ihrer Sozialsysteme ächzen und in der die Ent- 
wicklungs- und Schwellenländer von ihren 
Schulden erdrückt werden,schon auf die Mine 
der 70er Jahre des vorigen Jahrhunderts. Der 
wirtschaftliche und politische Zusammenbruch 
der Länder des,,real existierenden" unfreiheitli- 
chen Sozialismus habe diese Krise des mehr 
oder weniger kapitalistisch wirtschaftenden 
Westens nicht etwa gehemmt sondern eher 
verschärft. Die steigende Arbeitslosigkeit und 
die Flut von sozialen Kostendämpfungsrege 
lungen inder BundesrepublikDeutschland und 
anderen Industriestaaten seit 1977 sowie die 
Auseinandersetzungen über einen Schuldener- 
lass der Entwicklungsländer bestätigen diese 
Analyse recht deutlich.Als Quintessenz prophe 
Zeit Hobsbawn übrigens bei bloßer Fortschrei- 
bung der PolitikvonVerganqenheit und Geqen- . . . 

chen.Vor allem junge Bürgerinnen und Bürger gen an die Krankenkasseywird immer uneriüll- wart außenpolitische Explosionen zwischen rei- 
können sich nicht nur mit einer Sanierung der barer.Ein weitgehendvon Regeln befreiterinter- chen und armen Gesellschaften- oder wie Sa- 
Sozialkassen.einerVerbesseruna der Arbe'isver- nationaler Austauschvon Waren und Dienstleis- muel Huntinaton befürchtet- einen Clash of Ci- - 
mittlung und relativ bescheidenen Ansätzenzur 
Förderung von Bildung, Forschung und Wirt- 
schaft als ein umfassendes Politkonzept mfrie 
den geben,geradefürsie bedarfeseinerumfas- 
senden Neuorientierung der SPD. Ein bischen 
sozialstaatlicher als unsere politischen Konkur- 
renten zu sein,reicht nicht ausrum Profil zu zei- 
gen 

InternationaleSolidarität neu entdecken 
Auf dem Wegezu einem solchen Konzept fällt 
mir autdass die ersten Arbeitewereinigungen, 
die sich am Beginn des Industriezeitalters in 

tungen ist eben ein schlechter Garant für natio- 
nal vorbildliche Sozialstaaten. Die Wahrneh- 
mungvon Exportvorteilen und Finanztransakti- 
onen in einer sogenannten .freien Marktwirt- 
schaff und diegleichzeitige Unantastbarkeit al- 
ler national errungenen sozialer Besitzstände 
verlangt letztlich die Quadraturdes Kreises. 
Dieaktuellen Warnrufeder gegenwärtigen Ent- 
wicklungsministerin,die aufdem Grundmuster 
der Internationalität beruhenden Wertedesde 
mokratischen Sozialismus nicht wie ein Hemd 
zu wechseln und sich jederzeit der schreienden 
Ungerechtigkeit der Einkommens-undVermö- 

- 
vilizations sowie innenpolitische Implosionen, 
das heißt den Zusammenbruch von nationalen 
Wirtschafts- und Sozialsystemen. 

Ansätze für eine solidarischen europäische 
Sozialpolitik 
Daraus folgtdass eine überzeugende sozialde- 
mokratische Politik auf ein Mehr an internatio 
nalerSolidaritätundnicht auf höherenationale 
Schumäuneausein müsste.DieStichworte,,Zu- 
wanderungsgesetz", ,,Entwicklungshilfe" und 
,,Kontrolle internationaler Finanzrtröme" sollten 
daher in der S P D  Programmatikgroß geschrie - - 

Deutschland und Europa bildeten.übernationa1 gensverteilung auf dieser Welt bewusst zu blei- ben bleiben. Ebenso die Forderung nach einer 
dachten und handelten. Die konkreten Forde ben.sollten wirdaher bei einer Neuorientieruno weltweiten Soziaicharta. < ~ ~ ~~ 

rungen des Allgemeinen Deutschen Arbeiter- der SPD hören und beachten. Ein Konkurrenz- Im Zentrum programmatischer Neubesinnung 
sollte aber derversuch stehen,vor unserereuro 
päischen Haustür praktischzu beginnen,dieeu- 
ropäische Sozialcharta umzuseeen. Eine erste 

Dr. Fritz Riege,Sraatssekretär a. D., lebt in Hildesheim Handlungsanweisung wäre dafür die Einrich- 



tungeinerStändigenFachkonferenzbeiderSozi- 
aldemokratischen Partei Eumpas zur Europäi- 
schen5oziaicharta: Es geht dabei vor allem um 
dieTeile III und IVderCharta,welchein den Arti- 
keln 20 bis 29 dieVerpffichtungen,Berichte und 
Institutionen betreffen.Diese Prozesse sollte die 
Fachkonferenz begleiten,analysieren und vor- 
antreiben,um in den Unterzeichnerländern die 
Sozialstandardszu heben. 
Eine detaillierteVergleichsanalyse der sozialen 
Schuersysteme und des Arbeiis- und Sozial- 
rechts der Nationalstaaten der jeweiligen SPE- 
Mitgliedsparteien sollte die Arbeitsgrundlage 
für die Konferenxeilnehmer bilden. Daraus wä- 
renvorschlägefür einezunächst Rahmen-Har- 
monisierung zu entwickeln;rB.für eine eumpä- 
ische Bürgersoziabdersicherung mit Beitragsfi- 
nanzierung oder einen gemeinsamen Sozial- 
leistungskatalog für sozial Schwacherder natio- 
nal steuerfinanziert wird,oder für ein Mischsyr 
tem.Ebensoerwarteich Entwürfefürein kollek- 
tives und individuelles europäisches Arbeits- 
recht, in dem Branchentarifverträge vor B e  
triebsvereinbarungen rangieren. Der Vorstand 
der SPE bekäme mit solchen Empfehlungen 
auch endlich Entscheidungskompetenzen jen- 
seitsder bisher eher unverbindlichen Beschluss- 

praxis.Abstimmungs- und Erörteiwngsprozesse 
müssten sich in der Konferenztätigkeit vor allem 
mit dem Europäischen Gewerkschaftsbund 
und gewerkschaftlichen Organisationen auf Eu- 
ropaebene ergeben.Das Brüsseler SPE- Sekreta- 
riat und Sozialistische Fraktion des Europaparla- 
ments bekämen sicher dafür einige organisato 
rische Aufgaben zugeteilt, arbeitsbereite ehe 
malige Europaabgeordnete erhielten Chancen 
fürone Dollar-Jobs. 
In die meist eher langweiligen Wahlkämpfen 
zum Europäischen Parlament käme damit ein 
neuer sozialdemokratischerTreibsae,der nicht 
in erster Linie mit den deutschenhemen unse 
rer nationalen Sozialpolitik befrachtet wirdson- 
dern sich mehr mit dem Sozialstaatsgebot für 
dieMenschen inganzauch inSüd-und Osteur- 
Opa befasst .Mit derartigen Aussagen würden 
Sozialdemokraten nicht nurwahlkämpfe bele 
ben, sie trügen auch mehr als heute zu einer 
neuen Identitätsstiftung der Partei bei und 
könnten helfen, wieder eine Anziehungskraft 
aufjunge Menschen nach dem Mono aunuü- 
ben;,Wer im Kosovo Sozialstandards garantiert 
kann auch zum ethnischen Frieden beitragen!" 
Die Ablösung eines deutschen durch einen 
zunächst europäischen Sozialpatriotismus im 

Soziale Gerechtigkeit in 
neuen Zeiten gestalten 
Rede von Niels Annen auf dem SPD-Parteitag am 2 1.3.2004, Berlin 

Rahmen der Europäischen Sozialcharta trägt 
dazu bei,das soziale lmageder SPDzu erhalten. 
Siezwingt die Partei nicht zum innemaatlichen 
5ozialabbau.denn das Günstigkeitspnnzipder 
Charta geht eher von einer Orientierung inner- 
staatlicher Sozialpoiitikam Nachbarn mit einem 
höheren Standard aus.Andererseits informien 
eineeuropäische Sozialleistungsstudie die SPD- 
Parteifunktionäre mehr als bisher über den ho- 
hen Leistunasstandard der deutschen Sozial- - 
leisningsträger im europäixhenVergleich,und 
macht sie gegen eine reine Hasspropaganda ei- 
ner schlecht informierten Boulevardpresse im- 
mun. 
Die obigen Überlegungen betreffen nur den 
Sozialbereich, eine Europäisierung - und 
wenn wiran dasJahr 1848denken sogareine 
Reeurapäisierung - der SPD täte ihr voraus-. 
sichtlich aber auf vielen Sektoren gut- 
insbesondere in den Sparten Außen- und Si- 
cherheitspolitik und Umwelt- und Energiepo- 
litik Daran zu arbeiten lohnt sich. lsolierungs- 
erscheinungen zu den Gewerkschaften könn- 
ten verschwinden, und das Herumwühlen im 
inländischen Sumpf sozialpolitischer Aufge- 
regtheiten wurde auf seine realen Dimensio- 
nen zurückführbar. 8pw z t m  

Liebe Genossinnen und Genossen! 
Worum gehtes in den nächs'ten~agen und 
Monaten? Für mich heißt Partei zu sein Par- 
tei zu ergreifen - Partei zu ergreifen zum Bei- 
spiel für die Zukunftschancen junger Men- 
schen in unserem Land.Wir sollten eine Par- 
tei sein,die sagt:Wir wollen die Freiheit,von 
der viel geredet worden ist, aber sie muss 
gerecht sein und für alle! 
Die SPD,Genossinnen und Genossen, befin- 
det sich in einertiefen Krise:Viel ist daruber 
geschrieben und diskutiert worden. Der 
Grund, weshalb wir heute hier zusammen 
sind, liegt auch darin begrundet.Schuld an 
der Krise sind nicht allein die MedienSchuld 
an der Krise ist nicht nur eine schlechte, 
manchmal dilettantische Kommunikation. 
Schuld daran sind auch nicht einzelne Köpfe 
in der Parteiführung. 
Worum geht es, Genossinnen und Genos- 
sen? Mit dem Widerspruch zwischen der all- 
gemein proklamierten Reformbereitschaft 
auf der einen Seite und der Ablehnung un- 

serer Politik,der Agenda 2010,durch unsere 
Wählerinnen und Wähler, werden wir tag- 
täglich konfrontiert. Dieser Widerspruch 
liegt genau in der Tatsache begründet, dass 
die Menschen uns, der Sozialdemokratie, 
nicht mehr zutrauen, für die Verbesserung 
der Lebensverhältnisse der Mehrheit in die- 
sem Lande zu sorgenrund dass sie der Mei- 
nung sind-es gehe nicht mehr sozial ausge- 
wogen zu. Die Folgen sind Verunsicherung 
und Abkehr,wie wir alle erfahren. 
Aber, Genossinnen und Genossen, ich sage 
insbesondere denjenigen,die jetzt glauben, 
in der Sozialdemokratie die einzige Ursache 
für die Krise des Sozialstaates zu sehen, ganz 
klar:Wer den Sozialstaat solidarisch erhalten, 
wer sozialen Zusammenhalt nach innen und 
wer eine friedliche Politik nach außen will. 
der muss mit und in der Sozialdemokratie 
Politik machen, anstatt außerhalb oder ge- 
gen die SPD! 
Ich habe manchmal das Gefühl, vor lauter 
Enttäuschung über den eigenen Laden - 

Niels Annen, Vorsitzender derJungsozialisten, Mitglied im SPD-Parteivorstand, lebt in Hamburg 

ich kann das in einigen Punkten nachvoll- 
ziehen - wird die Dimension der gesell- 
schaftlichen Auseinandersetzung in die- 
sem Land schlicht ignoriert. Merkel und 
Merz haben die alte christliche Union abge- 
wickelt. Selbst gestandene CDU-Mitglieder 
haben noch nicht gemerkt-dass ihrevorsit- 
zende inzwischen heftig mit der alten 
Handtasche von Maggie Thatcher fuchtelt. 
Die Union hat dem Sozialstaat in Deutsch- 
land den Kampf angesagt! Nur eine starke 
SPD wird sie daran hindern können, ihre 
Pläne in die Praxis umzusetzen.Unsere Ant- 
wort. Genossinnen und Genossen, haben 
wir in Bochum gegeben. Sie heißt Burger- 
versicherung statt Kopfpauschale.gerechte 
Besteuerung statt Flat Tax, Biidungschan- 
cen statt Spaltung in Gewinner und Verlie- 
rer durch noch mehr Selektion. 
Genossinnen und Genossen, ich glaube,wir 
sind uns alle einig:Wir müssen zu einer Poli- 
tik der sozialen Gerechtigkeit zurückkehren. 
Und wir müssen soziale Gerechtigkeit in 
neuen Zeiten gestalten! Das geht nicht von 
heute auf morgen.Wir müssen uns alle an- 
strengen. Partei kann man nur dann sein, 
wenn man sich und seine eigenen Beschiüs- 
Se ernst nimmt. 
Mein Rat: Fangen wir heute gemeinsam mit 
Franz Müntefering ansdafür zu arbeiten,alle 
miteinander, an der Bundesspitze, in den 
Ländern, in denen wir Verantwortung tra- 
gen. Die Ausbildungsplatzabgabe ist das ers- 
te großeZie1,das wir umzusetzen haben.Ge- 
radediejungen Menschen in unserem Lan- 
de werden uns daran messen. - Ich danke 
euch. 8pw 2120Cd 



Solidarisch und Gerecht! bordenden Lohnnebenkosten oder der Not- 
wendigkeit von Lohnzurückhaltung und der 
Schaffung eines Niedriglohnsektors sind nur 

Den Wa d 1 sozia I gesta lten wenige Beispiele einer falschen Weichenstel- 
lung.lm Ergebnis hatdiese Politiknichtzu mehr 

Beschluss der AfA-Bundeskonferenzvom 12. bis 14.März 2004 in Erfurt, das vollständige Do- ~achstumgeschweigedenn zu mehr~eschäf- 
kument kann bei Jan.Brahmst@spd.de oder unter redaktion@spw.de angefordert werden. tigung geführt.Tatsächlich hat diese Politikdie 

Probleme eher verstärkt denn beseitigt. 
Aus Sicht der Arbeitsgemeinschaft für A W i e h -  

Präambel auch,dassdieberechtigteninteressenderArbeit- merfragen in der SPD (AfA) ist es Zeit für einen 
Die AfA ist in erster Linie lnteressenvertretung nehmerinnen und Arbeitnehmerentsprechend Strategiewechsel in der Politik Wir werden die 
oer Arwirnehmerschaft. Unsere Aufgabe'st es be~cfiicht'ql undz~einer -e't niesozialdemm Menscnen erst wwer  f ~ r  sozaldemokratsche 
d:e Srimm4ngen oie Wunsche "nd o e  Forde kratische~blitikqemacht werden. Politi~ beaeinwn ~önnenwenn wir "betzpuoen- 
rungen der Kolleginnen und Kollegen aus den 
Betrieben in die Politikder SPDeinflieknzu las- 
sen, aber auch sozialdemokratische Politik in 
den Betrieben undVerwaltungenzu vertreten. 
Die Vertretung sozialdemokratischer Politik 
wurde der AfA in den vergangenen Monaten 
durch die Bundesregierung und die SPD-Füh- 
rung erheblich erschwert. 
Wir nehmendennochdiese Aufgabeauch in den 
schwierigen Veränderungsprozessen unserer 
Wirtschaft und Gesellschaftwahr.Wirtun dies in 
kritixherSolidaritätzurPolitikders~aldemokr~ 
tisch geführten Bundesregierung. Wir wissen, 
dass dievemetung der Interessen der Arbeitneh- 

- 
In der Arbeitnehmerschaft, die traditionell 
immer die Basis sozialdemokratischer Mehr- 
heitsfähigkeit bildete, herrschtVerunsicherung 
und Ennäuxhung über die Politikder SPD.Dies 
wird sowohl in den Wahlergebnissen und dem 
Problem der Wahlenthaltung, als auch in den 
zunehmenden Mitgliede~erlusten deutlich. 
Unserer Partei gelingt es seit geraumer Zeit 
nicht mehr-die Mehrheit der Menschen von un- 
serer Politik zu überzeugen. Die SPD befindet 
sich in einem katastrophalen Stimmungstief, 
Dies hat mehrere Ur5achen.E~ wärezu kurzge- 
griffen,wollten wir die Erklärung allein in kom- 
munikativen Defiziten suchen. Was fehlt ist 

2~~ ~~ .-.. >-. 

deLeidinien einerblitikverfolgen,diesichan un- 
seren Grundwerten der Solidarität und Gerech- 
tigkeitorientiert.Dabei ist der Gerechtigkeit* 
griff nicht teilbaroderumzudefinieren.Sozialde 
mokraten haben sich immer dafür eingesem, 
dassalle Menschen diegleichen Chancen aufein 
menschenwürdiges Leben, auf Teilhabe an Er- 
werbsarbeit und Bildung haben.DieMöglichkeit 
derTeilhabe setztaberVerteilungsgerechtigkeit 
voraus. Der Sozialstaat bundesdeutscher Prä- 
gung ist eine unabdingbare Voraussefzung für 
gesellxhaftlicheSolidarität 
Wir können dieMenschen im Prozessder sichver- 
ändetndenGesellxhaitnurmimehmen,wennwir 

merinnenundArbeitnehmernurmiteinersozial- zunächstdiegründlicheAnalysederProbleme. ihnensagen,wohinwirwollen.KeinePolitikistal- 
demokratischen Mehrheit in den Parlamenten Zu lanae haben sich alleentscheidenden oesell- ternativlosdieswäredas Endevm PolitikMiidem 

A ,~ ~~ ~ - - -  ~- ~~ . ~ 

gewährleistetiaDafürwerden wir uns weiter mit schaftlichen Kräfte auf die bloße Übernahme vorliegenden Antrag will die AfA mögliche Alter- 
allerKmfteins&en.Solidarltät istaberkeineEin- neoliberaier Konzepte für Wachstum und Be  nativenausSi&tdersdaidemokmti%henArbeit- 
bahnstraße. Wir erwarten von unserer Partei schäftigung verlassen. Die Mär von den über- nehmerxhaftaufzeigen. spu 2 1 m  

Der  Nordhessische Gesundhei tsappel l  -eine Massenpet i t ion 
KontakHeinrichTriebstein Eisenhammerstr.44A 34123 Kassel,E-Mall: heai.triebstein@amx.de.Hinweis:Vertiefende Informationen zur solida- 
rischen Bürgerversicherung sind unter http//www.solidarische-buergerversicherungdezu finden. 
Der Nordhessische Gesundheitsappell ist initiiert von Einzelpersonen.die in vielfältiger Weise gesellschaftlich engagiert sind.Sie sind der 
Auffassung,dass das Gesundheitsmodernisierungsgesetz auf den Prüfstand gehört,damitfehisteuernde und ungerechte Regelungen zurück- 
genommen werden.Sie schlagen vor,diese Rücknahme mit der Einführung der solidarischen Bürgerversicherungzu verbinden. Damit wird 
eineGesundheitsreform,die an den wichtigsten Problemen des Gesundheitswesens ansetzt,finanzieli solidarisch von der ganzen Gesellschaft 
aetraqen und die Rücknahme der falschen Reoelunoen möolich. - ~ < -  ~ > -  - =  - 

Alle gcgenwartigen und zukunftigen Unterzeichner des Nordhessischen Gesundsheitsappellr machen von ihrem gr~ndgesetzlich garantier- 
ten Recht Gebrauch. sich in Gemeinschaft mit anderen mit Furoer~naen uno Beschwerocn an deVolksvertretuno zu wendemSie erwarten vom - ~~~ ~- ~ - 
Bundestag,dass er seiner Wicht nachkommt,sich ernsthaft mit den Forderungen aus der Mine der Gesellschaft auseinanderzusetzen. Sie greifen 
zu dem Instrument der Massenpetition, da bisherige Proteste negativ Betroffener wirkungslos und von Seiten der Bundesregierung sowie SPD, 
Grünen und CDU/CSU,die gemeinsam das Gesundheitsmodernisierungsgesetzverabschiedet haben,ohne Antwort geblieben sind. 
Die Unterzeichner kritisieren das Gesundheitsmodernisieningsgesetzals dievom Ansatz her falsche Reform:Die unterstellte Grundvorausset- 
zung,die gesetzliche Krankenversicherunq sei nicht mehr finanzierbar und belaste zukünftioe Generationen. trifft nicht zuTatsache i s t  dass . ~ ~ ~~-~~ - 

die Koste" des Gesundheitswesens seit ~ahrzehnten nie stärker gewachsen sind als die ~esaktwirtschaft. Die in den letzten Jahren gestiege- 
nen Beiträge sind eine Folgeder lang-anhaltenden Massenarbeitslosigkeit und wachsender Armut,die sich in niedrigeren Einnahmen nieder- 
schlagen. Die gesetzliche Krankenkasse hat in erster Linie ein Einnahmenproblem und nicht so sehr ein Ausgabenproblem. 
Tatsache ist auch,dass die Reform der gesetzlichen Krankenversicherung nicht aus Gründen der demographischen Entwicklung erforderlich 
ist. Die höchsten Kosten für Krankheitsbehandluna fallen zwischen dem 50sten und dem 70sten Lebensiahr und im letzten Lebensiahr an. 

~ ~ ~,~ ~ ~~ U - , -~~ 
Außerdem tragen alte Menschen mit ihren Beiträgen zur Finanzierung der gesetzlichen Krankenversicherung bei. 
Die Konzentration des Gesundheitsmodernisierungsgesetzes auf die Ausgabenseite durch Zuzahlungen für Patienten,durch Ausgrenzung 
von vielen wirksamen Arzneimitteln.die Diskriminierung ganzheitlicher naturmedizinischer Behandlung und durch Ausschluss bisher ge- 
währter Leistungen insbesondere des Krankengeldes durchlöchert das Solidarprinzip der gesetzlichen Krankenversi~herung~da sie arme und 
chronisch Kranke besonders belastet. Außerdem verschärfen diese Regelungen wesentliche Strukturprobleme des Gesundheitswesens:die 
Unterversorgung ärmerer Versi~herter~die Fehlversorgung und die Lücken bei der Prävention vor allem chronischer Erkrankungen. 
Der Nordhessische Gesundheitsappell ist ein Appell an alle Abgeordneten des Deutschen Bundestages,die Einnahmen der Krankenversi- 
cherung durch einesolidarische Bürgerversicherung auf eine alle Einkommen umfassende Basiszu stellen und die systemfremden Kürzungen 
rückgängig zu machen. 
Der NordhessischeGesundheitsappell kann bis EndeOktober 2004 unterzeichnet werdemEr soll im November dem Präsidenten des Deut- 
schen Bundestags persönlich von möglichst vielen Unterzeichnerinnen und Unterzeichnern in Berlin übergeben werden. 



Freiheitliche Rechtspolitik - eine Säule der 
Gesellschaftspoliti k 
Von Klaus Hahnzog 

Freiheit,Gerechtigkeit und Solidari- 
tät sind die Grundwerte des Demokrati- 
schen Sozialismus. Sie bedingen einander 
und stützen sich gegenseitig. Dies konkreti- 
siert das Grundsatzprogramm der SPD 
dahin: .Nur wo Freiheitsrechte garantiert 
sind und genutzt werden, können Menschen 
als Freie und Gleiche leben und Demokratie 
praktizieren. Nur wo soziale Grpndrechte 
verwirklicht sind. können Freiheitsrechte 
und politische Teilhaberechte von allen 
wahrgenommen werden." 
Deshalb ist Rechtspolitik unter Einschluss der 
Innenpolitik ein zentraler Bereich der Gesell- 
schaftspolitik.1m Vorfeld der Bundestagswahl 
ZOO2 wurde dies von vielen Seiten bis hin zu 
Gerhard Schröder stark herausgestellt, bevor 
andereThemen wie Flut oder lrakdominier- 
ten.Zu Recht wurde betont, dass wesentliche 
Änderungen gegenüber derverkrustung von 
16 Jahren konservativer Politik die Gesell- 
schaft offener und toleranter gemacht, die 
Teilhabe der Einzelnen gestärkt und den 
Schwächeren besser geschützt haben. Dies 
zog sich wie ein roter Faden durch eine weite 
Reihe von Reformen von der Staatsangehö- 
rigkeit über die Gleichstellung von Menschen 
mit Behinderungen. verbesserten Verbrau- 
cherschutz bis hinzur Lebenspartnerschaft.In 
der neuen Legislaturperiode seit 2002 stehen 
Fragen des Sozialstaats und der Innovation 
mit allden Schwierigkeiten bei Lösungen und 
Bewertung imvordergrund. Es ist nun an der 
Zeit diese Schwerpunktsetzung wieder auf- 
zunehmen und die sozialdemokratische 
Handschrift dabei deutlich zu machen. Es 
geht dabei um zwei Hauptiinien,die sich na- 
türlich gegenseitig beeinflussen: 

zum einen um die weitere Gestaltung 
von Lebensbereichen bei denen ein Nach- 
holbedarf an Gleichberechtigung und 
Schutz des Schwächeren besteht; - zum anderen um die Freiheitsrechte. wo- 
bei immer wieder kommende Angriffeabge- 
wehrt und erfolgte,überbordende Eingriffe 
rückgängig gemacht werden müssen.zuma1 
diese Einschränkungen auch die demokrati- 
scheTeilhabe bedrohen. 

1.Rechtspolitische Gestaltung 
Hiergibtes eine Reihe vonVorhaben.die be- 
gonnen bzw. entschlossen vorangetrieben 

werden müssen. Die Arbeitsgemeinschaft 
sozialdemokratischer Juristinnen und Juris- 
ten (ASJ) hat beispielhaft zu verschiedenen 
Themen Anträge zum SPD-Bundesparteitag 
im November 2003 in Bochum gestellt. Sie 
wurden dort angenommen oder an SPD- 
Bundestagsfraktion und Bundesregierung 
überwiesen. 

Umfassendes Antidirkriminlerungsge- 
setz 
Die Vorarbeiten müssen alsbald in einem 
umfassenden zivilrechtlichen Gesetzent- 
wurf münden. Diskriminierung auf Grund 
ethnischer Herkunft, Religion oder Weltab- 
schauung, von Behinderungen, des Alters 
oder der sexuellen Identität dürfen von den 
Betroffenen nicht länger hingenommen 
werden müssen. 

Lebenspartnerschaftsgesetz 
Nachdem das Bundesverfassungsgericht 
2002 das Lebenspartnerschaftsgesetz für 
verfassungsgemäß erklärt hat, müssen jetzt 
die notwendigen Ergänzungen für eine ech- 
te Anerkennung die Lebensform geschaffen 
werden: Im Steuer -,Versorgungs- - und 
Krankenversicherungsrecht, bei Beschäfti- 
gung und berufliche Bildung. 

Reform des Rechtsberatungsgesetz 
Das 1935 eingeführte Verbot der altruisti- 
schen. unentgeltlichen Rechtsberatung ist 
nicht mehr zeitgemäß. Bei der Verrechtli- 
chung vieler Lebensbereiche und der Forde- 
rung nach mehr bürgerschaftlichem Enga- 
gement sollte diese Art von Hilfe nicht 
außen vor bleiben. Auch soziale und karitati- 
ve Hilfsorganisationen einschließlich Selbst- 
hilfegruppen werden bisher immer wieder 
an guter Beratung gehindert,die sonst von 
niemand übernommen wird. 

Volksinitiative,Volksbegehren und Volks- 
entscheid ins Grundgesetz 
Der in der letzten Legislaturperiode elnge- 
brachte rot-grüne Gesetzentwurf,an dessen 
Vorarbeiten die ASJ maßgebend beteiligt 
war,nimmt eine Perspektivedes SPD-Grund- 
satzprogramms auf. Unmittelbare Demokra- 
tie hat sich in den deutschen Ländern und 
Kommunen bewährt. Sie ist als Ergänzung 

Dr. Klaus Hahnzog, bayerischer Verfassungsrichter, Bundesvorsitzender der Arbeitsgemeisnchaft 
sozialdernorkatischer Juristinnen in der SPD, lebt in München, war bis Herbst 2003 Mitglied irn 
bayrischen Landtag 

des pariamentarisch-repräsentativen Sys- 
tems überfällig. Demokratie wird für die 
Menschen attraktiver,sie erhalten mehrver- 
antwortung. Interesse und Engagement 
werden unterstützt. Das Vorhaben bezieht 
sich auf die Entscheidung in Sachfragen,die 
direkte Wahl des Bundespräsidenten würde 
dagegen diesem Amt nicht gerecht. 

Informationsfreiheitsgesetz des Bundes 
Wenn der Weg in die Informationsgesell- 
schaft immer weiter vorangetrieben wird. 
darf dies keine Einbahnstraße sein. Eine 
transparente Verwaltung, Bürokratieabbau 
und aktivierender Staat bedingen, dass für 
die Bürgerinnen und Bürger dem Grundsatz 
des freien Zugangs zu öffentlichen Daten 
und Akten Geltung verschafft wird. Es wer- 
den immer mehr Daten gesammelt. Neben 
einem konsequenten Datenschutz ist ein 
solches Gesetz ein notwendiges Korrelat. 

Gendatenschutzgesetz 
In einer Vielzahl von Fällen finden geneti- 
sche Untersuchungen statt.Ein umfassendes 
Gendatenschutzgesetz muss dazu führen, 
dass solcheTests nur nach informierter Frei- 
willigkeit geschehen. Ergebnisse dürfen nur 
dem Betroffenen selbst zur Verfügung ste- 
hen. Versicherungen und Arbeitgeber dür- 
fen keinen Anspruch auf Testergebnisse er- 
halten und diese auch nicht zur Grundlage 
für den Abschluss oder die Änderung von 
Verträgen machen. 

11. Bedrohte Grundrechte, bedrohte De- 
mokratie 
Es gibt eine erschreckendeTendenz zur Ein- 
schränkuna von Grundrechten. Bei schiim- - 
men Ereignissen und Entwicklungen wie Or- 
ganisierte Kriminalität,Terrorismus oder se- 
xuelle Gewalt glauben viele,dass die innere 
Sicherheit vor allem anderen Vorrang haben 
müsse. Die notwendige Balance zwischen 
Freiheitsrechten und innerer Sicherheit geht 
damit verloren. Der Weg in den Überwa- 
chungsstaat, bei dem der Einzelne nicht 
mehr als Träger von gemeinschaftsgebun- 
denen Grundrechten, sondern primär als Si- 
cherheitsrisiko angesehen wird, ist gefähr- 
lich.,,MaRnahmen der inneren Sicherheit" 
sind dabei oft vermeintlich,,kleine Schritte". 
Gerade ihre Vernetzung ist das Gefährliche 
und wir kommen da immer mehr hinein. 
Hier gilt die alte englische Wahrheit,.Liberty 
dies by inches". 
Meinen Ausführungen liegen vielseitige 
praktische Erfahrungen zugrunde. Das muss 



man leider immer wieder sagen, sonst heißt 
es gleichtdu bistja ein bioßerTheoretiker,ein 
Monstranzenträger 0.ä. - dabei hat mich 
immer wieder gewundert, wie oft von vielen 
Seiten das entschiedene Eintreten für 
Grundrechte einseitig als ,,links" abgetan 
wird. Ich war Richter und Staatsanwalt, ich 
war Münchens Dezernent für Sicherheit und 
Ordnung, später Sozialbürgermeister und 
dann war ich im Landtag Ausschussvorsit- 
zender für Rechts - und Verfassungsfragen 
und im Datenschutzbeirat. Diese Fragen ha- 
ben mich in gleicher Weise aber auch wis- 
senschaftlich, allgemeinpolitisch aber auch 
in Verfassungsgerichten, als wissenschaftli- 
cher Mitarbeiter in Karlsruhe und jetzt 
wieder als bayerischer Verfassungsrichter 
beschäftigt. 

Gefahren für Grundrechte und Demokra- 
t ie 
Die vom Grundgesetz vorgegebene Balance 
zwischen Freiheit und Sicherheit wird bei vie- 
len,.Maßnahmen der inneren Sicherheit" aus- 
gehebelt. Es wird die - auch vom Bundesver- 
fassungsgericht hervorgehobene - Funktion 
der Grundrechte, insbesondere der Kommu- 
nikationsgrundrechte, als Abwehrrechte ge- 
gen den Staat geleugnet. Und da wird ein 
neues .Supergrundrecht" geschaffen, das 
heißt: das Grundrecht auf Sicherheit. Und 
zwar nicht nur, wenn es um Leben und kör- 
perliche Unversehrtheit gehtsondern für al- 
les,was in Strafgesetzen und möglichst auch 
in Ordnungswidrigkeitsgesetzen drin steht. 
Das ist dieTopgeschichte,dersich alles ande 
re unterordnen muss.Viele der neuen - den 
Sicherheitsbehörden eröffneten oder von ih- 
nen selbst geöffneten - Möglichkeiten zielen 
darauf ab. Merkmale uns Spuren zu sichern, 
Kommunikationsinhalte und Bewegungs; 
Verhaltensweisen festzuhalten und -da geht 
es dann eine Stufe weiter sogar -das künftige 
(!I Verhalten auszuforschen. Es geht aber - 
und ich glaube,das muss man immer wieder 
saaen -nicht nur um den VerlustderPrivotheit - 
der Bürgerinnen und Bürger, sondern um 
Schäden an der Demokratie selbst. Das Bun- 
desverfassungsgericht hat es im Volkszäh- 
lungsurteii von '83 klar zum Ausdruck ge- 
bracht - Zitat:,,Mit dem Recht auf informatio- 
nelle Selbstbestimmung wäre eine Gesell- 
schaftsordnung und eine dieseermöglichen- 
de Rechtsordnung nicht vereinbar, in der die 
Bürger nicht mehr wissen konnen, wer was 
wann und bei welcher Gelegenheit uber sie 
weiß. Wer damit rechnet, dass er durch die 
Teilnahme an einer Versammlung oder einer 
Bürgerinitiative behördlich registriert wird 
und dass ihm dadurch Risiken entstehen kön- 
nen, wird möglicherweise auf eine Ausübung 
seinerents~rechenden Grundrechte Artikel 8. 
9GGverzichten.Dies würde nicht nur die indi- 
viduellen Entfaltungschancen des Einzelnen 
beeinträchtigen, sondern auch das Gemein- 
wohl,weil Selbstbestimmung eine elementa- 
re Funktionsbedingung eine auf Handlungs- 

- und Mitwirkungsfähigkeit seiner Bürger be- 
gründeten freiheitlichen, demokratischen 
Gemeinwesens ist." 
Auch Abgeordnete als Mittler in der Politik 
sind darauf angewiesen. dass Bürgerinnen 
und Bürger sich bedenkenfrei an sie wenden 
können. In heiklen Geschichten, nicht nur 
um Kontrollfunktion zu erfüllen, sondern 
auch um Anregungen für neuevorstöße zu 
bekommen. Wenn da Angst herrscht, wenn 
man bestimmte Leute anruft, dann ist dies 
auch ein Verlust an Demokratie. Und diese 
Kommunikationsgrundrechte - einschließ- 
lich derVersammlungsfreiheit - sind heuuu- 
tage für unsere Demokratie wichtiger denn 
je. Gerade in einer Mediengesellschaft ha- 
ben natürlich die Regierungen, die Parteien, 
die großen etablierten Organisationen - 
großeVorteile.Wenn ich daran danke. wie es 
für jedes Ministerium das wichtigste ist, eine 
große Presseabteilung zu haben.Von Staats- 
kanzleien und anderem ganz abgesehen. 
Und darüber geschieht Wahrnehmung bei 
den Bürgerinnen und Bürgern und da bildet 
sich Meinung. Dem muss bürgerschaftliches 
Engagement angstfrei entgegengehalten 
werden können. 

Sicherheitsversprechen und Kriminali- 
tätsfurcht 
Warum gelingt es eigentlich so leicht, solche 
schlimmen Entwicklungen voran zu treiben? 
Sind es die Schlagzeilen - nicht nur in der 
Bild-Zeitung? „Bad news are good news." 
Nach jedem fürchterlichen Sexualmord,ob- 
wohl etwa dort die Zahl der schlimmen Ta- 
ten zurück geht. Aber immer wieder wird da 
verschärft.Oder ist es die Kurzatmigkeit der 
Politik uberhaupt? Da spricht auch etliches 
dafür. Ist es der 11. September? Die organi- 
sierte Kriminalität? Ich glaube,dass es noch 
einen anderen Hauptgrund gibt: In unserer 
Gesellschaft gibt es ungeheuer viele Ängste. 
Die wirtschaftliche,die soziale Entwicklung. 
Globalisierung. Umwelt. Generationspro- 
blem.Kriege.Die kann Politik,wie es oft ge- 
fordert wird, nicht immer Iösen.Aber hier - 
auf dem Gebiet der Sicherheit - meint man 
etwas gefundenzu haben,wo man Lösungs- 
kompetenz zeigen kann. Weil es eine aitbe- 
kannte Tatsache ist, dass die objektive Si- 
cherheitslage oft viel besser ist als das sub- 
jektive Sicherheitsgefühl. Das ist einfach so 
und geht dem Menschen ein; auch wenn 
man nur symbolhafte Sachen macht. Wir 
wären ein ganzes Stück weiter,wenn diejeni- 
gen, die sich fur Sicherheit verantwortlich 
fühlen auch ein bisschen mehr aufklären 
würden.Auch etwa durch das Gegenhalten 
gegen das Vorurteil, das immer noch be- 
steht: Ausländer seien generell krimineller 
als Deutsche. Ein Gewinn wäre auch, wenn 
man der Versuchung widerstehen würde in 
Grundrechte nur einzugreifen, um das sub- 
jektive Sicherheitsgefühl zu bedienen. 
Es gibt natürlich auch Ängste derer, die Si- 
cherheit gestalten sollen. Der Polizist, der 

Strafvollzugsbeamte, der Gutachter, der 
Richter.Wenn dann was passiert, zeigen sie 
nicht nur in der Bild-Zeitung mit Fingern auf 
ihn:.Warum habt ihr den rausgelassen? War- 
um habt ihr dem Vollzugslockerung gege- 
ben!" usw.Da gibtesaber wirklichstandhaf- 
te Strafvollzugsbeamte und Chefs von Straf- 
anstalten,die sagen:,,Ohne einen gewissen 
Übergang mit Vollzugslockerungen können 
wir dies versuchen." Totschlagsargument 
natürlichauch inder Politikund inden Parla- 
menten:,,Wenn Sie dieser Maßnahme nicht 
zustimmen,sind Sie schuld am nächsten Se- 
xualmord." 

Konkrete Gefahren für den Einzelnen 
Die Hoffnung auf mehr Sicherheit korreliert 
oft mit der Einstellung,,lch habe doch nichts 
zu verbergen." Aus dieser Zufriedenheit 
kann man jäh herausgerissen werden,wenn 
man überhaupt von negativen Auswirkun- 
gen für sich selbst erfährt.Diese sind durch 
objektive Fehler oder auch nicht zu verhin- 
dernden Missbrauch jederzeit möglich. 
Da gibt es den Informatiker,der einen Super- 
abschluss hat,x-Bewebungen schreibt und 
überall nur Absagen bekommt.SeineStudi- 
enfreunde die viel schlechter waren kriegen 
Zusagen und er macht das ein Jahr mit. an- 
derthalb Jahre mit. Und dann fragt er mal 
rum.,,Leute, wo dran kann denn das liegen? 
Und dann sagen die:,,frag doch mal nach, 
vielleicht bist du da in irgendeiner Kartei 
drin." Und er fragt nach und da stellt sich 
heraus: Er ist drin. Er hatte mal bei irgendei- 
nem etwas linken Infostand dort als Veran- 
staltungsverantwortlicher gestanden bei 
der Anmeldung und das ist gleich rüber ge- 
kommen und geblieben. Bei einem anderen 
war es schlichteVerwechslung einesvielfach 
vorkommenden Namens. 
Es wird eine Ziffer der Kennnummer des Kri- 
minalaktennachweises vertauscht. Folge: 
eine nicht gesuchte Bürgerin wird im Fahn- 
dungsbuch ausgeschrieben.von der Polizei 
festgenommen und erst mal inhaftiert. Ein 
Autofahrer - anderer Fall,das sind nur zwei 
kleine Fälle,aus dem gleichen Datenschutz- 
bericht von 2002 - wird besonders penibel 
bei einerverkehrskontrolle behandelt.Er war 
bei der Polizei mal WegenTrunkenheitsfahrt 
und Widerstand gegen die Staatsgewalt ge- 
speichert worden. Das Verfahren hatte die 
Staatsanwaltschaft längst wegen erwiese- 
ner Unschuld eingestellt. Und die Wider- 
~tandieistung~die sozusagen ein Reflex die- 
ses sich völlig unschuldig fühlenden Men- 
schen war,das hattedann die Staatsanwalt- 
schaft wegen Geringfügigkeit eingestellt. 
Ein bedauernswerter Kaufmann musste 
zwölf Jahre protestieren, bis er mit Hilfe des 
Bundesverfassungsgerichts 1999 endlich 
Aufschluss über ihn persönlich belastende 
Erhebungen bei der Sicherheitsüberprüfung 
durch die Verfassungsschutzbehörden be- 
kommen hat. Die meisten wissen halt nichts 
davon. Wenn sie dann mal in,,andere Rich- 



tungen" auffällig werden, hat dies natürlich 
eineVorbelastung,die manchmal dazu füh- 
ren kann,dass sie in ganz schlimme Sltuatio- 
nen kommen. Das sind keine Fälle. sondern 
Zufälle, heißt es von anderer Seite. 

NeueTechnologien 
Schlag auf Schlag gibt es neue Techniken: 
Funkchips auf den Waren, damit auch die 
Barzahlung überflüssig wird und man den 
Kunden genau verfolgen kann. Computer- 
Programme zur Benennung von Orten, an 
denen ,,in Zukunft" Verbrechen stattfinden 
werden. Fingerprint-Türschlösser. Handys 
mit sofortiger Bildübertragung ins lnternet - 

mit einigen hundert Fällen und garantierte 
intensive rechtsstaatliche Kontrolle. Beides 
ist nicht eingetroffen. Inzwischen gibt es 
weite über 20000 Anordnungen. Jeweils 
wird einevielzahl von Gesprächen abgehört, 
insgesamt bundesweit etwa 1.5 Millionen 
Gespräche pro Jahr. Wissenschaftliche Un- 
tersuchungen haben Mängel bei der not- 
wendigen richterlichen Anordnung ergeben 
und enorme Defizite bei der nachträglichen 
Benachrichtigung. Gerade einmal 27% der 
Betroffenen werden nicht im Dunkeln über 
die Eingriffe in ihre Privatsphäre gelassen. 
Der Bochumer Parteitag hat einem Antrag 
der ASJ auf eine grundlegende Reform an- 

mit schlimmen Sachen die da schon vorge- genommen. 
kommen sind:ÖffentlicheVerbrechen -Ver- Die präventive Telekommunikationsüber- 
gewaltigungen etwa, die dorthinein ge- 
speist wurden. Iris-Erkennungssysteme. 
Speicherung von Fotos und Fingerabdrü- 
cken in digitalisierter Form.Bei den letzteren 
wird Klartext gesprochen - Zitat:,,Dies istwe- 
gen der beteiligten Firmen eine industriepo- 
litische Entscheidung pro-Europa." 
Solche neuen Techniken lohnen sich nicht, 
wenn sie nicht irgendjemand anwendet. lm 
Privatbereich werden siezum schon zumTeil 
völlig überbordend benutzt, aber wenn der 
Staat - das ist ein zuverlässiger Auftraggeber 
-wenn man den noch dafür gewinnen kann, 
gibt es neue Dimensionen. 
Die Sicherheitsbehörden verfolgen dies na- 
türlich mit Argus-Augen - im Randbereich, 
um auch dann die Privatsphäre zu schützen 
aber zunächst einmal:um aufzurüsten.Und 
das kommt in einem zurückgezogenen CSU- 
Entwurf zur präventiven Telekommunikati- 
onsüberwachung im Bayerischen Landtag 
sehr klar zum Ausdruck.Da heißt es wörtlich: 
„Der technische Fortschritt eröffnet der Poli- 
zei fortlaufend Möglichkeiten zur Optimie- 
rung ihrer Aufgabenerfüllung durch den 
Einsatz neuer Technologien." Beim LKW- 
Maut-System wird man deshalb dem Daten- 
schutz ganz besonders Augenmerk widmen 
müssen 

III. Neueste Entwicklungen, insbesondere 
Telekornmunikationsüberwachung, DNA- 
Karteien und Vldeoüberwachung 
Auf diesem Gebiet gibtes besonders rasante 
und besonders bedrohliche Entwicklungen 
für Grundrechte und Demokratie. Wieweit 
neueste Entscheidungen des Bundesverfas- 
sungsgerichts gegen diesen Trend helfen 
können, wird anschließend behandelt. 
Zunächst ist aber die Politikaufgerufen, sol- 
che weiteren Schritte in den Überwachungs- 
Staat ZU stoppen. 

Telekornmunikationsüberwachung nach 
Strafprozessordnung und neuerdings i n  
Polizeigesetzen einiger Länder 
In der Strafprozessordnung wurde Anfang 
der 60er Jahre bei konkretem Tatverdacht 
hinsichtlich bestimmter Straftaten dieTele- 
fonüberwachung eingeführt. Man rechnete 

wachung.die einige Länder schon gesetzlich 
beschlossen haben,führtzu noch viel stärke- 
ren Eingriffen in die Privatsphäre. Es soll in 
den Polizeigesetzen der Länder geregelt 
werden, dass schon im Vorfeld abgehört 
werden kann.Es wurden personenbezogene 
Daten gesammelt .über Personen soweit 
Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass 
diese eine Straftat von erheblicher Bedeu- 
tung begehen wollen", so der durch die Ge- 
genwehr der SPD-Landtagsfraktion und vie- 
ler gesellschaftlicher Gruppen zunächst zu- 
rückgezogene CSU-Gesetzentwurf im Bayer- 
ischen Landtag). Es geht hier um das reine 
Wollen, um subjektive Einstellung und Ge- 
sinnung.50 heißt es dann auch In der offizi- 
ellen Begründung des CSU-Entwurfs.Es ist 
noch kein bestimmterverdachtsgrund erfor- 
derlich." Zum Trost heißt es dann weiter 
hinten, immerhin müsse es über„bloße Ver- 
mutungen hinausgehen". Aber wo da die 
Grenuiehung ist. hat noch niemand erklä- 
ren können. 
Diese Präventivgesetze werfen eine Menge 
verfassungsrechtlicher und rechtspolitischer 
Fragen auf. Bei einem Hearing im Bayer- 
ischen Landtag gab es Kritik auch aus den 
Reihen der Staatsanwälte und Polizeibeam- 
ten des Freistaats. Bisher war es allgemeine 
Ansicht,dem Bund stehe die ausschließliche 
Gesetzgebungskompetenz nach Art. 73 Nr.7 
Grundgesetzzu.Soll es in Zukunft auch eine 
präventive Briefkontrolle in Ländergesetzen 
geben, obwohl auch das Postwesen in der 
gleichen Vorschrift erwähnt ist? Wie steht es 
mit Gesprächen unter Familienangehörigen 
oder mit besonderen Vertrauenspersonen? 
Was ist mit Kontrolle und Benachrichtigung? 
Der SPD-Bundesparteitag hat erfreulicher 
Weise deshalb auch den Antrag der ASJ an- 
genommen-diese Präventivmaßnahme, die 
das bloße,,Wolien" ausforschen soll, abzu- 
lehnen. Das hatte auch schon Wirkung. In 
Rheinland-Pfalz wurde im Dezember 2003 
die präventiveTelekommunikationsüberwa- 
chung zur Verhinderung von Straftaten aus 
dem Gesetzentwurf zur Reform des Sicher- 
heitsgesetzes herausgenommen.Es ist auch 
zu erwarten.dass die Entscheidung des Bun- 
desverfassungsgerichts zum großen 

Lauschangriff vom 3.März 2004 Auswirkun- 
gen auf schon bestehende Gesetze in Thü- 
ringen und Niedersachsen bzw. Planungen 
wie in Bayern haben wird. 

DNA-Karteien 
DNA-Analysen können besonders gravieren- 
de Persönlichkeltsdaten ergeben.Die ASJ hat 
die Problematik in einem Antrag aufgriffen, 
den der Bochumer Bundesparteitag an die 
Bundestagsfraktion überwiesen hat: ,,DNA- 
Analysen sind ein wichtiger Bestandteil straf- 
rechtlicher Ermittlungen. Es handelt sich 
allerdings nicht umein bloßes Mittelzur Iden- 
titätsfeststellung, wie es oft mit der verharm- 
losenden Bezeichnung .genetischer Finger- 
abdruc!? zum Ausdruck gebracht wird. Dies 
wird damit begründet, es würden nur die so 
genannten .nicht kodierenden" Anteile der 
Erbsubstanz untersucht.Neuere Erfahrungen 
zeigen aber, dass DNA-Analysen wesentlich 
mehr ergeben: etwa Hinweise auf die Zuge- 
hörigkeit zu einer größeren ethnischen Grup 
pe,auf Geschlecht, auf bestimmte Krankhei- 
ten und Persönlichkeitsstrukturen.Dies bringt 
bei allem denkbaren Datenschutz - der nie 
absolut sein wird - große Gefahren für die 
Persönlichkeitsrechte des Einzelnen mit sich. 
Es müssen daher unbedingt rechtsstaatliche 
Grenzen eingezogen werden,damit nicht der 
Schutz persönlicher Daten verloren geht. 
Schon viele sind durch die Einstellung .ich 
habedoch nichtszu verbergen" in schlimms- 
tesituationen geraten. 
Die Art und Schwere der Anlasstaten, bei de- 
nen eine Analysemlässig ist,sind zu überprü- 
fen.Jedenfalls darf der Katalog möglicher An- 
lasstaten nicht noch ausgeweitet werden.Die 
konservative Seite fordert schon jetzt bei je 
der Straftat eine Analyse. Folgerichtung ist 
dann bald DNA-Analyse bei jedem Neugebo 
renen, eine Datei, in der jeder Mensch erfasst 
wird. Unbedingt i s t  die richterliche Anord- 
nung beizubehalten und ihre Effektivität aus- 
zubauen. Die bloße Einwilligung, etwa von 
5trafgefangenen.darfnicht ausreichen. 
Dringend erforderlich ist eine gesetzliche 
Grundlage für DNA-Massentests. Sie dürfen 
nur ultima ratio sein. Sie sind auf schwere 
Straftaten gegen Leib und Leben und die se- 
xuelle Selbstbestimmung zu begrenzen.Die 
Unschuldsvermutung ist zu gewährleisten. 
EineVerweigerung darf nicht alsverdachts- 
moment gewertet werden oder gar zu straf- 
rechtlichen Ermittlungsverfahren führen. 
lnnenminister der Länder wollen die Möglich- 
keit von DNA-Tests und deren Speicherung in 
der Datei des Bundeskriminalamts in großem 
Umfang ausweiten.Was bisher nur bei schwe- 
ren Straftaten zulässig war,soll in Zukunft bei 
jeder erkennungsdienstlichen Behandlung 
durch die Polizei stattfinden. Dort wurden 
bisher 3 Millionen Fingerabdrückeals Identifi- 
zierungsmittel gespeichert, wohingegen die 
DNA-Kartei 300000 Daten erfasst. Dieser 
Trend der Vorverlagerung in die Sicherheits- 
gesetze der Länder muss unterbunden wer- 



den, sonst werden bei Neugeborenen nicht sionen werden sich ergeben, wenn erst weder im Urteil ausgesprochen,vorbehalten 
nur DNA-Tests gemacht sondern ihnen auch einmal die lriserhebung Standart wird und im Urteil undjetztauch noch nachträglich an- 
noch ein Chip eingepflanzt. damit man le- gegebenenfalls als biometrisches Merkmal in geordnetlaufihre Folgewirkungengenau be- 
benslang und jederzeit den Aufenthaltsort unsere Ausweise hinein kommt. Wir haben obachten müssen.Viele mit dem Strafvollzug 
und ein Bewegungsprofil hat. zum Glück noch vermeiden können - im Si- Befasste haben darauf hingewiesen, dass im 

cherheitspaket II - dass eine Zentraldatei ge- Hauptfall der nachträglichen Sicherungsver- 
Videoüberwachung schaffen wird. Aber irgendwann werden die ~ahrun~,der~herapieresistenzdurch~~rwei- 
DerdritteBereich,indem beispielhaftständia Forderunqen dann wieder weiteraehen. Da oerunooderAbb~ch.fürden oesamtenvoll- 
mehr Daten über das Verhalten der ~ ü r ~ e r -  
innen und Bürger kontrolliert und gesammelt 
werden, ist die Videoüberwachung. Die Ent- 
wicklung in Kaufhäusern, privaten Parkgara- 
gen, Versammlungsstätten darf nicht dazu 
führen;dass dies auch an öffentlichen Orten 
immer stärker installiert, benutzt und ausge- 
weitet wird.Was damit begründet wird:Kon- 
fiiktsituationen an .besonders gefährdeten 
0rten"zu vermeiden und gegebenenfalls zu 
verfolgen,gibt im Ergebnis immer mehr Mög- 
lichkeiten,Bewegungsabläufe Einzelner oder 
von Gruppen zu beobachten. Da werden 
dann auch ohne Bedenken schnell mal wie in 
München 600 bis 700 Kameras in den U-Bah- 
nen der Polizei zur Verfügung gestellt.Und es 
gibt natürlich technische Fortschritte- immer 
mehr Möglichkeiten:Mobile Überwachungs- 
kameras. Nur wegen, so die Polizei, techni- 
scher Schwierigkeiten werden da nicht gleich 
auch die ganzen Gespräche und Schlachtrufe 
aufgenommen. Das Zoomen wird ausgebaut 
- dass man jeden haarscharf aufnehmen 
kann aus der Menge, usw.Ganz neue Dimen- 

können natürlich auch völlig harmlose Men- 
schen in so einem Netz schnell mal landen. 
Wenn einer - mit dem Flieger nach Genua 
wollte, um da an der Riviera zu surfen - und 
da war der Weltwirtschaftsgipfel mit diesen 
Ausschreitungen - undTage später wollte er 
nach Nürnberg zu seiner Freundin fahren mit 
dem ICE-da war Berlusconi beim CSU-Partei- 
tag angekündigtwas, wenn dies zusammen 
geführtwird,für sojemanden bedeuten kann, 
wird er sich am wenigsten vorstellen können, 
da er es kaum erfahren wird. 
Allgemein heißt es zur Beruhigung man wol- 
le keine flächendeckende Überwachung. 
Wie ist es aber, wenn aus angrenzenden Ge- 
bieten der Ruf kommt, wir wollen das auch? 
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IV. Neueste Urteile des Bundesverfas- 
sungsgerichts 
In drei Urteilen hat sich das Bundesverfas- 
sungsgerichtjüngst mit dem Spannungsfeld 
Grundrechtellnnere Sicherheit befasst. 
Mit dem Urteil vom 10. Februar 2004 hat es 
Ländergesetze für verfassungswidrig erklärt, 

die die nachträgliche Si- 
cherungsverwahrung er- 
möglichten.Das Positivste 
an diesem Urteil des zwei- 
ten Senats ist die Feststel- 
lung:,,Dagegen wäre die 
längerfristige Verwahrung 
eines psychisch gesunden 
und strafrechtlich nicht 
oder nur unerheblich vor- 
belasteten Bürgers zum 
Zwecke der Abwehr einer 
von ihm ausgehenden 

r Gefahrder Begehungvon 
Straftaten nicht verein- 
bar". Positiv ist auch, dass 
der Senat wie im vorher- 
gehenden Urteil zur Si- 
cherungsverwahrung im 
Bundesgesetz StGB vom 5. 
März 2004 darauf hin- 
weist,dassdieSicherungs- 
verwahrung gegenüber 
dem Strafvollzug Besser- 
stellungen beinhaltet. 
Leider fehlt aber eine tiefe 
Auseinandersetzung mit 
der Frage,ob Freiheitsstra- 
fe durch Sicherungsver- 
wahrung nicht auf eine 
Doppelbestrafung hin- 
ausläuft. Vor allem wird 
man auch die Auswirkun- 
gen vermehrter Siche- 
rungsverwahrung (ent- 

- ~ ~-~ 

zugsbereich die ~e fah r  von bioßen Schein- 
therapien wächst. Das wäre dann mit gestei- 
gerten Gefahren bei der Entlassung verbun- 
den und der Schutz der Allgemeinheit würde 
insgesamt nicht verbessert. 
Das Urteil des Ersten Senats zum Großen 
Lauschangriff vom 3. März 2004 hält diesen 
im Prinzip für verfassungsgemäß. Leider ha- 
ben nurzwei Richterinnen der acht Mitglieder 
des Senats den Großen Lauschangriff 
insgesamt für verfassungswidrig gehalten. 
Das ist eine Wertung, die auch wir zuvor in 
jahrelangen Kämpfen - u.a.auf Bundespartei- 
tagen und im Parlament - vertreten haben. 
Immerhin zieht auch die Mehrheit des G e  
richts erfreulicher Weise der praktischen An- 
wendung des großen Lauschangriffs sehr 
enge rechtsstaatliche Grenzen. Insbesondere 
müssen Informationen aus dem absolut ge- 
schützten Kernbereich privater Lebensgestal- 
tung - Gespräche im Ehe - und Familienbe- 
reich sowie anderen Personen besonderen 
Vertrauens - durch Gesprächsabbruch. Lö- 
schung und absolute Verwertungsverbote 
geschützt werden. Der Straftatenkatalog ist 
zu weit, die rechtsstaatliche Kontrolle unge- 
nügend. Gerade die Grundaussagen des Ur- 
teilszur Unantastbarkeit der Menschenwürde 
mit der Anerkennungeinesabsolutgeschütz- 
ten Kernbereichs privater Lebensgestaltung 
dürfen nicht auf den Großen Lauschangriff 
beschränkt b1eiben.E~ ist notwendig,dass Po- 
litik nicht nur viele weitere Schritte in den 
Überwachungsstaat unterlässt,sondern auch 
bisherige überprüft. Es entspricht nicht unse- 
rem Demokratiebild, dass Einzelne immer 
wieder die Überprüfung durch das Bundes- 
verfassungsgericht in jahrelangen Verfahren 
erstreiten müssen. 
In den Urteilen des Gerichts gibt es also eini- 
ge Ansätze, die Balance Freiheitsrechtelin- 
nere Sicherheit anders zu justieren. Das Ge- 
richt kann und soll aber nicht die Politikmit 
ihren Gestaltungsspielräumen ersetzen. 

Fazit 
Freiheitliche Rechtspolitik muss eine tragen- 
de Säule sozialdemokratischer Reformpoiitik 
sein.ln vielen Lebensbereichen wird erwartet, 
dass die 1998 begonnene Gesellschaftspolitik 
insoweit entschieden fortgesetzt wird. 
Ebenso müssen wir für die Balance Freiheits- 
rechtelinnere Sicherheit kämofen.Da oilt es. . . 
Terrain zurück zu gewinnen. Sonst nimmt 
auch die Demokratie selbst Schaden. Der 
amerikanische Verfassungsvater Benjamin 
Franklin hat Recht: Wer die Freiheit abbaut, 
um Sicherheit zu gewinnen, wird letzten En- 
des beidesverlieren. ~ p v  L > I ~  



Die drei Irrtümer aktueller Ökonomie, Macht und lnteressen 
Dabei darf man aber nicht vergessen, dass 
Ökonomie immer von Macht und Interessen 

Wirtschaftspolitik beherrscht mehr denn wird.Vollbeschäftigung je eine politische Machtfrage. ist heute 

Macht ist auf ideologische Absicherung an- 

Von Heinz-J. B o n t f ~ p  gewiesen, es gehört zu der ideologischen 
Taktik, die Macht- und Interessenfrage zu 

Es nimmt mittlerweile volksver- allerdings ökonomisch auf dem Kopf. Der verschleiern, indem auf vermeintliche Sach- 
dummende Züge an, wenn die stille..Große gesamte Lohn,einschiießlich der so genann- zwänge, ökonomische Gesetzmäßigkeiten 
Koalition" der Politikzur angeblichen Krisen- ten Nebenkosten beruht doch auf nichts an- und die wirtschaftliche Vernunft verwiesen 
bekämpfung inklusive eines Abbaus der derem als auf ,,geleisteter Arbeit", wie wird, wo es im Grunde doch um lnteressen 
Staatsverschuldung im Wesentlichen drei übrigens der Gewinn der Unternehmer und ihre machtpolitische Durchsetzung 
Stellschrauben sieht: auch. Der Lohn ist jedoch nicht das Entgelt geht. Macht und Interessen haben auch 
1. diezu hohen Löhne und Lohnnebenkos- für geleistete Arbeit. Er ist der Preis für die dazu beigetragen,dass es etwa ab Mitte der 
ten. Ware Arbeitskraft und muss deren durch- 1970erJahrezu einem Paradigmenwechsel 
2. den überbordenden Sozialstaat und schnittliche Lebenshaltungskosten decken. in Ökonomie und Poiitikgekommen ist.Bei- 
3. zu hohe Steuern. Das wusste zumindest noch der geistigeva- getragen hat dazu das Buch des amerikani- 
Die Irrlehre zu den Löhnen und Lohnneben- ter der kapitalistischen Ordnung, Adam schen Ökonomen Milton Friedman.Kapita- 
kosten entstammt einer lupenreinen neoli- Smith als er 1776 den lismus und Freiheit" 
beralen Denkweise. Demnach gilt bei Ar- ,,Wohlstandder Natio- sowie Margret That- 
beitslosigkeit immer eineso genannte,,Min- nen" schrieb. Der Ar- Ein Unternehmer, der den cher und Ronald Rea- 
destlohnarbeitslosigkeit",Es kämeaufgrund beiterundseineFami- ~ ü ~ t ~ l  enger schnallt, gan, die versuchten, 
zu hoher Löhne zu einem Angebotsüber- lie muss vom Lohn le- die dort vertretenen 
hang, sprich Arbeitslosigkeit, die eben, wie ben können und die malträtiert nicht nur sich marktradikalen The- 
an jedem anderen Markt auch. nur durch Unternehmer haben selbst,sondern im gleichen sen während ihrer 
eine Preissenkung, hier Lohnsenkung beho- zumindest soviel zu Regierungszeit um- 
ben werden könne.Leiderwürden die,,Buh- zahlen. Dies verwei- Augenblick auch alle Seine zusetzen. Das Ergeb- 
männerZ'der Nation.die Gewerkschaften ein gern sie heute aber, nis war jeweils eine 
AbsinkenderLöhneverhindern.Deshalbsei- wenn man bedenkt, Unternehmerkollegen. ,jeregulierte und seg- 
en dann die Arbeitslosen aufgrund eines dass der Staat 2.6. bei mentierte Gesell- 
Mindestlohnes,der über dem ansonsten sich vielen die Arbeiten trotzdem eine Alimentie- schaft in noch mehr Arm und Reich. Prekäre 
ergebenen abgesenkten Gleichgewichts- rung vornehmen muss.Man denke hier nur Beschäftigung zu Armutslöhnen ist dabei 
lohn liegt, eben.gewerkschaftsgeschädigt" an das staatliche Wohngeld und an das Kin- das erdrückende und beschämende Ergeb- 
oder,,freiwillig" arbeitslos.Solche Arbeitsio- dergeld aber auch an Sozialhilfezahlungen. nis. 
sen hätten dann auch keinen Anspruch auf Da Arbeitskräfte auch außerhalb der reinen Der Keynesianismus ist seit der neoliberalen 
eine staatliche Alimentierung. Diese müsse Arbeitszeit leben müssen, fallen aus Sicht Wende,durch eine regelrechte,,Konterrevo- 
in Form von Arbeitslosengeld und -hiife so- der Unternehmer bedauerlicherweise auch lution" diskreditiert worden. Alles was dage- 
wie Sozialhilfe drastisch abgesenkt werden, hier Reproduktionskosten an. Der Lohn genaisMarkt,als Privatesdaherkommt.steht 
dass sozusagen die nackte Not den Arbeits- muss deshalb so hoch sein, dass auch diese hoch im Kurs. Gesamtwirtschaftliches öko- 
losen zwinge auch zu Niedrigstlöhnen in ei- Zeiten überstanden werden. Wie politisch nomisches Denken. Kreislaufdenken. ist 
nem Niedriglohnsektor Arbeit nachzufra- erbärmlich ist deshalb die Forderung,Feier- durch den neoliberalen Mainstream zu ei- 
gen. Das Lohnabstandsgebot zwischen ge- tage abzuschaffen. Auch wenn ein Teil des nem rein einzelwirtschaftlichen bzw. ange- 
zahltem Lohn und Sozialentgelt sei so zu Lohnsalsz.B.sogenannter,,Arbeitgeberbei- botsorientiertem Denken degeneriert. Die 
vergrößern damit sich die Arbeitslosen nicht tragr'zur Sozialversicherung gezahlt wird,ist Demontage der staatlichen Finanzpolitik, 
lieber in der Schattenwirtschaft tummeln. er doch ausschließlich ein ,,Arbeitnehmer- die der neoliberalen Richtung in der Ökono- 
Diese neoiiberale Sicht zum Arbeitsmarkt ist beitrag". Die Beschäftigten erarbeiten ihren mie schon immer nicht passte, wurde im 
abgeschrieben bei den Merkantilisten im 18. Lohn sowie die Einnahmen der Sozialversi- Zuge der Schaffung und Sicherung der Euro- 
Jahrhundert.Schröderund Co. haben sie mit cheruna invollem Umfano selbst.Emwirisch wäischen Währun~sunion (EWU) noch mas- 
~~ ~ ~~ ~~ ~ 

Hartz ins 21. Jahrhundert transferiert. 
Genauso wie die Mär von den angeblich zu 
hohen sogenannten Lohnnebenkosten.Ob 
Hartz-Kommission zur.Reform" der Arbeits- 
märkte oder Rürup- und Herzog-Kommissi- 
on zur.Reform"der Gesundheits- und Ren- 
tensysteme, als Ziel wird es immer angese- 
hen,die Lohnnebenkosten deutlich zu sen- 
ken. In den Augen der Arbeitgeber werden 
insbesondere die meisten Lohnnebenkos- 
ten ähnlich wie eineSozialhilfefürs,,Nichts- 
tun" bezahlt. Deshalb dürfte es eigentlich 
auch nur Lohnzahlungen für.geleistete Ar- 
beit" geben. Damit steht die Welt dann 

betrachtet hat es außerd;m überhaupt kei- 
nen wesentlichen Anstieg der echten Lohn- 
nebenkostenquote gegeben. Der Anstieg 
des gesetzlichen Teils wurde weitgehend 
durch die tariflichen und von den Unterneh- 
men freiwillig gewährten Bestandteile kom- 
pensiert.Wie schön wäre es doch,wenn sich 
die Menschen einmal mit den wirklichen 
ökonomischen Fakten beschäftigen würden 
und nicht immer nur alles wie ein Papagei 
nachplappern würden, wie der amerikani- 
sche Nobelpreisträger für Wirtschaftswis- 
senschaft Joseph Stigiitzschreibt. 

Prof Dr. Heinz-J. Bonrrup, FH Gelsenkirchen, Fachbereich Wirrschaftsrecht 

siv forciert. Die,,dummen" Maastricht-Kriteri- 
en, so der EU-Kommissionspräsident, Roma- 
no Prodi,haben dann endgültig einer einzig 
richtigen antizyklischen Finanzpolitik den 
GarausgemachLDies bereitet allerdings den 
Wohlhabenden Schichten im Land große 
Freunde. Denn die Anwendung von Finanz- 
politik bedeutet selbstverständlich immer, 
dass die Rolle des Staates ausgeweitet wird. 
Schon geringfügige Steuererhöhungen, so 
der bekannte amerikanische Ökonom John 
Kenneth Galbraith, gelten als indiskutabel. 
Der Widerstand gegen Steuern gehört zu 
den Grundlagen der Kultur des Zufriedens- 
eins.Auch eine Erhöhung der Staatsausga- 
ben ist verpönt.Steuersenkungen gelten da- 
gegen immer als akzeptabe1,und zwar gänz- 
lich unabhängig vom jeweiligen Konjunk- 



turverlauf, wenn sie nur den Freiraum der rung einer sozialistischen Wirtschaft und die 
Wohlhabenden stabilisieren. Insbesondere Vergesellschaftung der Großunternehmen. 
sollte Finanzpolitik aber in Verbindung mit Ähnliches ist zu lesen im ersten DGB-Grund- 
Geldpolitikauf die Stabilisierung des Preisni- satzprogramm, verabschiedet im Oktober 
veaus ausgerichtet werden, obwohl das 1949 auf dem Gründungskongress des DGB 
deutsche Stabilitäts- und Wachstumsgesetz in München. Hier wird eine weitgehende 
noch drei gleichrangige andere gesamtwirt- Überführung derGroRindustrie,der ~nergie- 
schaftliche Ziele kennt, u.a.einen hohen Be- wirtschaft.derVerkehrseinrichtungen sowie 
schäftigungsstand zu garantieren. Aber hier der Kreditwirtschaft in ein Gemeineigentum 
kommen leider die Interessen der Mächti- gefordert.Außerdemeine Demokratisierung 
gen und Vermögenden ins Spiel. Diese der Privatwirtschaft durch Mitbestimmungs- 
Schichten mit hohen Einkommen und Geld- gesetze sowie eine gesamtwirtschaftliche 
vermögen fürchten nichts so sehr wie infla- Rahmenplanung. 
torische Prozesse.Jeder Prozentpunkt Inflati- Nach der ersten Bundestagswahl am 14.Au- 
on entwertet nämlich ihr Vermögen. Des- gust 1949warder.sozialistischeZeitgeist"in 
halb müsse Finanzpolitik vielmehr und ver- der neu gegründeten Bundesrepublik 
stärkt für Ausgabensenkungen, insbeson- bereits beendet. Die bundesdeutschen 
dere natürlich im Sozialbereich,zur Bekämp- wählten mehrheitlich eine bürgerlich rechts- 
fung von Inflation eingesetzt werden. Eine liberale Koalition mit Adenauer als Bundes- 
damit verbundene Drosselung der gesamt- kanzler.Dieses nach dem Krieg nicht erwar- 
wirtschaftlichen Nachfrage würde die Märk- tete Wahlergebnis könnte man mit KurtTu- 
te unter Druck setzen und den Preisauftrieb cholsky interpretieren. der einmal über die 
verringern, so das neoliberale Credo einer Deutschen gesagt hat: ,,Tief wurzelt der 
gefährlichen Deflationspolitik.Die Geldpoli- Knecht im Deutschen." Jedenfalls waren mit 
tik soll gleichzeitig durch eine restriktive dem Wahlausgang weitgehend die alten tief 
Ausrichtung die Zin- mit dem Nationalsozi- 
sen hoch halten und alismus verwobenen 
damit ebenfalls Infla- Der gesamte Lohn beruht Herrschafts- und 

- 

tion bekämpfen.Dies Machtverhältnisse in 
ist die beste aller Wel- auf nichts anderem als auf 

der Bundesreoublik 
ten für Reiche und ,,aeleiSteter Arbeit". wie wieder herqestellt .. " - 
Vermögende. Dass bzw. determiniert. 
dies Beschäftigung übrigens der Gewinn der bekamen die Ge- 
bzw. Arbeitsplätze Unternehmer auch. werkschaften sehr 
kostet, muss halt als schnell zu spüren. als 
Kolalateralschaden es zu Beginn der 
hingenommen werden. Ideologisch ist 1950er Jahre bereits nur noch darum ging. 
jedenfalls diese Strategie letztlich darauf wenigsten Mitbestimmung in den Unter- 
ausgerichtet,den kapitalistischen Marktkräf- nehmen aus dem zuvor aufgemachten For- 
ten einen größeren Spielraum zu schaffen. derungskatalog vonVergesellschaftung und 
Da von der Dynamikder Selbststabilisierung gesamtwirtschaftlicher Rahmenplanung in 
der Konkurrenzwirtschaft ausgegangen die zweitedeutsche Republik hinüberzu ret- 
wird,wird auf gesamtwirtschaftliche Steue- ten. 
rung zunehmend verzichtet.Das Grundübel Als Ergebnis der nachkrieglichen ordnungs- 
sei der in den Marktmechanismus interve- theoretischen Debattekamesaberdennoch 
nierende Staat,genauer der Sozialstaat, den zu einer von Alfred Müller-Armack entwi- 
es zu bekämpfen gilt.Fiskalische Schrumpf- ckelten,,Sozialen Marktwirtschaft". Diese ist 
politik und die Umwandlung in einen Wen- zu verstehen als eine wirtschaftspolitische 
bewerbsstaat hat sich dafür die Politik auf Syntheseaus Wettbewerbsprinzip und dem 
die Fahnen geschrieben. Prinzip einer Sozialstaatlichkeit, das aus- 

drücklich die .Sozialbindung des Privatei- 
VornsozialistischenZeitgeistzurSozialen gentums" betont. Es hat auch dem Wohle 
Marktwirtschaft der Allgemeinheit zu dienen. Damit wird 
Nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs wa- eine ordnungspolitische Mischform aus 
ren alle Parteien von der Funktionsweise der wirtschaftlicher Freiheit und wirtschaftspoli- 
kapitalistischen Ordnung enttäuscht. Man tischen Gestaltungsmöglichkeiten des Staa- 
suchte nach alternativen wirtschaftlichen tes im Interesse des Gemeinwohls begrün- 
Ordnungsformen, nach einem,,Dritten Weg" det. Die Abwägung zwischen individueller 
zwischen,,zügellosem Kapitalismus" und ei- Freiheit und sozialer Bindung gilt auch im 
nem ,,autoritären Sozialismus". Die neuge- wirtschaftlichen Bereich. Das Grundgesetz 
gründete CDU formulierte in ihrem Ahlener Iässt es zu, im Interesse des Gemeinwohls. 
Parteiprogramm vom 3. Februar 1947:,.Das Grund und Boden, Naturschätze und Pro- 
kapitalistische Wirtschaftssystem ist den duktionsmittel durch Gesetz und Entschädi- 
staatlichen und sozialen Lebensverhältnis- gung in Gemeineigentum zu überführen. 
sen des deutschenvolkes nicht gerecht ge- Die Synthese von Wettbewerbs- und Sozial- 
worden." Die SPD forderte in ihren ooliti- staatsorinzio stellte dabei bewusst auf eine . ~~ ~~ ~~~~~~ - - 

schen Leitsätzen vom Mai 1949 die ~ iab l ie -  ~ e s t a i t u n ~  der Marktergebnisse ab. Alle 

Ordoliberalen Ökonomen der Freiburger 
Schule trauten nicht den heute viel zitierten 
.Selbstheilungskräften des Marktes". Dies- 
bezüglich schrieb Walter Eucken:,,,Freie Wirt- 
schaft'? Auch diese Frage haben wir auf- 
grund historischer Erfahrung mit Nein zu be- 
antworten.Gründe: Bei dem Wort,Freie Wirt- 
schaft' erinnern sich viele Menschen an die 
schwere Wirtschaftskrise 1929133,dieineini- 
gen großen Industrieländern Millionen aus 
der Arbeit warf, die zu einem Zusammen- 
bruch der weltwirtschaftlichen Beziehungen 
führte, in derenverlauf die Produktion in vie- 
len Industrie- und Agrarländern rasch zu- 
sammenschrumpfte und aus der sich 
schwerwiegende politische Fragen ergaben. 
Sollen wir wieder eine solche Wirtschafts- 
ordnung herstellen? - Sicherlich: Nein." Wil- 
helm Röpke, ein weiterer Ökonom der Frei- 
burger Schule schrieb:,,Die Gesellschaft als 
Ganzes kann nicht auf dem Gesetzvon An- 
gebot und Nachfrage aufgebaut werden." 
(...).Mit anderen Worten,fügte er hinzu-die 
Marktwirtschaft ist nicht alles." Auch Müller- 
Armack hatte kein Vertrauen in die ohne 
staatliche Reglementierung sich entwickeln- 
de und gebärende private Wirtschaft.Für ihn 
war klar:,,DasZutrauen in die Selbstheilungs- 
kräfte der Wirtschaft hat sich den ~ i r t -  
schaftskrisen gegenüber nicht behaupten 
lassen. (..J Die Fehler und Unterlassungen 
der liberalen Marktwirtschaft liegen so 
letztlich in der Enge der ökonomischen Welt- 
anschauung beschlossen, die der Liberalis- 
mus vertrat. Sie veranlasste ihn. den instru- 
mentalen Charakter der von ihm ausge- 
schalteten Ordnung zu verkennen und die 
Marktwirtschaft als autonome Welt zu neh- 
men." 
Der Staat war demnach nachhaltig gefor- 

dert, die durch den Markt herbeigeführte 
originäre Einkommensverteilung durch eine 
staatliche Redistributionspolitik zu berichti- 
gen bzw.gerechter zu gestalten. Dies sollte 
insbesondere durch eine adäquate Steuer- 
und Sozialpolitik umgesetzt werden.Müller- 
Armack beschrieb dabei die Rolle des Staa- 
tes in einem System der Kooperation zwi- 
schen ökonomischem Wettbewerb auf der 
einen Seite und sozialem Ausgleich auf der 
anderen Seite wie folgt:,.Der Staat hat die 
unbestrittene Aufgabe, über den Staats- 
haushalt und die öffentlichen Versicherun- 
gen die aus dem Marktprozess resultieren- 
den Einkommensströme umzuleiten und so- 
ziale Leistungen (...) zu ermöglichen. Das al- 
les gehört zum Wesen dieser Ordnung, und 
es wäre eine Farce, nur den unbeeinflussten 
Marktprozess zu sehen, ohne seine vielfälti- 
ge Einbettung in unsere staatliche Ordnung 
zu beachten." 

Von der Sozialen Marktwirtschaft zum 
Unternehrnerstaat 
Vor dem Hintergrund dieser ordnungspoliti- 
schen Vorstellungen im Sinne einer Sozialen 
Marktwirtschaft wurde in der Bundesrepub- 



lik nach dem Krieg nicht nur der Sozialstaat Arbeitslosigkeit,dieschließlich den Bestand 
auf- und ausgebaut, sondern gleichzeitig des Systems bedroht. Der wirtschaftspoliti- 
auch ein ,,Kollektivkapitalismus" (Jörg Huf- sche Kern der bis etwa Mitte der 1970er Jah- 
fschmid) auf Basis einer makroökonomi- re weltweit vorherrschenden keynesiani- 
schen Globalsteuerung mit dem Stabilitäts- schen Wirtschaftspolitik verlangt deshalb 
und Wachstumsgesetz von 1967 gesetzlich vom Staat die unbedingte und schonungs- 
fixiert. Nach der ersten Nachkriegswirt- lose Umsetzung von zweiverboten und drei 
schaftskrise von 1966167 wurde deutlich. Geboten. Die beiden Verbote lauten: 
dass das System trotz Sozialstaat eine dis- . Die Löhneund Lohnnebenkostendürfen 
proportionale Einkommens- und Vermö- in der Krise nicht gesenkt und 
gensverteilung und trotz eines 1958 einge- . die Staatsausgaben nicht prozyklisch re- 
führten Kartellgesetzes einen nachhaltigen duziert werden. 
Konzentrations- und Vermachtungsprozess Soweit Tarifvertragsparteien und Staat die 
in der privaten Wirtschaft implizierte.Vor al- beiden Verbote einhalten, werden damit 
lem aber wurde deut- wenigstens die tragi- 
lich. dass die Wirt- .Ein Staat ohne schen Grundfehler 
schaft mit einem vermieden, die wäh- 
Gleichgewicht bei Un- Staatsschuld tut entweder rend der Weltwirt- 

es kommt nicht zu einem deficit spending, 
sondern wie von Schröder zu verantworten, 
sogar zu einer Steuer- und Abgabenpolitik 
die einseitig insbesondere das Großkapital 
hofiert und mittelständische Unternehmen 
aber insbesondere den Faktor Arbeit durch 
direkte und indirekte Steuern sowie Abga- 
ben belastet,dann ist die Krise perfekt. Hier 
liegen dann lehrbuchmäßig Verstöße gegen 
die drei keynesianischen Gebote einer easy 
money policy, einem deficit spending und 
einer zu fordernden höheren Konsumnei- 
gung durch Umverteilung von,,oben" nach 
.untenn vor. Die Regierung senkt dagegen 
die Unternehmenssteuern und -abgaben 
und erhöht die Lohn- und Verbrauchsteuern 
sowie die Abgaben auf Lohn und Gehalt. 
Mittlerweile ist Deutschland zu einem Lohn- 

teroeschaftigung. also schaftskrire 19929 steuerstaat verdammen Es war grundfalsch 
Arbeits OS a ~ e ~ t  ein- ZU wenig für  seine Zukunft 33 aie Depression o e Korperscnaftsteuer a ~ f  25 vH ~ n d  den 
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hergeht und dass es oder er fordert zu viel von noch verschlimmert Einkommensteuersatz ab dem 1. Januar 
hierauf nur eine Ant- hatten. Lohnsenkun- 2005 auf 42 v.H.zu senken.Ein Skandal war 
Wort gibt, und die lau- seiner Gegenwart." gen sind falsch, weil die Steuerbefreiung von Veräußerungsge- 
tet: Keynesianismus. (Loren= von Stein, 1878) sie über damit ver- winnen auf Unternehmensbeteiligungen. 
Der Staat mussdie pri- bundene Nachfrage- Dass in den Kommunen die Lichter ausge- 
vate Wirtschaft aus ei- einbußen zu Preis- hen.ist neben der selbstverschuideten bin- 
ner systemimrnanenten Deflationsfalle Senkungen führen und damit eine bereits nenwirtschaftlichen Wachstumsschwäche 
durch ein deficit spending, d.h. durch eine deflatorische Situation noch verschärfen. genau diesen Steuersenkungen geschuldet. 
kreditfinanzierte staatliche Nachfrage be- Die Gewerkschaften müssen in denTarifver- In Deutschland liegt die gesamtwirtschaftli- 
freien.Was macht dagegen die Bundesregie- handlungen mindestens den verteilungs- che Steuerquote mittlerweile bei nur noch 
rung, sie spart in der Krise, senkt die Staats- neutralen Spielraum, also Produktivitäts- gut 23 v.H.Sie hat damit einen internationa- 
ausgaben und verhält sich damit prozyklisch und Inflationsrate durchsetzen.Tun sie dies len Tiefstand erreicht. Dennoch fordern Par- 
anstatt die Krise richtigerweise antizyklisch nicht-und in den letzten zwanzig Jahren war teien und das Kapital in unverantwortlicher 
zu bekämpfen.Hinzu kommt eine völlig ver- dies weitgehend der Fall, kommt es zu kata- Weise weitere Steuersenkungen, obwohl 
fehlte Geldpolitik der EZ8,die nur inTrippell strophalen Umverteilungen von der Lohn- sich bereits heute die Unternehmen immer 
schritten die Zinsen senkt und nicht über zur Gewinnquote die wiederum zu Wachs- weniger an der Finanzierung des Staates be- 
eine dezidierte expansive Geldpolitik die tums- und Beschäftigungseinbrücken und teiligen. Schröder hat Deurschland endgül- 
Konjunktur belebt.Dadurch hatdieGeldpo- somit auch beim Staat zu Steuerausfällen tig in einen Unternehmerstaat geführt. Er 
litik mittlerweile ihre Chance verspielt, weil führen. weigert sich auch die 1997 von Kohl abge- 
sich die Wirtschaft längst in einer Liquiditäts- Seit 1982 ist die Lohnquote trotz Wiederver- schaffte Vermögensteuer wieder einzufüh- 
falle befindet. Der ehemalige Staatssekretär einigung von 77.8 v.H. auf 73,7 v.H. im Jahr ren und die Erbschaftssteuersätzedrastisch 
im Bundesfinanzministerium, Heiner Flass- 2002 gesunken. Senkt der Staat dann nicht zu erhöhen.Und dies vor dem Hintergrund 
beck, hat noch einmal treffend den ökono- seineAusgaben,sosteigtwiegeschehendie einer völlig disproportionalen Verteilung 
mischen Unsinn von Sparen in der Krise wie Staatsverschuldung.Wi1l er dieVerschuldung von Vermögen.Ma1 gerade 3 v.H.der Bevöl- 
folgt kritisiert:,,Wo auch immer etwa gekürzt eindämmen, muss er bei rückläufigen Steu- kerung hält das Eigentum an rund 80v.H.des 
und gestrichen wird,am Ende ist es die Lage ereinnahmen die Staatsausgaben senken. gesamten Produktivkapitals,also Fabrik- und 
derUnternehmen.diesich dabei verschlech- Hier liegt es dann nahe die Sozialausgaben Geschäftsanlagen.Beim Geldvermögen,das 
tert. (...I Das ist der entscheidende Unter- zu beschneiden und den öffentlichen Dienst sich 2001 auf Ca. 3.7 Billionen Euro belief, 
schied einer einzelwirtschaftiichen und ei- zurechtzustutzen. 
ner gesamtwirtschaftlichen Betrachtung: Die damit einherge- 
Gesamtwirtschaftlich sind die Kosten des ei- hende Reduzierung 
nen immer die Erträge des anderen um um- der Staatsausgaben 
gekehrt. Ein Unternehmer, der den Gürtel (zwecks Budgetaus- 
enger schnallt. malträtiert nicht nur sich gleich bei sinkenden 
selbst,sondern im gleichen Augenblickauch Steuereinnahmen) 
alleseine Unternehmerkollegen.Dasg1eiche ist falsch, weil es zu 
gilt selbstverständlich auch für alle anderen einer prozyklischen 
ArtenderKo~tensenkung~sei esdieSenkung Wirkung kommt und 
der Löhne, den Abbau der sogenannten dadurch die bereits 
Lohnnebenkosten, staatliche Subventions- bestehende gesamt- 
kürzungen oder den Sozialabbau.1mmer sin- wirtschaftliche Nach- 
ken die Gewinne der Unternehmen, wenn frageschwäche noch 
das Sparen erfolgreich ist.wei1 die Nachfrage verschlimmert wird. 
abnimmt." So verfallen die Unternehmen Wird dann noch zu- 
letztlich in einen lnvestitionsattentismus sätzlich eine unsäali- 
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übrigens bei Staatsausgaben von mal gera- 
de 0,6 Billionen Euro,verfügtein halbes Pro- 
zent der erwachsenen deutschen Bevölke- 
rung über ein Viertel des gesamten Geldver- 
mögens. Also auch hier eine völlige Schiefla- 
ge derVerteilung.Rechnet man allein gegen 
das Geldvermögen die aufgelaufene (kumu- 
lierte) gesamte Staatsverschuldung, die 
insbesondere seit der Wiedervereinigung 
drastisch angestiegen ist, so betrugt diese 
2001 1.2 Billionen Euro.Einem wachsenden 
privaten aber total disproportional verteil- 
tem Vermögen in Deutschland steht damit 
eine zunehmende öffentliche Armut gegen- 
über. 
Zynisch wird es vor diesem Hintergrund 
dann. wenn Politik, neoliberale Ökonomen 
und die Masse der Tendenzbetriebe Medien 
jede Form von Staatsverschuldung geißeln. 
Sie ist nicht das Ergebnis einer.falschen Poli- 
tik", sondern das Ergebnis .einer falschen 
Ökonomier'.Sie wuchs im Prozessder ökono 
mischen Entwicklung, die alle in der Logik 
des Kapitals angelegten Widersprüche zur 
Entfaltung brachte. In der Staatsverschul- 
dung entladen sich diese Widersprüche und 
werden vom Staat mühselig abgemildert. 
Die Hauptursache der Staatsverschuldung 
besteht darin,dass 1nvestitionen.die mit dem 
Ziel des einzelwirtschaftlichen Profits getätigt 
werden,einerseits eineTendenzzum Fall der 
Profitrate erzeugen und andererseits die 
Nachfrage nach Arbeitskraft stark vermin- 

dern. Es entwickelt sich hieraus tendenziell 
ein Kapital- und Arbeitskräfteüberschuss der 
staatlicherseits aufgefangen werden muss, 
soll das Svstem als Ganzes nicht kollabieren. 
Wenn nun Politikdie Staatsverschuldung ab- 
bauen will, und selbst in einer totalen Bor- 
niertheit dies in einer Krisensituation macht, 
so muss Politik dann aber auch sagen, wer 
denn diesen Abbau finanzieren bzw. bezah- 
len soll.Wenn nämlich das Schuldenmachen 
eingestellt wird. wer soll denn dann 
bitteschön den tendenziellen Fall der Profitra- 
te in der Privatwirtschaft aufhalten und wer 
die Alimentierung des Arbeitskräfteüber- 
schusses bezahlen. Denn wenn niemand 
Schulden macht, kann auch niemand Über- 
schüsse erwirtschaften.Das Defizit des einen 
ist notwendigerweise der Überschuss des an- 
deren:Wenn in einerVolkswirtschaft niemand 
mehr Geld ausgibt, als er einnimmt, kann 
auch niemand mehr Geld einnehmen,als er 
ausgibt.Genauso wenig belasten wir mit un- 
seren Staatsschulden automatisch unsere 
Kinder.Denn die Kinder,die unsere Schulden 
erbenSerben auch unserVermögen.Wenn die 
Schulden wachsen, wachsen die Guthaben 
im Gleichschritt mit. Das bereits zitierte 
enorm hohe Geldvermögen der Deutschen 
wäre ohne einen Partner, der dieses Vermö- 
gen schuldet,undenkbar.Esistwenigsinnvoll. 
allenfalls interessenorientiert, die eine Seite 
der Münze zu bewundern und die andere zu 
verachten. Deshalb sind auch mit dem Hin- 

weis auf eine kollektive Belastung kommen- 
der Generationen drastische Sparmaßnah- 
men zum Abbau der Staatsverschuldung mit 
nichts zu legitimieren. Der Finanzwissen- 
schaftler Lorenz von Stein betonte schon 
1878:.Ein Staat ohne Staatsschuld tut entwe- 
derzu wenig für seine Zukunft odererfordert 
zu viel von seiner Gegenwart." Auch die 
Immer wieder vorgetragene Behauptung ge- 
gen Staatsverschuldung. dass der Staat sich 
bei vermögenden Staatsbürgern verschuldet, 
fällige Zinsen aber aus dem allgemeinen 
Steuerauikommen begleicht und so einer 
staatlich initiierten Umverteilung von.unten0 
nach.oben"Vorschub leistetrist in ihrer Kau- 
salität nicht richtig. Denn: Zinseinkommen 
entstehen dadurch, dass einzelne private 
Haushalte in der Lage sind,Ersparnissezu bil- 
den. Aus der Staatsverschuldung folgt somit 
kein Gerechtigkeitsproblem, das nicht mit 
Blick aufdie vorhandenen Einkommens- und 
Vermögensdisparitäten bereits bestanden 
hätte.Wenn man natürlich durch eineverfehl- 
te Steuer- und Abgabenpolitik die dispropor- 
tionale Vermögensverteilung noch erhöht, 
wird durch Staatsverschuldung zusätzliches 
Öl ins Feuer gegossen bzw.es kommtzueiner 
Umverteilung. Die gesellschaftliche Verant- 
wortung für Beschäftigung und Soziales wird 
mit der aktuellen Politik weitgehend aufge- 
geben. Dabei ist es eine triviale Erkenntnis, 
dass sich nur Reicheeinen armen Staat leisten 
können. spw 2 1 m  

Innovationsjahr 2004 - bildungspolitische 
Perspektiven entwickeln 
Einleitung zum Auftakt des bildungspolitischen Diskurses in spw 

Von Ulf Banscherus und Oliver Kaczmarek 

In den letzten Jahren steht dasThe- den Interessen im Bereich lebenslangen Ler- Verharren in Untätigkeit inVerbindung mit ei- 
ma Bildunq wieder verstärkt auf der uoliti- nens. Die s~w-Redaktion möchte die Ausru- nerverklarten Hoffnuna auf eine omniooten- 
schen ~ ~ e i d a . Z u  oft allerdings bleibt die Dis- fung eines,lnnovationsjahres 2004"durch die te ,,~issensgesellscha<", zwei ~ennzeichen 
kussion an der Oberfläche stecken und be- Bundesregierung nutzen,um in dieser und in der aktuellen Bildungspolitik in Deutschland, 
leuchtet die Symptome oder liefen allzu ein- den folgenden Ausgaben einen Beitrag zur sind dafür bei weitem nicht ausreichend.Wir 
fache,,Patentrezepte". Die Entwicklung einer inhaltlichen Unterfütterung der Bildungsdis- brauchen statt dessen eine die unterschiedli- 
lanqfristiqen Perspektive sucht man meist kussionen zu leisten. aber auch um Zusam- chen Bildunosbereiche - Schule. berufliche . . 
vergebens.Sehr häufig wird im Laufe derzeit 
deutlich,dass mit heißer Nadel gestrickte Ant- 
worten zwar Symptome bekämpfen aber 
letztlich zur Problemlösung nicht geeignet 
sind. Beispiele dafür gibt es viele, drei davon 
sind der Verlauf der PISA-Debatte, die sehr 
verengt geführte Diskussion um Spitzenuni- 
versitäten und die vielfältigen widerstreiten- 

menhänge zwischen den Einzeithemen auf- 
zuzeigen und so die Basis zu legen für eine 
systematische Weiterentwicklung der Diskus- 
sion weg von einer Reduzierung auf die Sym- 
ptome der Krise des Bildungssystems hin zu 
einer Diskussion über die gesellschaftlichen, 
politischen und wirtschaftlichen Anforderun- 
gen an das Bildungssystem der Zukunft. Ein 

Von Ulf Banscherus (Berlinl, arbeitet mir im Umbauprojekt Berufsorientierung des Juso-Bundes- 
verbandes und in der spw-Redaktion, und Oliver Kaczmarek (Karnen), stellvertretender SPD-Un- 
terbezirksvorsitzender und Mitglied der spw-Redaktion. 
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Bildung und Hochschule, aber gerade auch 
vorschulische Bildung und Weiterbildung - 
integrierende Gesamtdiskussion über politi- 
sche Anforderungen an die Formulierung 
und Ausgestaltung eines Systems lebensian- 
gen Lernens.Dazu ist es notwendig,in einem 
ersten Schritt die gemeinsamen, hinter den 
Einzeldiskussionen stehenden Leitmotivezu 
identifizieren und kritisch zu diskutieren. 
Voraussetzung und Ziel allen bildungspoliti- 
schen Handelns sollte die Herstellung von 
Chancengleichheit sein. Alle bekannten Erhe- 
bungen zeigen, dass es einen bildungspoliti- 
schen Rolibackgibt.DieZahlderStudierenden 



aus Arbeiterhaushalten nimmt insgesamt ab 
und in einigen Fachbereichen (etwa Medizin) 
ist ihr Anteil verschwindend gering.Diejüngs- 
te Internationale Grundschulleseuntersu- 
chung (IGLU) hat gezeigt,dass Kinder aus den 
Familien der dort genannten oberen Dienst- 
klassen deutlich häufiger eine Empfehlung für 
das Gymnasium erhalten als ihre leistungsglei- 
chen Mitschülerausanderen Familien.Zweifel- 
los hat es seitdem Ende derM)erJahre eine Bil- 
dungsexpansion gegeben. Das aufstiegsorien- 
tierte Milieu in der Facharbeiterschaft hat 
davon profitiert. Allerdings hat sich im Schat- 
ten dieser Expansion eine neue, radikalere 
Form der Ungleichheit entwickelt. Sie ist Spie 
gelbild der gesamtgesellschaftlichen Entwick- 
lung.An die Stelledes katholischen Mädchens 
vom Land sind andere Typen sozialer Un- 
gleichbehandlung getreten. etwa defjunge 
Türke aus den Randquartieren der Großstadt, 
um nur einen zu nennen. Daher ist die Schaf- 
fung von Chancengleichheit in formaler Hin- 
sicht weiterhin herausragende Aufgabe einer 
sozialdemokratisch orientierten Bildungspoli- 
tik.Sie bleibt es in vielerlei Hinsicht.Esgilt eine 
Angebotsstruktur zu schaffen, mit der Defizite 
aus dem familiären Hintergrund möglichst 
aufgefangen werden können. Mit einem Bei- 
spiel:gibt es in der Schule nicht das Angebot 
für das Arbeiterkind mit Migrationshinter- 
grund.sich musisch auszudrücken,wird es ver- 
mutlich niedamit in Berührung kommen.lnso- 
fern muss eine moderne Bildungspolitikauch 
die ungleichen StartvorausseQungen akzep- 
tieren und hier gezieltanknüpfen. 
Auf einer strukturellen Ebene ist eineveren- 
gung der Diskussionen um lnnovation und 
Modernisierung auf ihren Beitrag zur Siche 
rung der nationalen Wettbewerbsfähigkeit in 
einerglobalisierten Ökonomiezu beobachten, 
in der Wertschöpfung zunehmend unter Ein- 
SaQvon Wissen geschiehtBildung wird in die- 
sem Zusammenhang häufig auf ihren mögli- 
chen Beitrag zur wirtschaftlichen Zukunftsfä- 
higkeit eines rohstoffarmen Landes reduziert. 
Diese Perspektive ist stark verkürzt, da in der 
Regel völlig vernachlässigt wird, dass gesell- 
schaftliche Modernisierung durch wirtschaftli- 
che und soziale lnnovation zum gelingen auch 
Freiheit und Kreativität benötigt, die die Vor- 
aussetzung dafür bilden, Neues zu schaffen. 
Um dieses Neue schaffen zu können. bedarf es 
aber auch der Bereitxhaft,das Bestehende ra- 
dikal in Frage zu stellen und Veränderungen 
einzufordern. Aus diesem Grund können Inno- 
vationen nicht durch isolierte Einzelaktivitäten 
entstehen, sondern brauchen eine systemi- 

g eichbar etnem Mosaik bei dem nandwerkli- 
cheperfektion imDeta Idieentscheidendeve 
raussetzung ist, damit eine ästhetische Kom- 
position den gesamten Raum mit der ge- 
wünschten Wirkung erfüllt und eben nichtein- 
zelne Inseln der Exzellenzvon einem Meer brö- 
ckelnden Putzes umgeben sind. Vorausset- 
zung für ein Gelingen des Ziels einer umfar 
senden Modernisierung ist aus unserer Sicht 

deshalb ein integratives Bildungssystem, das 
allen Menschen,die in Deutschland leben,die 
Möglichkeit zur Beteiligung an Bildung gibt. 
Dazu muss die formale Zugangsberechtigung 
durch eine den individuellen Fähigkeiten und 
Bedürfnissen entsprechende dauerhafte För- 
derung zu einer wirklichen gesellschaftlichen, 
uolitischen und wirtschaftlichen Möalichkeit 
der Partizipation weiterentwickelt werden. 
Notwendig wird allerdings auch eine verän- 
derte Sicht von Bildungsprozessen und da- 
mit der sie tragenden lnstitutionen sein.Bil- 
dungspolitik kann nicht bei einzelnen, 
voneinander isolierten lnstitutionen anset- 
zen. Das widerspricht allein schon allen be- 
kanntenTatsachen über Lernprozesse.Jeder 
und jede kann aus eigener Lebenserfahrung 
beurteilen.dass Bilduna und Wissen nicht al- 
lein über Unterricht an Schule und Hoch- 
schule,sondern durch vielfache Impulse und 
Lernprozesse angeeignet wird - durch die 
aktive Auseinandersetzung mit Gelesenem, 
durch Einüben von Sozialverhalten imVerein 
oder eben auch durch die politische Tätig- 
keit bei den Jusos. Deshalb gilt es gerade die 
Schnittstellen und Überlappungen einzelner 
Bildungsabschnitte und -bereiche zu identi- 
fizieren und zu stärken. Grob gesprochen 
kann man von der Notwendigkeit eines um- 
fassend übergreifenden bildungspolitischen 
Verständnisses sprechen. 
Sie muss lnstitutionen übergreifen,da Schu- 
le und Hochschule zwar die zentralen,aber 
nicht die alleinigen Orte von Bildung sind.ln 
vielen anderen Bereichen (beispielsweise 
der Jugendhilfe und Erwachsenenbildung) 
gibt es anspruchsvolle Angebote und enor- 
mes Know-how, dass es zum Nutzen der Ler- 
nenden zu verknüpfen gilt. Sie darf nicht vor 
den Eigenheiten und lieb gewonnenen Ma- 
rotten einzelner Bildungsinstitutionen Halt 
machen. 
Eine moderne Bildungspolitik muss zudem 
Lebensphasen übergreifen. Die bislang eher 
als Floskel genutzte Wahrheitvom Lebenslan- 
gen Lernen muss sich natürlich auch in der 
konkreten Organisation von Bildung und ih- 
rer zeitlichen Dimensionen niederschlagen. 
Wir müssen zu einem Verständnis von Bil- 
dungspolitik kommen. dass Politikfelder 
übergreift. Soll der leichtfertig gebrauchte 
Vergleich vom Wissen als dem Rohstoff der 
Zukunft tatsächlich Früchte tragen, dann 
müssen auch alle Politikfelder dazu beitra- 
gen können, in dem sie Bildungsangebote 
machen oder Bildungsbeteiligung in jeder 
Hinsicht erhöhen. 
Natürlich muss eine zeitgemäße Bildungs- 
uolitikdie unterschiedlichen Milieulaaen be- - 
rücksichtigen. lnsbesonderedann,wenn sie 
das Ziel der Chancengleichheit weiter ver- 
folgt. Das ist allerdings keine neue Entwick- 
lung, sondern sozusagen historisches Erbe 
und Verpflichtung einer auf Chancengleich- 
heit angelegten Bildungspolitik. 
Nicht weniger als eine neue Logik von Bil- 
dungspolitik,die immer untrennbar mit dem 

Begriff Gerechtigkeit verbunden ist, ist vor 
dem Hintergrund veränderter Herausforde- 
rungen notwendig. Daher sind auch Struk- 
turdebatten zwar nicht umsonst, aber zum 
jetzigen Zeitpunkt doch müßig. Denn nur 
vor dem Hintergrund dieser neuen Logik 
können auch adäquate Strukturen geschaf- 
fen werden. Die Rezepte der Bildungsrefor- 
men von vor 30 Jahren sind dazu,auch wenn 
sich prächtig Parallelen im Quellenstudium 
ziehen lassen,nur bedingt hilfreich.lhre Prin- 
zioien müssen auf veränderte Herausforde- 
rungen in der postfordistischen Gesellschaft 
hin untersucht und modifiziert werden. 
Den Auftakt in unserer Bildungsreihe machen 
Tobias Gombert, der zu einer erneuten Dis- 
kussion über Weiterbildung und soziale Inno- 
vation aufruft, und Sonja Staack,die in ihrem 
Beitrag Anforderungen an eine Studienre- 
form aus gesellschaftlicher Perspektive for- 
muiiert.lnden nächsten Ausgaben wollen wir 
in weiteren Artikeln den Fragen nach den An- 
forderungen an eine lntegrationspolitik der 
Bildungsinstitutionen und nach den Zusam- 
menhängen zwischen Bildungs-, Jugend- 
und Sozialpolitik nachgehen. Hinzu kommt 
als weitere Themenbereich die Diskussion 
über Medienkompetenz als Voraussetzung 
für die zunehmend wichtiger werdende Be- 
deutung der Nutzung von Informations- und 
Kommunikationstechnologien. 
Im Laufe des Jahres wollen wir auch fragen, 
wie sich die Diskussion um Spitzenuniversitä- 
ten zum klassischen sozialdemokratischen 
Ziel der Chancengleichheit verhält und den 
dahinter stehenden Elitenbegriff hinterfra- 
gen. Dazu gehört es auch, darüber zu disku- 
tieren, wie die zukünftige Struktur des deut- 
schen Hochschulsystems gestaltet werden 
soll.Eng mit diesemThema verbunden ist der 
Aspekt der Autonomievon Bildungsinstituti- 
onen und deren Ausgestaltung. In diesem 
Kontext wollen wir die Frage diskutieren, ob 
eine weitgehend autonome Organisation der 
lnstitutionen zwingend zu einem Wettbe- 
werbzwischen ihnen führen sollte- sei es um 
knappe Minel oder um die leistungsfähigsten 
Studierenden. Daran schließt die Fraae nach 
der politischen Regulierungsebene an. Die 
Frage lautet hier, wie der deutsche Bildungs- 
föderalismus ausgestaltet werden sollt und in 
welche Richtungzukünftige Reformengehen 
sollen. Diese möalicherweise auf den ersten - 
Blickals abgehoben erscheinende Diskussion 
hat mit der Vorbereitung von Reformvorschlä- 
gen durch die so genannte Föderalismuskom- 
mission von Bund und Ländern eine überaus 
konkrete Aktualität erreicht. Eine häufig 
allenfalls randständig beachtete Frage ist die 
nach der Rolle, die Forschung in unserem Bil- 
dungssystem spielen soll. Es bleibt hier zum 
~eispieizu kiären,obdieFoßchung weiter pro- 
fessionalisiert und noch weiter aus den Hoch- 
schulen herausgelöst werden soil,oder obdie 
Humboldtsche Forderung nach Einheit von 
Forschung und Lehre eine Zukunft haben soll 
und wie diesedann aussehen soll. „ 2,2004 



(Weiter-)Bildung und soziale lnnovation 
Ein Aufruf zur erneuten Diskussion 

Von Tobias Gombert 

Die SPD-Spitze hat als einen 
Schwerpunkt für das Jahr 2004..Bildung und 
Innovation" und damit ein altesThema auf 
die Agenda gesetzt.das alleJahre wieder in 
der Programmatik genannt wird. Durch den 
Zusatz,,lnnovationn gewinnt vor allem die 
Weiterbildung ein besonderes Gewicht, im 
Schnittpunkt von sozialer lnnovation und in- 
dividuellen Bildungsansprüchen des lebens- 
begleitenden Lernens. Doch für den Weiter- 
bildungsbereich gilt in der Politik weiterhin 
die Regel,dass sich die Betonung derwich- 
tigkeit eines politischen Themas zumeist 
umgekehrt proportional zum Gestaltungs- 
und Eingriffswillen der Regierung verhält. 
Auch der Versuch,dassThema Bildung und 
lnnovation dadurch starkzu reden,dass man 
esaus den Sparorgien heraushält, kann nicht 
verdecken, dass die Diskussion von der SPD 
nicht vorangebracht wird. Dieses Heraushal- 
ten aus der Diskussion ist aber einer man- 
gelnden politischen Analyse und einer nicht 
vorhandenen Zielsetzung der SPD wesent- 
lich geschuldet. 
Bei der Weiterbildung sammelt sich dabei in 
besonderer Art und Weise die Unentschie- 
denheit und Ziellosigkeit der SPD im Brenn- 
glas: Die von Günther, Herrmann-Thien u.a. 
dargestellte Konzeptionslosigkeit in der 
Transformation des Kapitalismus hat gerade 
..Bildung" als Auseinandersetzungsfeld seit 
den 1970er Jahren bestimmt (vgl.spw 135). 
.Bildungu fungierte dabei im besonderen 
Maße historisch als Kitt in der Sozialdemo- 
kratiezwischen,,schrittweiser Sozialisierung" 
des Kapitalismus und,,Gerechtigkeit im Kapi- 

setzung der technologischen Innovationen. 
Das Verhältnis der Arbeitnehmerlnnen 
musste dadurch notgedrungen ein gespal- 
tenes sein,denn die Weiterbildung war zwar 
Teil der gesellschaftlichen Produktivkraft- 
entwicklung, unterstützte damit aber auch 
die Entlassungswellen und beschleunigte so 
weiter den in die Krise geratenden Kapitalis- 
mus:,,Nur über eineverknüpfung technolo- 
gischer Modernisierung und Weiterentwick- 
lung mit der Arbeitsorganisation, also der 
Art und Weise des Einsatzes der menschli- 
chen Arbeitskraft, wurden noch Potentiale 
der Rationalisierung und Produktivitätsstei- 
gerungen gesehen." (Paul-Kohlhoff 1997: 
422) Zugleich blieb aber Weiterbildung in 
der Hauptsache ein Mittel zum Zweck,denn 
,,wertschöpfend warsie weiterhin nicht (vgl. 
Paul-Kohlhoff 1997). Insofern ist Weiterbil- 
dung nur so lange für ein Unternehmen von 
gesteigertem Interesse, wie die Arbeitsorga- 
nisation insgesamt umgestellt wird (wie die 
,,postfordistische" Restrukturierung (vgl. im 
Überblick: DörreIRöttger 2004). 
Mit der Schließung des sozialen Raums seit 
den 1980er Jahren, der weiterhin bestim- 
mend ist, werden auch die Räume für eman- 
zipative Fort- und Weiterbildung auf gut si- 
tuierte Milieus eingeschränkt, während 
zugleich die Anforderungen, den Wert der 
Arbeitskraftzu steigern,für alle weiterhin zu- 
nimmt. 
Die Wissensgesellschaft - als ein strategisch 
hegemonialer Begriff, die Subsumtion der 
Bildung(sinstitutionen) und vor allem der 
Weiterbildung unterdas Kapital weitervoran- 

meidlich wäre,denn die SPD müsste bei je- 
der Reform deutlich Stellung beziehen, für 
wen sie das Weiterbildungssystem in 
Deutschland reformieren will. 

Klare Stellung beziehen bei Reformen 
Für eine sozialistisch fortschrittliche Politik 
können dabei nur Arbeitnehmerlnnen und 
ihre Interessen und ihre Partizipation an Bil- 
dung Maßstab sein.Zudem kann eine nach- 
haltige Reform der Weiterbildung nur dann 
greifen,wenn sie mit dem Umbau von Arbeit 
und Wirtschaft insgesamt einhergeht. An- 
satzpunkte für eine solche Reform müssen 
einerseits die Umverteilung gesellschaftli- 
cher Arbeit und gesellschaftlichen Kapitals 
sein,aber auch der Aufbau neuer und anders 
regulierter gesellschaftlicher Arbeitsberei- 
che bei intersektoraler Umverteilung.Auch 
wenn diese Anforderungen hier nurunzurei- 
chend angerissen werden können, sollten 
sie doch Wertungsmaßstab für das politi- 
sche Handeln werden. 

Handlungsfelder i m  komplexen Politik- 
feld,,Weiterbildung" 
Allerdings werden bei einem solchen ersten 
Urteil zur Weiterblldungspolitikder SPD zwei 
Dinge tendenziell vernachlässigt: Zunächst 
handelt es sich bei,,Weiterbildung" um ein 
komplexes gesellschaftliches Feld,dasje nach 
Bildungsziel, Institutionen undTeilnehmerIn- 
nen (teil-)reguliert und organisiert ist;dieWei- 
terbildung gibt es nicht. Zweitens wird ver- 
nachlässigt, dass in diesem komplexen Feld 
nurdann eine sinnvolle Politikgemacht wer- 

ralismus' a s neue..Formel 1 der Soziaidemo- zutreiDen und damit gesellschaft iche Pro- den dann. wenn s i ~  auf menr~ren Ebenen re- 
krar'e' (va . Mannkoof 2000.. Umaekenrt oudrivdrahentwcd uno fur oie kaoitalist'sche n-liert. Insofern muss eine Ana vse. aus oer - - 
hatte,,Bildung" aber auch immer eine spal- 
tende Diskussion zur Folge. die sich über- 
spitzt so darstellt: Weiterbildung wurde nur 
allzu oft als eine Bringschuld gegenüber der 
wirtschaftlichen Fortentwicklung definiert 
und wurde von den,,Chancengleichheitsver- 
tretern" in kritischbürgerlicher Manier 
zugleich durch die Werte eines hermetisch 
abzuriegelnden Bildungsraums angegan- 
gen,eine elitäre Diskussion. 

Zur Entwicklung der Weiterbildung 
Seit den 1980er Jahren ist vor allem die 
(nicht regulierte) betriebliche Weiterbildung 
wesentlich gewachsen. Anlass war die Um- 

Produktionsweise näher anzubinden - steht 
noch am Anfang und wird sich in den nächs- 
ten Jahren noch weiter verstärken (ein mus- 
tergültiges Beispiel für diese Argumentati- 
onsweise findet sich etwa bei Leidhold 2001). 
Dass die SPD das Feld von Bildung und Wei- 
terbildung in den letzten Jahren der Regle- 
rung nicht angegangen ist, mag dann in die- 
sem Zusammenhang nicht nur an der 
ohnehin schwachen bis katastrophalen Bil- 
dungspolitik im Allgemeinen liegen, son- 
dern auch an derTatsache,dass mit der (dia- 
lektisch wirkenden) Weiterbildung eine neu- 
erliche Auseinandersetzung mit den Ge- 
werkschaften oder den Arbeitgebern unver- 

Tobias Gornberr, M.A., arbeitet in der Weiterbildung von Betriebsräten und ist stellvertretender 
Juso-Bundesvorsitzender. 

- , . 
sich politische Handlungs- und Eingriffswei- 
Sen ableiten lassen,seibst zunächst zwischen 
persönlicher Fortbildung,Weiterbildung und 
betrieblicher Weiterbildung unterscheiden 
und sie muss auf die Akteure bezoaen unter- 
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schiedlich reguliert werden. 
Die mehr oder weniger ineinander greifen- 
den politischen Ebenen sind dabei analyti- 
sche Anhalt~punkte~dieauch die Eingriffsfel- 
der darstellen: 
Geklärt werden muss - als Grundlage für 
jegliche Form der Weiterbildung und Fortbil- 
dung -, wie die individuelle soziale Absiche- 
rung (Kosten der Reproduktion) neu organi- 
siert werden soll. Die Umgestaltung der Ar- 
beitslosenversicherung zu einer Arbeitsver- 
Sicherung bleibt hier eine wesentliche 
Grundlage (vgl.Mikfeld 2000).Sie hat dabei 
e ne ooppe te F~nktion Emerse 1s soll 5 r Oie 
o~rchscnn tt ~cne gesellschaftliche Aroe ts- 



Zeit verringern und damit zu einer Umvertei- 
lung gesellschaftlicher Arbeit führen. 
Andererseits hat siezum Ziel,möglichstallen 
Menschen den Zugang zu Fort- und Weiter- 
bildungsangeboten zu öffnen. Betrachtet 
man die Beteiligung der gesellschaftlichen 
Schichten und Milieus, ist dies nach wie vor 
eines der drängendsten Probleme. So sind 
weit überdurchschnittlich Arbeitnehmerln- 
nen der oberen Einkommen und des öffent- 
lichen Dienstes an Weiter- und Fortbildungs- 
maßnahmen beteiligt (vgl.dazuBMBF2001). 
Die Chancen eines solchen umverteilenden 
Systems könnten in den nächsten Jahrzehn- 
ten größer werden: Ein Fachkräftemangei, 
der durch eine (nur schwer) zu prognostizie- 
rende Demografie entstehen kann, wird auf 
Dauer wahrscheinlich eine Intensivierung 
der Fort- und Weiterbildung notwendiger 
denn je machen. Gleichzeitig wird die Pro- 
duktivkraftentwicklung in hochtechnologi- 
sierten Industriezweigen eine beständige 
Weiterbildung weiterhin unumgänglich ma- 
chen.Unabhängig davon, muss es inVorbe- 
reitung auf diese Situation wesentlich dar- 
um gehen,die persönlichen Freiräume und 
gesellschaftliche Gestaltung der Weiterbil- 
dung zu stärken.Dievorallem marktförmige 
Organisation der Weiterbildung wird 
ansonsten die Ungleichheiten weiter ver- 
stärken und den Einfluss der Wirtschaft auf 
den Bildungsbereich weiter erhöhen. Hier 
gilt es insbesondere der (weiteren) Subsum- 
tion der Arbeit unter das Kapital bezogen 
auch auf die immaterielle Arbeit und Bil- 
dung eine gesellschaftliche Perspektive ent- 
gegenzusetzen. 
Betriebliche Ebene - Auf der betrieblichen 
Ebene hat sich seit dem Wechsel der Bundes- 
regierung 1998 nurwenig getan. Hervorzuhe- 
ben ist vor allem die Möglichkeit von Be- 
triebsräten durch Beschäftigungssicherung 
bei drohenden betrieblichen Kündigungen 
Qualifizierungsprogramme auszuhandeln (5 
92 a BetrVG) (vgl. dazu Schwarzbach 2003). 
Neben den weiterhin wichtigen Rechten der 
Betriebsrätebildung (5 37 BetrVG) ist damit 
ein wesentliches Handlunsgfeld betrieblicher 
lnteressenvertretung ergänzt worden. 
Allerdings ist damit nur ein Teilerfolg gelun- 
gen,denn Weiter- und Fortbildung wird nicht 
prinzipiell als mitbestimmungspflichtig fest- 
gesem.Dieser Schrin wäreaber auf betriebli- 
cher Ebene besonders wichtigrum Betriebsrä- 
ten in Zusammenarbeit mit den Gewerk- 
schaften die Möglichkeitzu geben.als Anwäl- 
te für die Arbeitnehmerlnnen zu agieren, um 
nicht nur betriebliche Zwecke, sondern auch 
emanzipative Ziele der Arbeitnehmerlnnen 
durchsetzen zu können. Betrachtet man die 
ausgesprochen geringe Beteiligung der Ar- 
beitnehmerlnnen an den Bildungsurlaubsre- 
gelungen der Länder,so stellt sich die Frage, 
ob nicht Verhandlungen über erzwingbare 
Betriebsvereinbarungen mit betrieblichen 
Rahmen für individuelle Fort- und Weiterbil- 
dung ein wichtiger Beitrag wäre, um die Be- 

teiligungsraten zu erhöhen. Dazu muss 
allerdings eine Umlagefinanzierung für Fort- 
und Weiterbildung organisierrwerden.vor al- 
lem von den großen Unternehmen und Kon- 
zernen zu den klein- und mittelständischen 
Unternehmen einer Branche. 
Tarifliche Ebene - Weiterbildung und B e ~ f s -  
ausbildung werden immer häufiger Gegen- 
stand vonTarifverhandlungen.DieseTendenz 
ist zunächst zu begrüßen, zumal Weiterbil- 
dunq wesentlich an die Bedürfnisse in der 
Branche gebunden sind.DieTarifparteien soll- 
ten für eine Reform betrieblicher Weiterbil- 
dung weiterhin einestarke Rolle haben.Fürta- 
riffreie Betriebe und Unternehmen sollte aber 
eine Mindestregelung durch ein bundesein- 
heitliches Rahmengesetzgeschaffen werden. 
Gesetzgeberische Ebene -,Bildung ist Län- 
dersache'ist eine der wesentlichen Pfeiler des 
Föderalismus.Sicherlich wird in der Neuord- 
nung der Bund-Länder-Kompetenzen Bil- 
dung eine zentrale Rolle spie1en.Z~ befürch- 
ten ist dabei,dass der Bund die Einwirkungs- 
möglichkeiten des Bundes als Faustpfand für 
die Verhandlungen mit den Ländern einset- 
zen könnte. Gerade für die Weiterbildung 
könnte das aber ein großes Problem werden. 
Gerade weil die Stärkung der individuellen 
Räume für Emanzipation kleiner werden und 
damit die lukrative berufliche Weiterbildung 
allein übrig zu bleiben droht,sollte der Bund 
endlich ein Weiterbildungsrahmengesetz be- 
schließen,das auch die Förderungsmöglich- 
keiten von benachteiligten Regionen absi- 
chert. Eine Wenbewerbskonstellation verhin- 
dert eine nachhaltigevernetzung von regio- 
naler Strukturpolitik mit den entsprechenden 
Weiterbildungsangeboten. Nur wenn der 
Bund diesbezüglich auch gegenüber der EU 
als starker Akteur auftritt, kann eine ausglei- 
chende Entwicklung stattfinden.Bundesein- 
heitlich sollte auch der Rahmen für eine de- 
mokratische Kontrolle der Weiterbildungs- 
kosten geregelt werden, wobei - anders als 
bisher-die unterschiedlichen Akteurestärker 
in die Entscheidungswege eingebunden wer- 
den sollten. 
Die SPD muss im Bereich der Weiterbildung 
neue Konzeptionen erarbeiten, sie sollte die 
Diskussion jetzt wieder aufnehmen. 

rpui 2 1 2 m  

Literatur: 
K.oone, B. Röttger, Dar neue Marktregime.spw 135.25- 

33. - -  

T.Günthe$A.Herrmann,H.-G.Thien lu.a.l,Fragenzum Ka- 
pitalismus heute, rpw 135.22-25. 

BMBF (Hg.), Berichtrryrtem Weiterbildung VIiI. Bonn 
2001 

B. Mahnkopf, Fomel 1 der neuen Sozialdemokratie. in: 
Prokia (301 121,489-526. 

B.Mikfeld, Die.Arbeitrverricherung als Kern einer wohl- 
fahrtrrtaatlichen Erneuerungrprojekter. in: Juso- 
Bunderverband (Hg.),Argumente.312000,56-69. 

A.Paui-Kohlhoff.Berufraurbildung und Weiterbildung.in: 
A.Bernhaid.L.Rothermel.Handbuch Kritische Päda- 
gogik,Weinheim 1997,415-424. 

W. Leidhold. Wirrenrgerellschaft. in: K:R. Korte, W Wei- 
denfeid lHg.l.DeutrchlandTrendbuch.Bonn 2001. 

M. Schwarzbach. Betriebsrat und Beschäftigungrriche- 
rung,Münrter 2003. 

Bad Women 2004 
Taschenkalender224 S.:EUR 795 

FrecheSprüche,toiie Bilder, makabre Wihe. 
m e  Kankaluren und alletiei inlm zu 

chaotischen Weibern aus Geschichteund 
Gegenwan lnternelund Phantasie 

Coorad Schuhiei Unter Heleno Saiia Macht 
Brüdern €UR i1.00 ohne Moral EUR 15.90 

Die USA, Europa und die Was uns plitisch. 
Neuordnung der Welt- ökonomisch und historisch in 

Gemeinsamkeit und dieSackgassegeführt hat 
Konkurrenz, interesswi- und wie wir wieder aus ihr 
gleichheil und KonlliM herauskommen 

Wo die MenUiche VomParadoxm 
Schuldeniasl hehornmt kap'hali~üscben Wohlstands 

und wo sie hingeht undseiner UbeMindung- 
und wie dem abgehoilen eineEinfüh~ngin die 

werdwi kann poliüihe0konomie 

ne&it N E ~ ~ X  Die K G. zinn Wie Reichtum 
Schuldenialk EUR 15.w ArmutSchafftEUR 14.80 

-%%dew2x.3 

. . 
Wie Reichtum 
Armut scham 
, ,  . , ,. ,,*. . 

F 



Studium, Wissenschaft und Praxis 
Zur Notwendigkeit einer umfassenden S tud ienre fo rm aus 
gesel lschaft l icher Perspektive 

Von Sonja Staack 

Eines der schillerndsten Schlagwor- 
te der aktuellen Studienreformdebatte ist 
die,Praxisorientierung'von Studiengängen. 
Einst als Forderung der Studentenbewe- 
gung in die Diskussion gebracht,scheint der 
Begriff heute mit Unterstützung von Arbeit- 
geberverbänden und Kultusministerlnnen 
eine neue Karriere zu erleben.Was aberver- 
birgt sich wirklich hinter der vermeintlichen 
Neuauflage? 
Je spezialisierter der Studiengang,desto pra- 
xisorientierter - so begegnet uns die Bache- 
lor-/Masterdebatte 

terbildungsbereich ist in der Regel privat fi- 
nanziert (das schließt bereits heute einen 
nicht unerheblichenTeil der Master-Studien- 
gänge ein).Jede oder Jeder soll selbst,ratio- 
nal genug' sein, die knappen Ressourcen 
nicht durch marktferne Studieninhalte in 
den Sand zu setzen. 
Denn zur ,eigenverantwortlichen' Gestal- 
tung des Qualifikationserwerbs gehört die 
Privatisierung der damit verbundenen Risi- 
ken:Wer sich nicht marktförmig genug qua- 
lifiziertsodie Drohung,wird in die Arbeitslo- 

sigkeit verabschiedet. 
derzeit häufig vor Ort. Strukturelle Probleme 
Mit einem,Master of Maßstab der Studien- wie massenhafte Ar- 

~~~~~ ~ ~- ~~. 
Applied Polymer Sci- reformdebatte kann nicht beitslosigkeit werden 
ence' oder ,Lean Ma- damit zu individuei- 
nagement Consul- der kurzfristige Qualifika- lernversagen ,,,,,defi- 
ting' sei man für den tionsbedarf des niert. ~ e ;  Staat be- 
B e r u f s e i n s t i e g  schränkt seineverant- 
allemal besser be- Arbeit~marktes~sondern wortung darauf, zu 
dient als mit einem nur der langfristige Bedarf gewährleisten, dass 
herkömmlichen Di- jeder seine Chance 
piom in Physik oder der Gesamtgesellschaft gehabt hat (,Start- 
BWL. Hochspeziali- sein. chancengleichheit'). 
sierte Studiengänge Das Employability- 
werden auf eine aktu- Konzept reiht sich da- 
elle Arbeitsmarktnischeausgerichtetdiean mit nahtlos in die aktuelle Sozial- und Be- 
der Hochschuleerworbenen Qualifikationen schäftigungspolitikvon der Agenda 2010 bis 
müssen im Job unmittelbar verwertbar sein, zu den Hartz-Gesetzen ein. 
alles andere gilt als Schnickschnack - und Maßstab der Studienreformdebatte aus ge- 
fällt der ,Entrümpelung' der Studienpläne sellschaftlicher Perspektive kann sinnvoller 
zum Opfer. Weise aber nicht der kurzfristige Quaiifikati- 

onsbedarf des Arbeitsmarktes, sondern nur 
Vom Praxisbezug zur Employability der langfristige Qualifikationsbedarf der Ge- 
Kernbegriff der,neuen Praxisorientierung'ist samtgeseilschaft sein. Hier liegt nun der 
die Beschäftigungsfähigkeit (employability) Hase im Pfeffer: Der zukünftige Qualifikati- 
der Absolventlnnen. Mit einer dauerhaften onsbedarf der Gesamtgesellschaft ist ohne 
Berufsfähigkeit hatdieseallerdingswenigzu Vision der gesamtgesellschaftlichen Ent- 
tun.Vielmehrgehen dievordenkerdes neo- wicklung nicht diskutierbar. Insofern bleibt 
liberalen Employability-Konzeptes davon die .gesellschaftliche Perspektive' abstrakt. 
aus,dass das im Studium erworbene Wissen solange sie gesellschaftliche Interessenkon- 
eh immer schneller überholt sein wird flikteverschweigt. 
(,HalbwertZeit des Wissens'). Sie plädieren 
daher für eine möglichst kurze wissen- Kritischoderaftirmativstudieren? 
schaftsbasierte Erstausbildung (Bachelor), Wer mit der Gesellschaft,~~ wie sie ist,ganz 

kommens in gegebenen Verhältnissen be- 
schränkt und aus der Hoch- somit eine Art 
Berufsschule gemacht.Ziel des Studiums ist 
der Typus von Absolventlnnen, den Hork- 
heimer beschrieben hat als .das sich frei 
fühlende, die gesellschaftlichen Tatsachen 
als notwendig anerkennende, die eigenen 
Interessen auf dem Boden der Wirklichkeit 
verfolgende Individuum" (M. Horkheimer: 
Autorität und Familie, in:Traditionelle und 
kritische Theorie, FrankfurtIMain 1992 
(1936), 5.168). 
Um dieses Ziel zu erreichen, kommt der Kon- 
kurrenz unter Studentlnnen eine Schlüssel- 
funktion zu..Form und Gegenstand des Ler- 
nens [im Wettbewerb] bewirken notwendi- 
gerweise. Wissen zur aktiven Gestaltung der 
Gesellschaft nichr zu erwerben (das heißt 
unpolitisch zu sein), statt dessen aber den 
gesellschaftlichen Prozess als extern,als un- 
beeinflussbar zu verstehen und sich ihm zu 
unterwerfen. [...I Durch Wettbewerb werden 
auf dem freien Markt die überlegenen Ver- 
fahren undverhalten herausgesiebt.Überle- 
gen ist hierbei, was zu persönlichem Erfolg 
und Wohlstand verhilft,zumindest aber das 
Überleben absichert. Diese Überlegenheit 
wird also in dieser Weise als Anreiz und Vor- 
bild erfahrbacsie fordert zur Nachahmung 
auf. Die erlernbaren Verfahren und Verhalten 
sind hierbei stets individuell,da siesich ja bei 
derVerfolgung persönlicher Ziele als erfolg- 
reich erwiesen haben.Folglich können in ei- 
ner solchen Gesellschaft effektiv nur indivi- 
duelle Überlebens- und Bereicherungsprak- 
tiken erlernt werden; mehr zu lernen lassen 
die von den erfolgreichen Personen ausge- 
sandten Signale nicht zu. Leben im Wettbe- 
werb bedeutet also eine Art beständiger 
Abenteuerurlaub oder Fitneßcamp ..." (H. 
Schui,R. Ptak,S.Blankenburg,G.Bachmann, 
D. Kotzur: Wollt ihr den totalen Markt? Der 
Neoliberalismus und die extreme Rechte, 
München 1997.S.63). 
Wer allerdings in einer Hochschule einen Ort 
sieht.an dem Lösungen für gesellschaftliche 

der ebenslanglich Qualifikations-Updates zufrieden sf. kann sich getrost auf den Ar- Problemeerarbeitet und ~ r i n d i a ~ e n  L r  ge- 
folgen mussen (-ebenslanges Lernen). beitsmarktbedarf von hedte bzw.mitrelfrir- sellschaftlichen Fortschrirt enrwickelt wer- 

~ ~- ~ 

Die Verantwortung für den Erhalt der eige- tige Konjunkturprognosen stützen. Damit den, der muss andere Anforderungen an 
nen Beschäftigungsfähigkeit wird dabei auf wird die Praxisorientierung von Studien- eine umfassende Studienreform formulie- 
die oder den Einzelnen abgewälzt. Der Wei- gängen auf die Vorbereitung des Zurecht- ren.Wenn Studentlnnen Kenntnisse und Fä- 

higkeiten erwerben sollen, um soziale und 
. .. - - - .  ~. . . . ökologische Reformen an ihrem späteren 

Arbeitsplatz durchzusetzen, gewinnt auch 
Sonja Staock, oktiv bei derJuso-Hochschulgruppe Hamburg und in der studentischen Tarifver- die Berufsorientierung des Studiums eine 
tragsinitiative neue Dimension. Und ist in Zeiten rasant 



steigender Arbeitslosigkeit anstelle .einer 
stromlinienförmigen Arbeitsmarktorientie- 
rung nicht vielmehr das Hinterfragen der Ur- 
sachen struktureller Arbeitslosigkeit die bes- 
te Praxisorientierung? 

(un)soziale Kompeienzen 
Mal-soft skills', mal,Kern-',mal,Schlüsselqua- 
lifikationen' genannt - eines der Lieblings- 
themen der Sonntagsreden von Studienre- 
formern sind fehlende soziale Kompetenzen 
von Hochschulabsolventlnnen. Im Gegen- 
satz zu bestimmten fachlichen Kenntnissen 
lassen sich soziale Kompetenzen aber nicht 
einfach auf den Stundenplan setzen (wie 
derzeit allerdings häufig gefordert), sondern 
werden vielmehr durch die Art und Weise 
des Lernens bestimmt. Der beste Rhetorik- 
Kurs ist immer noch eine ausgeprägte Dis- 
kussionskultur in den Seminaren. 
Irgendwelche ,soft skills' werden dabei 
grundsätzlich gelernt:Wer projektorientiert 
studiert, lernt dabei bestenfalls selbständi- 
ges und forschendes Lernen sowie die soli- 
darische Zusammenarbeit mit den Kommili- 
tonlnnen.Wer Frontalunterricht über sich er- 
gehen lassen muss,lernt zuzuhören und äu- 
ßere Anforderungen zu erfüllen.Wer stets in 
Konkurrenz zu seinen Kommilitoninnen 
steht, lernt,sich zu verkaufen und gegen an- 
dere durchzusetzen. 
Die Definitionsmacht darüber, ob ,Teamfä- 
higkeit' vor allem auf Durchsetzungsfähig- 
keit oder vielmehr auf solidarisches Agieren 
aufbaut, ob,Kommunikationsfähigkeit'dazu 
dienen soll,die Anliegen anderer zu erken- 
nen und zu berücksichtigen,oder ihnen viel- 
mehr die eigene Sichtweise zu verkaufen, 
bleibt umkämpft.Eines aber ist sicher: Nicht 
überall, wo ,soziale Kompetenzen' drauf- 
steht, sind auch wirklich,soziale' Kompeten- 
Zen gemeint. 
Wenn wir Berufsorientierung nicht als un- 
mittelbare (und ebenso schnell wieder ver- 
fallende) Ver~ertbarkeit~sondern als dauer- 
hafte Berufsfähigkeit verstehen wollen. 
können wir beständige Anpassungsfähig- 
keit und -bereitSchaft kaum als Schlüssel- 
qualifikationen durchgehen lassen. Viel- 
mehr muss ein Studium Kenntnisse und Fä- 
higkeiten vermitteln, die eigenen Arbeits- 
und Lebensbedingungen immer wieder 
kritisch zu hinterfragen, anhand eigener 
Maßstäbe aktiv in ihre Gestaltung einzu- 
greifen und neue Tätigkeitsfelder zu er- 
schließen. 
Hierzu gehört auch die lebensbegleitende 
Weiterentwicklung der eigenen Qualifika- 
tion. Die Grundlage für eine selbständige 
wissenschaftliche Urteils- und Handlungs- 
kompetenz und damit die Befähigung 
zum lebensbegleitenden Lernen steht 
aber in direkter Relation zum wissen- 
schaftlichen Niveau der Erstausbildung, 
welche in dieser Qualität daher nicht weni- 
ger,sondern mehr Menschen als bisher zu- 
gänglich sein muss. 

Lebenslanges Lernen - Lebenslange Se- 
lektion? 
Die Ermöglichung lebenslangen Lernens 
hängt wesentlich von der individuellen und 
sozialen Durchlässigkeit des Bildungssys- 
tems ab. Insofern könnte die Einführung ei- 
nes zweistufigen Studiensystems (wie 
beispielsweise des Bachelor/Master-Sys- 
tems) ein Schritt zu einer fortschrittlichen 
Gestaltung lebenslangen Lernens sein, so- 
fern es die Durchlässigkeit der Hochschulbil- 
dung für individuelle und interdisziplinäre 
Studienwege erhöhen sowie zur Durchläs- 
sigkeit akademischer und beruflicher Bii- 
dung beitragen würde. 
Der aktuelle Druck zur flächendeckenden 
Einführung eines Bachelor-IMastersystems 
in Deutschland zielt hingegen auf schärfere 
Selektionsmechanismen innerhalb des Stu- 
diums sowie insgesamt auf einen Bildungs- 
abbau durch ein verkürztes Regelstudium. 
So erklärte die Kultusministerkonferenz in 
ihrer Presseerklärung zum Beschluss neuer 
Strukturvorgabenfürdie neuen Studiengan- ... 

ge (10.1 0.2003):,,Die Strukturvorgaben stel- 
len klar.dass der Bachelorabschluss künf*:- .'Y 

den Regelabschluss eines Hochschulstudi- 
umsdarstellt.Dementsprechend müssen Pa- 

Bildungssystem aufgebaut.lndividuelle Ent- 
scheidungen über Bildungswege werden 
damit nicht seltener,sondern häufiger in bi- 
ographische Sackgassen führen. 

In die Offensive kommen! 
Eine fortschrittliche Alternative zu diesem 
Trend ist in der bildungspolitischen Debatte 
derzeit nur sehr zaghaft zu vernehmen.Un- 
ter dem immensen neoliberalen Druck auf 
eine unmittelbareverwertbarkeit der Studi- 
eninhalte haben sich einige Studentlnnen- 
Vertretungen auf eine reine Abwehrposition 
gegenüber der Berufsorientierung zurück- 
gezogen. Sie geraten damit partiell in er- 
staunliche politische Nähe zur konservati- 
ven Position,das Bildungssystem als.Elfen- 
beinturm'ohne jeglichen Bezug zur Außen- 
welt zu begreifen. Die Gewerkschaften hin- 
gegen tendieren eherdazu,die tradierte For- 
derung nach einer Praxisorientierung der 
Hochschulbildung ohne eine genauere Be- 
stimmung dieses Begriffes hochzuhalten 
und finden sich damit häufig unverhofft mit 
den Arbeitgebern in einem Boot. Faktisch 
sind es derzeit weder Studentlnnen noch 
Gewerkschafterlnnen. die dieses Boot steu- 
ern 

chelorabsch Lsse berufsqualifizierena sein Der Begriff einer kritiscnen Praxisorientie- 
~ n d  aie nissenscnaftlichenGrundlagen.Me r-na lasst sicn nur aus dem Zusammenhana 
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thodenkompetenz und berufsfeldbezoge- von kritischer Hochschulbildung und kriti- 
nen Qualifikationen vermitteln,die für einen scher Arbeit mit Leben füllen.Hierfür ist eine 
Eintritt ins Berufsleben erforderlich sind.Wer Wiederbelebung der gemeinsamen bil- 
- vielfach nach einer ersten Phase der Be- dungspolitischen Diskussionvon Studentln- 
rufspraxis - im Masterstudiengang weiter nenschaften und Gewerkschaften eine 
studieren will, soll neben dem Bachelorab- wichtige Basis. Eine Praxisorientierung in 
schluss besondere Qualifikationen im Hin- diesem Sinne ist nurqesen den erbitterten . . 
olic* a ~ f  die spezifischen Anforderungen W'oerstano derjenigen durcnsetzbar.oie oei 
des ;ewe'ligen Maiterstuo~engangs nacn- den gegenwartigen hochichul'reformen' 
weisen." am Rudersind.Aberes 1ohntsich:Denn wis- 
Im Klartext: Wer sich nach dem Bachelor senschaftliche Qualifikation ist eines der 
nicht überdurchschnittlich gut verkauft, wichtigsten Instrumente zur Veränderung 
fliegt raus. Statt die soziale Durchlässigkeit des Beschäftigungssystems - und der Ge- 
zu erhöhen, werden hier neue Barrieren im samtgesellschaft. $W 2 1 2 0 ~  
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Hilde Wogner/Armin Schild (Hrsg.), Der FIÖ- 
chentorif unter Druck. Die Folgen von Verbe- 
trieblichung und Vermorktlichung, VSA-Verlog, 
Hamburg, 2003, EUR 77,80, sFr31,OO 

Das,,Tarikartells" der Gewerkschaften 
wird von neoliberalen Politikern vehement kri- 
tisiert. Union und FDP fordern eine Abschaf- 
fung der F1ächentarifverträge.Neoliberale Poli- 
tiker scheinen sich einig zu sein:DleTarifauto 
nomie soll eingeschränkt werden. Ein großes 
Lagerfeuer,um dieTarifverträge hinein zu wer- 
fen,wünscht sich der Präsident des Industrie- 
Bundes Michael Rogowski. Gewerkschaften 
sollen sich aus den betrieblichen Fragen her- 
aushalten,regeln könnten vorOrt Betriebsräte 
die Belange der 8eschäftigten.Kanzler Schrö- 
der hat bei Vorstellung seiner Agenda 2010- 
Pläne von den Gewerkschaften Zugeständnis- 
se gefordert,auf freiwilliger Basis dieTarifver- 
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träge weitgehend für betriebliche Regelungen 
zu öffnen. 
Die Beschäftigten zeigen bei bundesweiten 
Protestaktionen deutlich Ihre Wut. Mehr als 11 
000 Beschäftigtedemonstrierten etwa in Köln, 
Bochum und Herne.6000 Beschäftiate im Saar- <~ ~~~ 

louiser ~ord-~erk.2'5 000 Beschäftigte in Wolfs- 
burg oder 3500 VW-Beschäftigte in Salzgitter. 
Die Angriffe richten sich auf Flächentarifverträ- 
ge,die für viele Beschäftigte Mindestbedingun- 
gen festlegen.Neben dem Gehalt zählen Son- 
derzahlungen wie Urlaubsgeld oder der Ur- 
laubsanspruch dazu. In der Neuerscheinung 
,,Der Flächentarif unter Druck - Die Folgen von 
Verbetrieblichung und Vermarktlichung"er1äu- 
tern verschiedene Autoren aus dem IG Metall- 
Umfeld die aktuellen Entwicklungen. 
Dem IAB Betriebspanel zufolge sind in der 
Metall- und Elektroindustrie in Westdeutsch- 
land 63% der Beschäftigten tarifgebunden. 
Diese relative Stabilität - so Hilde Wagner 
von der IG Metall - zeigt,dass es,,auch unter 
schwierigenvorzeichen immer noch gelingt, 
gleiche Konkurrenzbedingungen für die Un- 
ternehmen und die beschäftigten zu defi- 
nieren und damit Wettbewerb untereinan- 
der zu begrenzen". Allerdings ist die Wir- 
kungskraft der Flächentarifverträge in den 
letzten Jahren geringer geworden. Dies hat 
mehrere Gründe. 
Ein Grund sind -von den Gewerkschaften 
vereinbarte - Öffnungsklauseln, die Rege- 
lungen über Unternehmer und Betriebsräte 
auf betrieblicher Ebene ermöglichen. 
In den Tarifverträgen von über 80 Wirt- 
schaftszweigen und Tarifbereichen für rund 
15 Millionen Beschäftigte finden sich nach 
Angaben des WSI-Institutes der Hans-Böck- 
ler-Stiftung Hunderte von Öffnungsklauseln. 
Sie beziehen sich auf Löhne und Gehälter,Ar- 
beitszeitdauer und -verteilung, Urlaubs- und 
Weihnachtsgeld und andere tarifliche Vor- 
schriften.Die bestehenden Regelungen wer- 
den breit angewendet:35 % der Betriebsräte 
gaben in der WSI-Betriebsrätebefragung 
2002 an, dass die tariflichen Öffnungsklau- 
seln betrieblich genutztwerden.Die Entwick- 
lung zurVerbetrieblichung derTarifpolitikse- 
hen - entgegen den von der CDU suggerier- 
ten Verhältnissen - Betriebsräte eher skep- 
tisch. Knapp 38 %der Befragten beurteilen 
diese Entwicklung,,z,wiespältig:und42% hal- 
ten es für "generell problematischiweil die- 
serTrend zu einer noch stärkeren Belastung 
des Betriebsrats führt und eine wirkungsvol- 
le Einflussnahmeoft kaum noch möglich ist. 
Ein weiterer Grundfürdie nachlassende Bin- 
dung der Flächentarifverträge in den Betrie- 
ben, sind - seit Jahren stattfindende - tief- 
greifende Umwälzungsprozesse. 
Heutige Mangementstrategien zielen auf De- 
zentralisierung ab und nutzen,,schlanke Pro- 
duktionsmethoden". Dies hat dazu geführt. 
dass weniger Mitarbeiter und Mitarbeiter- 
innen direkt angestellt werdemviele Unter- 
nehmen nehmen nur noch ihre Kernaufgaben 
selbst war, während sie Nebenaufgaben an 

Drittevergeben.Dasführtzu einer großen Zahl 
von Zulieferern und Unterauftragsnehmern. 
Diese grundlegenden Veränderungen in der 
Arbeitswelt führen zu tiefgreifendenverände- 
rungen der Arbeitsbedingungen. 
Die Zunahme prekärer Arbeitsverhältnisse 
wirkt sich verschlechternd auf die Arbeitsbe- 
dingungen der Beschäftigten aus. Befristete 
Beschäftigung, Teilzeitarbeit. Leiharbeit und 
scheinselbständige Tätigkeit sowie ..Heimar- 
beit und ihre besondere Äusprägung,die~eie- 
arbeit" bringen für alle Beschäftigten Nachtei- 
le.wenn sich dieBezahlunaan denschlechtbe- < 

zahlten Randbelegschaften orientiert. 
Die Unternehmen orientieren sich im letzten 
Jahrzehnt immer stärker an den Kapital- und 
Finanzmärkten. Nach dem Shareholder-Va- 
lue-Prinzip sorgen unternehmensinterne 
Kontroll- und Steuerungssysteme dafür, die 
die Finanzverhältnisse in den Unternehmen 
transparent machen. Die Renditevorgaben- 
werden enorm gesteigert. 
Die Unternehmen richten sich stärker an 
den Absatzmärkten aus. Und die Beschäf- 
tigten werden direkt mit den Zwängen des 
Marktes in Form konfrontiert. Die Konkur- 
renzbeziehungen werden verstärkt direkt 
in die Unternehmen hereingeholt.Beschäf- 
tigte sollen .Unternehmer im Unterneh- 
men"sein,Steuerung erfolgt indirekt durch 
Benchmarks und Kennziffern. Die Unter- 
nehmen versuchen die erhöhten Gewinnri- 
siken durch eine Variabilisierung bisher fi- 
xer Kosten abzufangen. Oberste Priorität 
haben dabei die Personalkosten und damit 
das Einkommen der Beschäftigten. 
Das Ergebnis: Leistungsdruck und Gesund- 
heitsgefährdungen steigen enorm. Arbeits- 
zeitregelungen von Tarifverträgen werden 
nicht eingehalten, die Bezahlung - durch 
Öffnungsklauseln - verstärkt vom ..unter- 
nehmerischen Erfolg"abhängig. 
Aber auch innerhalb der IG Metall wird seit 
der letzten Tarifrunde der Metall- und Elekt- 
roindustrie über die ,,Erneuerung des FIä- 
chentarifvertrages" (Wagner) diskutiert. 
Betriebsräte undVertrauensleutegroßer Auto- 
mobilkonzerne fordern, in der Tarifpolitik zu- 
künftig stärker zwischen ertragsstarken und 
ertraasschwachen Betrieben zu differenzieren - 
soll.Der Band zeigtjedoch,welche Folgen d ie  
se ,.zweistuftgeTarifpolitik haben wird:in eini- 
gen Großbetrieben werden möglicherweise 
höhere Tarifabschlüsse vereinbart als in den 
anderen 8etrieben.DieBeschäftigtenin kleine- 
ren Betrieben werden dann von der Einkom- 
mensentwicklung der Branche abgekoppelt. 
Bereits dieTariföffnungsklauseln benachteiii- 
gen Beschäftigte in diesen Unternehmen.Für 
die IG Metall besteht deshalb die Gefahr,wei- 
teTeile der Arbeiterschaft durch die eigene 
Tarifpolitik zu spalten. Gefahren für die Ar- 
beits- und Lebensbedingungen gehen also -~ ~ 

nicht nur von den Bestrebungen von CDU. 
FDP und Unternehmerverbänden aus. 

Morcus Schworzboch fKossel1 



Uwe-Jens Heuer:,,Morxisrnus undPolirik", VSA- 
Verlag, Homburg, 2W3, 18,- Euro 

Ein Buch das jeder,Realpolitiker" 
aus dem Spektrum linker Parteien lesen soll- 
te,um zu erkennen,dass die Realität nur als 
Totalität des gesellschaftlichen Seins zu be- 
greifen ist und das es in dieserTotalität prä- 
gende Kategorien gibt,die mit anderen zwar 
stets verbunden,aber nicht stets mit diesen 
unmittelbar Deckungsgleich sein müssen. 
Der Autor, selbst acht Jahre Bundestagsab- 
geordneter für die PDS,zeigt in seiner Dar- 
stellung der Analysen von Marx,wiedieöko- 

Perer F. Müller und Michael Müller, Gegen 
Freund und Feind - Der BND: Geheime Politik 
und schmutzige Geschäfte, Rowohlt Verlag 
2003,24.90 Euro 

In den 80er Jahren hatten Bürger- 
rechtler und sogar eine Bundestagspartei - die 
Grünen-dieAbschaffungallerGeheimdienste 
gefordert.Bekanntlich ist daraus nichtsgewor- 
den. Dass ein solcher Schritt vernünftig gewe- 
sen wäre,zeigt das Buch"Gegen Freund und 
Feind - Der BND:Geheime Politikund schmut- 
zige Geschäfte" von Peter F.Müller und Micha- 
el Müller. Denn die Autoren haben eine Art 
Kompendium verfasst über die Machenschaf- 
ten eines staatlichen Apparats,die jeden De- 
mokraten erzürnen lassen müssen. 
Der Bundesnachrichtendienst entstand als Or- 
ganisation Gehlen aus den Überbleibseln der 
nazistischen Wehrmachtsabteilung Fremde 
HeereOst.Die Autoren erinnern im ersten Ka- 
pitel .Von der Ostfront nach Pullach: Die Ära 
Gehlen" klugerwei~edaran~dass im Jahre 1950 
mit Otto John ein Antifaschist zum Chef des 
neuen Bundesamtes fürVerfassungsschutzer- 
nannt worden war. Ein starker Konkurrent für 
den ehemaligen Nazi-Geheimdienstler Rein- 
hard Gehlen, der von einem nachrichten- 
dienstlichen Monopol geträumt habe. John 
war ohne Wenn und Aber gegen die Wieder- 
bewaffnung und für die Wiedervereinigung. 
,,Von Gehlen soll der Satz stammen,der in Bon- 
ner Ministerien kursierte:,Einmal ein Verräter, 
immer ein Verräter': schreiben die Autoren. 
Ende 1955 verschwand John plötzlich und 
fand sich in Ostberlin wieder.KurzeZeit später 
kehrteer in die Bundesrepublikzu~ck und er- 
klärte, er sei von einem Bekannten,dem Arzt 
und Agenten Wolfgang Wohlgemuth betäubt 
und nach Ost-Berlin entführt worden. Bis zu 
seinem Tode im Jahre 1997 blieb er - ohne 
Aussichtauf Rehabilitation - bei seiner Darstel- 
lung.Seit 1956 haftete ihm in der Bundesrepu- 
blikder dem bürgerlichenTod gleichkommen- 
de Ruf an, ein DDR-Spion gewesen zu sein. 
"Nichtszeigt besser dieZügellosigkeit,mit der 
die ideologische Schlacht geschlagen wurde, 
alsdie AffäreJohn",resümieren Peter F.Müller 
und Michael Müller diesen spektakulären Fall. 
Im Jahre 1956 nahm die Organisation Geh- 
len als Bundesnachrichtendienst offiziell ihre 

nomie des Kapitalismus eine Art "naturge- 
setzliche" Dynamik auf die Gesellschaft aus- 
löstrausderen Bann sich die Politik niegänz- 
lich entfernen kann, mit deren Entwicklung 
sie aber nicht automatisch immer identisch 
sein muss. Weshalb politische Kämpfe 
durchaus dazu führen können,dass der Grad 
der Ausbeutung und Unterdrückung am Ar- 
beitsplatz und der Gesellschaft reduziert 
werden können. ohne sie aber gänzlich auf 
diesem Weg der politischen Emanzipation 
beseitigen zu können. Dazu sei eine soziale 
Emanzipation nötig. Der PDS wirft der Autor 
vor, sich diesen Erkenntnissen zu verschlie- 

ßen und dementsprechend den Sozialismus 
nicht mehr als soziale Befreiung zu begrei- 
fen, durch deren Abschaffung des Privatei- 
gentums ein wesentlicher Einschnitt in die 
.naturgesetzliche" Entfremdung der Men- 
schen vorgenommen würde. sondern das 
sie nur noch von,,Visionen" oder von,,sozia- 
listischen" Vorstellungen schwätze. Heuer 
nat ein Buch vorgelegt,dasan oesteTraditio- 
nen I'nker P,blizisti~an~nu~ft und dabeioie 
aktuellen internationalen ~erhältnisse nicht 
außer acht lässt. 

Jürgen Meier (Hildesheimj 

Arbeit auf.Es blieb nicht bei der klassischen 
Aufklärungsarbeit. Waffenlieferungen in F. & 
Spannungsgebiete der Dritten Welt, in die $ 
offiziell aus der Bundesrepublik nicht gelie- 
fert werden darf-wurden immer wieder mit 
Hilfe des BNDs organisiert.Schon 1958 hatte 
der BND die Palastwache des Königs von 
Saud -Arabien mit P~stolen und Funkgeraten 
a~sger~sret  In der zweiten Halfte der 6Oer @e?#x.kre- tndn* lia 
Jahre engagierte sich der BND in Saudi Ara- ! 
bien und im Iran zu Zeiten des Shah-Re- ' 

gimes auch bei der Schulung und Aufbau 
der Geheimdienste. 
Bei den Waffenlieferungen kannte der BND 
keine Hemmungen - im Biafrakrieg in Nigeria 
belieferte er sooar beide Büraerkrieasseiten. 
Ob das Apartheid-Regime in Südafrika und 
Rhodesien,dieMilitärdiktaturinGriechenland 
- der BND belieferte die Herrschenden mit 
Waffen.Zu Geheimdiensten vieler Diktaturen 
unterhielt er beste Kontakte.50 auch zum Ge- 
heimdienst des südafrikanischen Rassistenre- 
qimes , zu dem lediglich unter Kanzler Willy in Beziehung gebracht werde.Die FirmaTeie- 
Branor d e gehemen Drahte gekappt wur- m't nanp mi itarsches Material inoen Irakge- 
den.Brandti Nachfolger nelmut Schmidt ließ liefert - 'hr dama iger G~schaftsfuhrer haoe 
die Beziehungen wieder aufleben. 
Pikantes erfahren wir auch über die Unter- 
stützung der Contras in Nicaragua Ende der 
70er Jahre. 
,,Während die SPD-nahe Friedrich-Ebert-Stif- 
tung die Sandinisten in Nicaragua unter- 
stützte," schreiben die Autoren,„setzte die 
CDU-nahe Konrad-Adenauer-Stiftung aus 
dem BND stammende Operativgelder des 
sozialdemokratischen Kanzleramts zuguns- 
ten der Contras ein." 
Und auch die Waffeneinkäufer Saddam Hus- 
seins konnten auf die ,,unbürokratische 
Amtshilfe" des BND setzen. 
Die politische Kultur in der Bundesrepublik 
nahm durch dieAktivitätendesBNDSEhaden. 
So notieren die Autoren. dass immer wieder 
die Rede davon war, im Zusammenhang mit 
Waffenlieferungen seien Schmiergelder an 
die FDP geflossen. BND-Chef in den 80er Jah- 
ren war der Freidemokrat Klaus Kinkel. 
Die Autoren berichten.dass Ouellen aus der 
Waffenhändlerbranche den bis heute unge- 
klärten Mord am damaligen FDP-Schatz- 
meister Heinz Herbert Karry im Jahre 1981 
mit deutschen Waffenlieferungen an den lrak 

immer wieder davon gesprochen,dass er die 
FDP schmieren müsse,damit Waffenlieferun- 
gen in den lrak nicht blockiert werden. 
Mitte der 90er Jahre sorgte sich der BND - 
nach der Auflösung desOstblocks-dann um 
seine Existenzberechtigung und betätigte 
sich als agent provocateur im Bereich Uran- 
handel. Damals inszenierte der BND einen 
fingierten UranhandeLDie Aktion erregteals 
BND-Plutoniumskandal kurze Zeit die Ge- 
müter der Öffentlichkeit. 
Am Ende ihres Buches fragen sich die Auto- 
ren jedoch überraschenderweise, ob ein Ge- 
heimdienst heute nicht dringlicher denn je 
sei: als Aufklärungsapparat im ~ a m p f  gegen 
den Terror.Die Geschichte über die schmut- 
zigen Geschäftedes BND zeigt unsaber,dass 
der BND sich auf solch eine Funktion wohl 
kaum beschränken ließe.Alle Bundeskanz- 
ler- mit Ausnahme Brandts-haben sich von 
der zynischen Ideologie leiten lassen, dass 
ein Geheimdienst im Ausland lediglich den 
Gesetzen der Macht verpflichtet sei - nicht 
aber dem Grundgesetz. 

Ingo Zander (Kerpenj 




